
Rückzug vom Abzug
AFGHANISTAN Bundestag beschließt gegen ursprüngliche Pläne die Ausweitung des Bundeswehreinsatzes

D
as Fanal verbindet sich mit
dem Namen Kundus: Dass
die Taliban Ende Septem-
ber die Provinzhauptstadt
im Norden für einige Tage
überrennen konnten, hat

nicht nur das Vertrauen in die afghanische
Armee erschüttert. Geschwunden ist auch die
Zuversicht westlicher Politiker von Washing-
ton bis Berlin, dass man die ausländischen
Truppen nach nunmehr 14 Jahren Schritt für
Schritt zurückholen könne. Vom Abzug ist
keine Rede mehr.
Der Bundestag hat am vergangenen Don-
nerstag mit großer Mehrheit beschlossen, die
militärische Präsenz in Afghanistan wieder
zu verstärken (18/6743, 18/6946). Damit er-
höht sich die Zahl der einzusetzenden Bun-
deswehrsoldaten im Rahmen der Nato-Aus-
bildungs-, Beratungs- und Unterstützungs-
mission „Resolute Support“ von bisher 850
auf bis zu 980. Die Bundeswehr bleibt entge-
gen den ursprünglichen Plänen auch „in der
Fläche“, namentlich im Norden, präsent,
statt sich nur noch auf Beratung und Ausbil-
dung in Ministerien und Stäben in Kabul zu
konzentrieren. Zudem soll die Bundeswehr
afghanische Truppen bei ihren Einsätzen be-
gleiten dürfen – ein Umstand, den Linke
und Grüne bereits als Schritt in Richtung
Kampfeinsatz werten oder, wie die Grünen-
Abgeordnete Agnieszka Brugger, als „gefähr-
lichen Rutschbahneffekt“ kritisieren.
Aus Sicht der Koalition ist die Ausweitung
von „Resolute Support“ richtig und notwen-
dig, um bisher Erreichtes nicht zu gefährden
und all jene, „die am friedlichen Aufbau des
Landes interessiert sind, nicht im Stich zu
lassen“, wie es der SPD-Abgeordnete Lars
Klingbeil formulierte. Sein Fraktionskollege
Niels Annen sah „keinen Grund zur Freude,
weil sich Afghanistan nicht so entwickelt hat,
wie wir das erhofft haben“. Allerdings sei es
eben auch keine Option, Fortschritte zu
ignorieren oder gar das Land ganz seinem
Schicksal zu überlassen. Gerade die junge
Generation werde nicht akzeptieren, dass Af-
ghanistan „in das Mittelalter der Taliban-
Herrschaft zurückkehrt“, sagte Annen.

Erwartungen Verteidigungsministerin Ur-
sula von der Leyen (CDU) nannte 2015 ein
„hartes Jahr für Afghanistan“. Die Ankündi-
gung der ausländischen Truppen, sich aus
der Fläche zurückzuziehen, habe die Taliban
ermutigt, die afghanische Armee „teilweise
entmutigt“. Es gehe nun darum, die „reine
Orientierung an Zeitlinien“ zu korrigieren
und stattdessen die militärische Präsenz an
den Fortschritten zu bemessen. Der Einsatz
sei zudem kein „Blankoscheck“, sondern mit
klaren Erwartungen an die afghanische Re-

gierung verbunden, endlich wichtige Refor-
men – vor allem Wirtschaftsreformen – an-
zugehen. „Wir dürfen in der wirtschaftlichen
Aufbauarbeit und in der Entwicklungszu-
sammenarbeit in Afghanistan nicht nachlas-
sen, gerade weil wir uns militärisch weiter
zurückziehen und nur noch im Hintergrund
agieren“, sagte von der Leyen.
Es könne nicht sein, dass
Deutschland die Bundeswehr
schicke, „um zu stabilisieren
und Schritt für Schritt die Ei-
genständigkeit Afghanistans
wiederherzustellen, und
gleichzeitig die ausgebildeten
und wohlhabenden Afgha-
nen das Land verlassen“.
Christine Buchholz (Die Lin-
ke) bezeichnete „den Nato-
geführten Krieg in Afghanis-
tan“ als gescheitert. Der Ein-
satz zeige, dass sich Frieden
und Demokratie nicht von außen erzwingen
ließen. Statt dieses Scheitern einzugestehen,
entsende die Bundesregierung erneut mehr
Soldaten. Die Tatsache, dass viele Menschen
aus Afghanistan fliehen (siehe Text unten),
zeige, dass sie die Hoffnung auf Frieden und
eine sichere Zukunft verloren hätten. Es sei

zynisch, wenn Innenminister Thomas de
Maizière (CDU) argumentiere, dass deutsche
Soldaten Afghanistan sicherer machten und
man deshalb erwarten könne, dass die Af-
ghanen im Land blieben, sagte Buchholz.
Agnieszka Brugger (Grünen) lenkte den Blick
auf positive Entwicklungen wie den Zugang

zu Bildung insbesondere
für Mädchen. „Diesen Fort-
schritt können auch rück-
wärtsgewandte Taliban
nicht mehr zerstören.“ Der
14 Jahre währende Einsatz
zeige aber, dass es nicht ge-
lungen sei, die Taliban mi-
litärisch zu besiegen. Wie
lange die Bundeswehr blei-
be und anhand welcher
Kriterien sie eines Tages
vollständig abziehe – da-
rauf gebe die Bundesregie-
rung keine Antwort und

„diese Unklarheit birgt Gefahren für die Zu-
kunft“. Hinzu komme, dass die politischen
Akteure in Kabul „das alte Spiel der Macht-
kämpfe, der Klientelpolitik und der Korrupti-
on weiter“ treiben würden, statt endlich ei-
nen besseren Staat aufzubauen. „Wie kann
unter diesen Bedingungen Ihr militärisches

Engagement zum Erfolg führen?“, fragte
Brugger.
Jürgen Hardt (CDU) nannte es „klug und
richtig“ vom Zeitplan abzuweichen und vom
Rückzug aus der Fläche abzusehen. Die Si-
tuation sei nach wie vor nicht so, „dass wir
auf diesen Einsatz verzichten können“,
wenngleich auch zur Kenntnis genommen
werden müsse, dass es in vielen Regionen
durchaus relativ stabile Verhältnisse gebe. Al-
lein die Tatsache, dass in den vergangenen
Jahren Hunderttausende Afghanen wieder in
ihre Heimat zurückgekehrt seien, spreche für
die Erfolge des militärischen Engagements.
Hardt begrüßte die Einigung der Innenmi-
nister der Bundesländer, die Entscheidung,
generell niemanden nach Afghanistan zu-
rückzuführen, zugunsten einer individuellen
Prüfung aufzuheben. „Das halte ich für eine
logische Konsequenz unserer Anstrengungen
in Afghanistan.“
In diesem Punkt scheint allerdings zwischen
Union und SPD nicht unbedingt Einmütig-
keit zu bestehen: Die Vorstellung, man kön-
ne jetzt im großen Rahmen Rückführungen
organisieren, halte er „auch nach den Lage-
berichten unserer eigenen Botschaft in Kabul
für unrealistisch“, sagte Sozialdemokrat An-
nen. Alexander Heinrich T

Friedenstauben als Wandmalerei an einem Schutzwall aus Beton im Regierungsviertel in Kabul © picture-alliance/dpa

EDITORIAL

Mit wacher
Begleitung

VON JÖRG BIALLAS

Was in der Außenpolitik heute richtig ist, kann
morgen falsch sein – und umgekehrt. Zumal in
Krisenregionen ist es nahezu unmöglich, politi-
sche Zustände langfristig zu prognostizieren.
Zu instabil, zu anfällig sind häufig mühsam
aufgebaute staatliche Strukturen. Binnen ver-
gleichsweise kurzer Zeit verändern sich
Machtverhältnisse und damit die Einflussfak-
toren auf die Zukunft des Landes.
So war und ist es auch in Afghanistan. Jetzt,
das hat der Bundestag in der vergangenen
Woche nach kontroverser Debatte beschlos-
sen, sollen dorthin wieder mehr deutsche Sol-
daten geschickt werden.
Das klingt inkonsequent. Ein alter Fehler, der
abermals gemacht werde, kritisieren deshalb
auch die Gegner dieses Einsatzes. Nein, not-
wendige Hilfe, um Erreichtes nicht vollends zu
gefährden, kontern die Befürworter. Immerhin
habe niemand vorhersehen können, wie sich
das Vakuum entwickelt, das nach dem Rück-
zug der Bundeswehr entstanden war.
So viel steht fest: Zum Guten haben sich die
Dinge in Afghanistan tatsächlich nicht entwi-
ckelt. Die Protagonisten der radikal-islami-
schen Lehre sind wieder aus dem Untergrund
hervorgekrochen, in den sie die westlichen
Truppen gezwungen hatten. Die Hoffnung, we-
nigstens in Ansätzen ein von demokratisch-
modernen Werten geprägtes und mithin fried-
liches Zusammenleben der Menschen vermit-
telt zu haben, ist vielerorts im Wiedererstarken
der alten Machthaber zerstoben.
Das Ziel dieser Einsätze war und ist vor allem
auch der Aufbau von Ordnungsstrukturen im
Land, die eines Tages ohne fremde Hilfe funk-
tionieren. Dass das in einer Nation, in der Vet-
ternwirtschaft und Korruption nicht als ver-
werflich, sondern als ganz normal gelten, nur
schwer zu erreichen ist, liegt auf der Hand.
Trotzdem sehnen sich die meisten Afghanen
nach Frieden, Gewaltlosigkeit und einer gesi-
cherten Zukunft für ihre Kinder in der Heimat.
Daraus erwächst Verantwortung. Auch für den
Westen.
Vor dem Hintergrund der Flüchtlinge aus Af-
ghanistan, die immer noch in Scharen nach
Europa drängen, hat Deutschland ein handfes-
tes Interesse an stabilen Verhältnisse am Hin-
dukusch. Deshalb mag ein erneutes militäri-
sches Engagement dort zu rechtfertigen sein.
Jedenfalls dann, wenn der Bundeswehr-Ein-
satz von der Politik wach und kritisch begleitet
wird.

»Das Jahr
2015 ist

ein hartes
Jahr für

Afghanistan
gewesen.«

Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen (CDU)

KOPF DER WOCHE

Am Ziel seines
Engagements
Jan Philipp Albrecht Das schönste Geburts-
tagsgeschenk kam für den Grünen-Europaab-
geordneten Jan Philipp Albrecht, der am

Sonntag 33 Jahre alt
wurde, vergangene
Woche aus Brüssel:
Nach vier langen
Jahren Gerangels
zwischen EU-Parla-
ment und Minister-
rat wurde endlich
die Einigung über
die neue Daten-
schutz-Grundverord-
nung der EU verkün-

det. Albrecht, der 2009 als damals jüngster
deutscher Abgeordneter ins Europaparlament
eingezogen war, ist der Berichterstatter bei
diesem Thema für die EU-Abgeordneten. Bür-
gerrechte sind für den Datenschutzexperten
schon lange ein Thema. Und im Zuge der Auf-
merksamkeit für das Thema nach den
Snowden-Enthüllungen hat es der Nieder-
sachse mittlerweile zum Filmstar geschafft: In
dem jetzt angelaufenen Kinofilm „Democra-
cy – im Rausch der Daten“ steht Jan Philipp
Albrecht im Mittelpunkt. kru T
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ZAHL DER WOCHE

3.999
Änderungswünsche der Europaparla-
ments-Fraktionen gab es in den insgesamt
vierjährigen Beratungen zur neuen Daten-
schutz-Grundverordnung der EU. Das war
ein neuer Parlamentsrekord.

ZITAT DER WOCHE

»Eines der
wichtigsten
EU-Reform-
projekte«
Heiko Maas (SPD), Bundesjustizminister,
zur Einigung vergangene Woche in Brüssel
über die neue Datenschutz-Grundverord-
nung der Europäischen Union
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»Bekämpfen Sie Fluchtursachen, nicht Flüchtlinge«
FLUCHTPRÄVENTION Opposition fordert Stopp von Rüstungsexporten und fairen Handel. Sorge um Lage in Afghanistan

Fast eine Million Menschen kamen
nach Angaben des UN-Flüchtlings-
hilfswerks (UNHCR) in diesem Jahr
über das Mittelmeer nach Europa.

Auf der Liste der Herkunftsländer stand Sy-
rien an erster Stelle, gefolgt von Afghanis-
tan, Irak und Eritrea.
Besonders Afghanistan bereitet Beobach-
tern Sorge. Derzeit verlassen pro Monat bis
zu 100.000 Menschen das Land, nur die
wenigsten von ihnen kommen nach
Deutschland. Doch das könnte sich bald
ändern. Der Afghanistan-Experte Reinhard
Erös beschrieb vor einigen Wochen in der
ARD-Tagesschau eine sich dramatisch ver-
schlechternde Situation im Land. Zwei
Millionen Menschen säßen in der Haupt-
stadt Kabul und anderswo auf gepackten
Koffern. „In Afghanistan sind in den letz-
ten Monaten mehr Zivilisten ums Leben
gekommen als in den vergangenen 14 Jah-
ren“, sagte Erös. Warum das so ist, erklärte
vergangene Woche der Afghanistan-Beauf-
tragte für Humanitäres der Vereinten Na-
tionen, Mark Bowden: Die Zahl der von
den Taliban eingenommenen Distriktzen-
tren sei in diesem Jahr sprunghaft angestie-
gen, sagte er in New York. „23 wurden in

diesem Jahr von den Taliban erobert. 2014
waren es drei.“ Auch wenn diese Gebietsge-
winne, wie im September in der Provinz-
hauptstadt Kundus, oft nur kurzfristig sei-
en. „Sie senden Schockwellen in die Bevöl-
kerung“, warnte Bowden.
Die Bundesregierung will dennoch im Ein-
zelfall über eine Rückführung von Asylbe-
werbern aus Afghanistan entscheiden. Es
gebe Gebiete, in denen sich ein „weitge-

hend normales Leben“ abspiele, erklärte
Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU). Doch diese Haltung stößt
bei der Opposition im Bundestag auf mas-
sive Kritik. In der Debatte über zwei Anträ-
ge (18/7046, 18/7039) von Grünen und
Linken, in denen diese ein größeres Enga-
gement bei der Bekämpfung von Fluchtur-
sachen fordern, warf Claudia Roth (Grüne)
der Koalition vor, Abschottung zur Richt-
schnur ihres politischen Handelns zu ma-
chen. „Dann ist es auch nur logisch, wenn
mit dem Etikett sicherer Herkunftstaaten
Realität politisch umdefiniert wird, sogar
in Ländern wie Afghanistan, der Türkei
oder dem Kosovo“, urteilte sie. Ihr Appell:
„Bekämpfen Sie Fluchtursachen, nicht
Flüchtlinge!“
Sevim Dagdelen (Die Linke) sagte, die Ab-
schiebung von Kriegsflüchtlingen nach Af-
ghanistan oder von Roma in den Kosovo
würde die Probleme nicht lösen. Durch ih-
re „militärische Außenpolitik“ schaffe die
Bundesregierung jeden Tag nur neue
Fluchtursachen, urteilte Dagdelen, etwa,
indem sie weiter Waffen exportiere. Die
Forderungen beider Fraktionen: Rüstungs-
exporte stoppen, legale Einreisemöglich-

keiten nach Europa schaffen, fair Wirt-
schaften und Handeln.
Die Linken wollen darüber hinaus, dass
sich die Bundesregierung nicht länger an
„Regime-Change-Strategien“ und Nato-Mi-
litärinterventionen beteiligt. Dazu sagte
Roderich Kiesewetter (CDU): „Wo wären
wir denn, wenn wir Ihrem Antrag mit Blick
auf Afghanistan folgen würden? Dann
würden die Taliban immer noch regieren!“
Er betonte zudem, das Auswärtige Amt ha-
be sein Engagement bei der Flucht- und
Krisenprävention bereits deutlich verstärkt.
Ute Finckh-Krämer (SPD) sagte, die Welt-
gemeinschaft müsse Waffenstillstands- und
Friedensprozesse unterstützen und deut-
lich mehr humanitäre Hilfe leisten. „Mit-
telfristig“, urteilte sie, „brauchen wir aber
einen umfassenden Neuansatz für die Re-
gionen, aus denen die Flüchtlinge stam-
men.“ Johanna Metz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

MIT DER BEILAGE
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Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH
60268 Frankfurt am Main

100.000 Menschen verlassen derzeit
Monat für Monat Afghanistan.
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Thema: Bundeswehr in Afghanistan
Parlament beschließt neues Mandat SEITE 1-3

DIE NEUE WELTORDNUNG
Chaotische Zustände verstärken den
Wunsch nach stabilen Strukturen SEITE 9

DIE NEUE BUCHWELT
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aktuelle politische Fragen SEITE 12, 13
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Die Pazifistin: Ute Finckh-Krämer

Sie hat es wieder getan. Mit wenigen weiteren SPD-Abgeordne-
ten stimmte Ute Finckh-Krämer vergangene Woche im Bundes-
tag – wie schon 2014 – gegen den „Resolute Support“-Einsatz
der Bundeswehr in Afghanistan. Statt eines Abzugs der deut-

schen Soldaten soll die Truppe am Hindukusch mit neuem Mandat
2016 sogar von 850 auf 980 Mann verstärkt werden, laut Regierung
zur Ausbildung der afghanischen Sicherheitskräfte. „Ich kann nicht
nachvollziehen, warum die Truppe in Afghanistan weiter aufgestockt
werden soll und nicht stärker auf Verhandlungen gesetzt wird“, em-
pört sich die Berliner Sozialdemokratin.
Seit Jahren sei klar, dass der Bürgerkrieg am Hindukusch durch „Ein-
mischungen von außen nicht gewonnen werden kann“, sagt Finckh-
Krämer. Insofern seien Begründungen wie der Bundesregierung für
das erweiterte Mandat „nicht nachvollziehbar“, dass nun auch die Ta-
liban im Land selbst den Krieg nicht gewinnen könnten. In dem jahr-
zehntelangen Konflikt habe sich deutlich gezeigt, dass letztlich nie-
mand obsiegen könne – weder die Sowjets, Pakistan, die von den
USA unterstützten Aufständischen, die Taliban noch die derzeitige Re-
gierung in Kabul. Finckh-Krämer: „Wir müssen intensiv darüber nach-
denken, wie dieser Krieg beendet werden kann, ohne Sieger und Ver-
lierer. Sonst gibt es am Hindukusch keinen Frieden.“
Sie sei froh gewesen über die Reduzierung der Truppe nach Auslaufen
des Isaf-Kampf-Mandats vor einem Jahr. Ein Land wie Deutschland,
dass aus historischen Gründen bei den Afghanen immer noch hohes
Ansehen habe, sei besser beraten, als „ehrlicher Makler“ Friedenspro-
zesse anzustoßen. „Als Partei im Bürgerkrieg wird das aber schwer

gelingen.“ Im August hatte die Abgeordnete auf einer Afghanistan-
Reise in einer Delegation mit Außenminister Frank-Walter Steinmeier
(SPD) Einblicke in die Situation im Land gewonnen.
Wird die Bundeswehrmission am Hindukusch zum endlosen Einsatz?
„Ich sehe darin jedenfalls kein ernsthaftes Ausstiegsszenario und kei-
nen ernsthaften Weg zur Unterstützung eines Friedensprozesses“, sagt
Finckh-Krämer. „Deutschland sollte sich militärisch aus Afghanistan
zurückziehen.“ Berlin solle sich nur noch beim zivilen Aufbau engagie-

ren, der Modernisierung des Landes, dem Bildungssystem, dem Agrar-
Wiederaufbau oder der Polizeiausbildung.
Kann durch die Bundeswehrpräsenz die starke Fluchtbewegung vieler
Afghanen nach Deutschland gebremst werden, wie manche in Berlin
hoffen? „Nein. Die Flucht der Afghanen hat viele Ursachen“, sagt
Finck-Krämer. Die Hilfe für eine Kriegspartei werde die Flucht, die ja
nicht nur kriegsbedingt sei, nicht stoppen.

Ute Finck-Krämer ist aus Prinzip gegen alle Bundeswehreinsätze unter
Waffeneinsatz, mit Ausnahme von UN-Missionen mit Waffen nur zur
Selbstverteidigung. Die 59-Jährige ist überzeugte Pazifistin und seit ih-
rer Schulzeit friedenspolitisch aktiv. Geprägt wurde sie von ihrem Va-
ter, dem evangelischen Pfarrer Ulrich Finckh. Die Ikone der Friedensbe-
wegung hatte in Zeiten des Ost-West-Konflikts drei Jahrzehnte lang
die Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer ge-
leitet. So hatte Tochter Ute konsequenterweise auch 2001 am Reichs-
tag gegen das erste, noch unter SPD-Kanzler Gerhard Schröder durch-
gesetzte Bundeswehrmandat in Afghanistan demonstriert.
Wie hält sie es in der SPD aus, die seit den 1990er Jahren allen Bundes-
wehr-Auslandseinsätzen, vom Balkan bis zu Syrien, zugestimmt hat?
Warum ist sie nicht in der Linkspartei? „In der Breite der Politikfelder
fühle ich mich am besten in der SPD aufgehoben“, sagt Finckh-Krämer.
Die SPD habe immer eine starke friedenspolitisch engagierte Minderheit
gehabt. Im übrigen sei die Linke „keine pazifistische Partei“.
Im Bundestag und dort im Auswärtigen Ausschuss sitzt die gebürtige
Wiesbadenerin für Berlins SPD seit 2013. Im ersten Leben vor der Poli-
tik aber hatte die promovierte Mathematikerin jahrzehntelang mit der
„Königin der Wissenschaften“ zu tun. Zuerst in der Erwachsenenbil-
dung in Minden und dann im Berliner Benjamin-Franklin-Klinikum, bis
sie 2000 ins Presse- und Informationsamt der Bundesregierung wech-
selte.Was bleibt der verheirateten Mutter zweier Söhne als Hobby? Ai-
kido, die „pazifistischste“ aller asiatischen Kampfsportarten, sagt die
ebenso drahtige wie zierliche kleine Frau. Der Gegner dürfe nicht
ernsthaft verletzt werden. Hans Krump T

.....................................................................................................................................................

»Ich kann nicht
nachvollziehen,

warum die Truppe
in Afghanistan weiter

aufgestockt werden soll.«
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Herr Hardt, als der Bundestag vor ei-
nem Jahr die „Resolute Support Mission“
für Afghanistan beschlossen hat, war die
Rede von einer Abzugsperspektive. War
der Plan zu voreilig?
Wir haben im Laufe des Jahres festgestellt,
dass insbesondere der Rückzug aus der Flä-
che womöglich zu ehrgeizig war. Jetzt geht
es darum, den seit 14 Jahren laufenden Un-
terstützungseinsatz in Afghanistan nicht
durch ein übereiltes Ende zu gefährden.
US-Präsident Barack Obama hat erklärt,
dass für ihn nicht der Abzug Ende 2016
Priorität hat, sondern die Stabilität Afgha-
nistans. Das war bereits letztes Jahr unsere
Position. Wir werden den Einsatz fortsetzen
und mit zusätzlichen Aufgaben im Bereich
des Fernmeldewesens die Zahl der Soldaten
von 850 auf bis zu 980 erhöhen. Wir verän-
dern nichts am Auftrag der Bundeswehr. Es
bleibt bei der Ausbildungs- und Unterstüt-
zungsmission, weil nachhaltige Sicherheit
nur dann gewährleistet werden kann, wenn
Streitkräfte, Polizei und Justiz Afghanistans
selbstbewusst und aus einer Position der
Stärke heraus den Gegnern entgegentreten
können, die im Land ihr Unwesen treiben.

Deutschland stellt Hunderte Millionen
Euro zur Verfügung, die Afghanistan eine
selbsttragende Entwicklung ermöglichen
sollen. Trotzdem gehört das Land zur den
Hauptherkunftsländern von Flüchtlingen.
Stößt der „vernetzte Ansatz“ in Afghanis-
tan an seine Grenzen?
Zunächst ist festzuhalten, dass viele Hun-
derttausend Menschen in den vergangenen
Jahren nach Afghanistan zurückgekehrt
sind, wir also kein Szenario erleben wie jetzt
in Syrien. Aber die zwischenzeitliche Ein-
nahme von Kundus durch die Taliban hat
für Verunsicherung gesorgt. Umso mehr
müssen wir den Menschen in Afghanistan
das Gefühl geben, dass wir dauerhaft an ih-
rer Seite stehen. Wir müssen auch den Mut
haben, Menschen in jene Regionen zurück-
führen, die wir als hinreichend sicher be-
trachten können. Die afghanische Regierung
ist aufgefordert, ihrer völkerrechtlichen Ver-
pflichtung nachzukommen und afghanische
Bürger aufzunehmen. Es gibt im Norden des
Landes und in Kabul trotz aller Probleme ei-
ne hinreichende Sicherheit. Es gibt keine flä-
chendeckende Bedrohung mehr, so wie das
unter der Herrschaft der Taliban der Fall war,
insbesondere dort, wo Al-Qaida Rückzugs-
räume hatte.

Es gibt immer wieder Berichte über
Verbindungen zwischen Taliban und pakis-
tanischen Behörden. Muss Pakistan mehr
in die Pflicht genommen werden?
Wir ermutigen die afghanische Regierung,
das Gespräch mit der pakistanischen Seite
zu suchen – das war übrigens ein wichtiger
Punkt beim Besuch von Bundesverteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen in Af-
ghanistan Anfang Dezember. Kabul bemüht
sich ernsthaft um eine Annäherung an den
Nachbarn. Präsident Ghani war ja bereits in
Islamabad. Umgekehrt dürfte auch Pakistan
kein Interesse an einem Nachbarn haben,
der Terrorismus nicht wirksam und aus eige-
ner Kraft bekämpfen kann.

Halten Sie es für ausgeschlossen, dass
eines Tages mit den Taliban verhandelt
wird?
Es gibt auch unter den Taliban Kräfte, die für
eine friedliche Zukunft des Landes zu gewin-
nen sind. Das ist aber eine Entscheidung der
demokratisch gewählten afghanischen Re-
gierung. Sie muss entscheiden, wen sie für
gesprächsfähig hält.

Der Bundestag hat auch der Fortset-
zung von „Active Endeavour“ im Mittel-
meer zugestimmt, einem Einsatz, der noch
immer auf Artikel 5 des Nordatlantikver-
trags im Zusammenhang mit 9/11 gründet.
Soll aus dem Bündnisfall ein Dauerzu-
stand werden?

„Active Endeavour“ hat genauso wie UNIFIL
vor der libanesischen Küste, die Operationen
„Atalanta“ am Horn von Afrika und „Sophia“
vor der libyschen Küste dazu beigetragen,
dass wichtige internationale Seewege sicher
sind. Bei „Active Endeavour“ streben wir bis
zum Nato-Gipfel Mitte 2016 an, den Einsatz
vom Artikel 5 zu lösen und auf eine andere
völkerrechtliche Grundlage zu stellen.

Wie steht es um die völkerrechtliche
Legitimation beim militärischen Vorgehen
gegen internationalen Terror? Die Kritik
lautet, dass es sich de facto um einen gren-
zenlos aufgefassten „Krieg gegen den Ter-
ror“ handeln würde, der sich gegen nicht-
staatliche Akteure wendet.

Alle Bundeswehreinsätze, auch der in Af-
ghanistan und im Rahmen von „Active En-
deavour“ und der Syrien-Einsatz, haben ei-
ne tragfähige völkerrechtliche Grundlage.
Das Recht zur Selbstverteidigung, wie es
die Charta der Vereinten Nationen vor-
sieht, bezieht sich nicht nur auf Angriffe
durch Staaten, sondern auch durch nicht-
staatliche Akteure. Um den UN-Sicher-
heitsrat als rechtsschaffendes Gremium
noch handlungsfähiger zu machen, wäre
es allerdings wünschenswert, wenn wir ei-
nen Konsens erreichen könnten, den UN-
Sicherheitsrat zu reformieren und seine
Zusammensetzung zu ändern. Zudem gibt
es den Vorstoß Frankreichs, die fünf Veto-
mächte dazu zu bringen, dass sie auf ihr

Veto im Fall von Völkermorden verzich-
ten. Diesen halte ich für absolut unterstüt-
zenswert.

Was lässt sich aus den Fehlern in Af-
ghanistan beim Einsatz gegen den „Islami-
schen Staat“ (IS) lernen?
Man darf die Situation in einem Land, in
dem man einen Militäreinsatz plant, nie-
mals unterschätzen und sollte ein pessimis-
tisches Szenario mitbedenken. Zweitens ha-
ben wir gelernt, dass ein motivierter, gut
ausgebildeter einheimischer Soldat oder
Polizist ein ganz anderes Potenzial hat, in
seiner Heimat für Frieden und Sicherheit zu
sorgen als ausländische Kräfte. Deshalb set-
zen wir beim Kampf gegen den IS auf Akteu-
re am Boden, die mit der Region und den
Menschen vertraut sind, wie etwa die Pe-
schmerga im Nordirak.

Also kein Einsatz der Bundeswehr als
Bodentruppe – weder in Afghanistan noch
im Kampf gegen den IS?
US-Truppen führen gemeinsam mit der af-
ghanischen Armee nach wie vor auch militä-
rische Operationen durch. Das machen wir
dort nicht mehr. Mit Blick auf Syrien stellt
sich diese Frage heute nicht. Aber es wäre
nicht ehrlich, hier von vornherein eine rote
Linie zu ziehen.

Hätten Sie sich mehr Klarheit für das
Mandat beim Syrien-Einsatz gewünscht?
Der Einsatz besteht aus drei Teilen und der
Auftrag ist klar. Es geht um den Schutz des
französischen Flugzeugträgers „Charles de
Gaulle“, es geht um die Betankung französi-
scher Kampfflugzeuge durch unsere Tankflug-
zeuge und es geht um Aufklärung per Satellit
und aus der Luft. Der Auftrag der UN-Resolu-
tion 2249 umfasst das Recht, den IS dort zu
bekämpfen, wo er herrscht. Ein Lagebild, das
erlaubt zu beurteilen, wo der IS militärische
Stellungen hat, ist Voraussetzung dafür, das
Mandat ordnungsgemäß zu erfüllen.

Ist das politische Ziel für Syrien klar
genug definiert?
Es wird keinen Frieden in Syrien geben, so-
lange es den IS gibt. Und es wird keine
nachhaltige erfolgreiche Bekämpfung des IS
geben, solange es den Konflikt in Syrien
gibt. Es geht darum, eine Expansion des IS
zu verhindern, um dann auf der Basis eines
Friedensschlusses die syrischen Kräfte zu er-
mutigen, geschlossen gegen den IS auf syri-
schem Gebiet vorzugehen. Das hängt aller-
dings von zwei entscheidenden Punkten ab.
Die syrische Opposition muss einen Weg
finden, mit Kräften des syrischen Regimes zu
einer Vereinbarung zu kommen, die zu ei-
nem Waffenstillstand und idealerweise zu
Wahlen führt. Zum zweiten müssen wir
Russland davon überzeugen, sich der Be-
kämpfung des IS und der Befriedung Syriens
mit gleicher Konsequenz zu verschreiben,
wie wir das tun. Da gibt es positive Signale –
etwa das Tandem der Außenminister Law-
row und Kerry, die bei den Genfer Verhand-
lungen zeigen, dass Russland und Amerika
in dieser Frage an einem Strang ziehen. Aber
es gibt auch entmutigende Signale, wenn
man sich anschaut, welche Ziele mit russi-
scher Unterstützung in Syrien derzeit be-
kämpft werden. Das sind überwiegend keine
Stellungen des IS, sondern Orte, die der syri-
schen Opposition zuzuordnen sind.
Das Gespräch führte Alexander Heinrich. T
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»Rückzug
war zu
ehrgeizig«
JÜRGEN HARDT Ein übereiltes
Ende des Afghanistan-Einsatzes
würde das bisher Erreichte
gefährden, sagt der außenpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion
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GASTKOMMENTARE
MEHR SOLDATEN NACH AFGHANISTAN?

Das kleinere Übel
PRO Nichts sei gut in Afghanistan, hat die Theo-

login Margot Käßmann einmal gesagt.
Das ist schon eine Weile her, aber noch
immer nicht ganz falsch. Es geht langsa-

mer voran, als sich die Nationen gewünscht ha-
ben, die 2001 am Hindukusch den Krieg gegen
den Terror begonnen haben. Osama bin Laden ist
tot. Doch die Taliban sind nicht besiegt. Anderswo
sind neue Akteure des Schreckens aufgetaucht.
Es wäre zu kurz gegriffen, all das auf den militäri-
schen Einsatz gegen den Terror zurückzuführen. Si-
cher wurden Fehler gemacht. Das waren nicht nur
die fatalen „Kollateralschäden“ für die Zivilbevöl-
kerung. Der wichtigste Fehler war von Anfang an,
dass der Einsatz nur mit halber Kraft geführt wur-
de. George W. Bush wollte in Afghanistan ein Zei-
chen setzen. Als es nicht so recht voranging, verlor
er die Lust. Aus innenpolitischen Gründen. Des-
halb beschäftigte auch Barack Obama sich eher
damit, seine Soldaten nach Hause zu bringen, als
mit den Bedingungen eines Erfolges vor Ort.
Der ist auch weiterhin nicht so schnell zu erzielen.
Warum dann nicht sagen: Lieber ein Ende mit
Schrecken als ein Schrecken ohne Ende? Weil es
ein Schrecken für die Falschen wäre. Einen Trup-
penabzug würde das Regime in Kabul wohl nicht
überstehen. Es ist das kleinere Übel gegenüber ei-
ner totalen Machtübernahme der Taliban. Sie wür-
de die kleinen zivilisatorischen Fortschritte zerstö-
ren – die Schulen für Mädchen, den Beginn einer
Zivilgesellschaft. Und auch die noch höchst unvoll-
kommenen Anfänge eines Staatsaufbaus.
Um das alles zu schützen, braucht es, nicht nur,
aber auch: Soldaten. Sie müssen das afghanische
Militär schulen, ihm auch durch Aufklärung und
im Zweifel Einsätze aus der Luft helfen. Der Ein-
satz in Afghanistan ist noch lange nicht zu Ende.

Thomas Kröter,
DuMont-
Hauptstadtredaktion
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Es fehlt das Konzept
CONTRA Es mag wie ein Widerspruch klingen, ist aber

keiner: Mehr Soldaten in Afghanistan lösen
die Probleme nicht besser als weniger Sol-
daten. Das neue Bundeswehr-Mandat

krankt an den gleichen Fehlern wie das Ende der
Isaf-Mission, das uns erst vor einem Jahr als Lö-
sungsweg angepriesen wurde. Und an den glei-
chen Fehlern krankte wiederum auch Isaf selbst.
All den Einmärschen und den Rückzügen und Wie-
deraufstockungen ist nämlich eines gemeinsam:
Es fehlt ein tragfähiges Konzept für Stabilisierung
und Wiederaufbau des Landes.
Der Grünen-Abgeordnete und Afghanistan-Kenner
Tom Koenigs hat mehr als zehn Jahre lang allen
Mandaten zugestimmt, bis er Ende 2014 zu dem
Schluss kam: „Wir haben mal mehr, mal weniger
Soldaten entsandt, aber für die Sicherheit im Land
war das offenbar weniger relevant.“ Und jetzt un-
terschrieb er einen Antrag, in dem es hieß: „Die
jahrelange Strategie, vorrangig mit militärischen
Mitteln eine Friedenslösung erzwingen zu wollen,
ist gescheitert.“ Recht hat er, leider.
Erinnert sich noch jemand, wie der damalige SPD-
Vorsitzende Kurt Beck verhöhnt wurde, als er 2007
Gespräche mit moderaten Taliban forderte? Heute,
nach all den verlorenen Jahren, will auch die Ver-
teidigungsministerin eine Verhandlungslösung.
Aber die wird erschwert, wenn sich die seit
14 Jahren gemachte und von den Taliban propa-
gandistisch genutzte Erfahrung des afghanischen
Volkes fortsetzt: „Der Westen“ denkt sich eine
Mission nach der anderen aus, aber am täglichen
Blutvergießen ändert das nichts.
Daran zu glauben, dass mehr deutsche Uniformen
den Weg zum Frieden ebnen helfen – dazu haben
die Afghanen schon lange keinen Grund mehr.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Stephan Hebel,
freier Journalist
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Die Quadratur des Kreises
AFGHANISTAN Nach Jahren des Wiederaufbaus und der Militärinterventionen steht das Land noch immer nicht auf eigenen Füßen

D
ie westliche Welt atmete
erleichtert auf, als das
Ende des Afghanistan-
Einsatzes der Nato für
2016 angekündigt wor-
den war. Längst beschäf-

tigten andere Krisen im Nahen Osten die
Welt. US-Präsident Barack Obama machte
deutlich, dass er auch diesen Krieg, den er
von seinem Vorgänger geerbt hatte, noch
vor Ende seiner Amtszeit beenden wollte.
Dass die Abzugs-Entscheidung voreilig
war, dass das Land ohne internationale
Truppen schutzlos und geschwächt zu-
rückbleiben würde, wurde nur noch in Ex-
perten-Kreisen moniert.
Spätestens als die nordafghanische Stadt
Kundus zwischenzeitlich gefallen war und
die Taliban in der Stadt wüteten, wurde
weithin deutlich, dass der mit den Tatsa-
chen im Land kaum zu vereinbarende vor-
schnelle Abzug offenbar ein Fehler war.
Der monatelang vorbereitete Einfall der
Taliban in eine der fünf großen Städte Af-
ghanistans war eine schallende Ohrfeige
für westliche Regierungen. Ihr demonstra-
tiver Optimismus ist seitdem einem Ver-
such der Klärung gewichen. Enttäuschte
sprechen von einem Fiasko, Vorsichtigere
von einem schlecht gemanagten Erfolg. Ei-
nig sind sich alle in der Erkenntnis, dass
die Mission keineswegs „accomplished“
war, als Washington den Abzug beschloss.
Und jetzt scheint es, als gehe es zurück auf
Los: Am vergangenen Donnerstag stimmte
im Bundestag eine große Mehrheit der Ab-
geordneten für die Aufstockung der Bun-
deswehr und die Verlängerung des Einsat-
zes im Rahmen der Ausbildungs- und Trai-
ningsmission „Resolute Support“. Kritiker
sagen, dass die Zustimmung unter dem
Eindruck Tausender flüchtender Afghanen
stand und wohl weit mehr der Einsicht in
die Notwendigkeit geschuldet war als das
Ergebnis einer klaren Strategie.

Zivile Aufgaben Grob gesagt, blieb das ers-
te Kapitel der westlichen Intervention, also
der Einsatz bis Ende 2014, im Schatten des
Militärischen. Obwohl die westlichen Mili-
tärs im Kampf gegen die Aufständischen
durchaus erfolgreich waren, scheiterten sie
häufig an zivilen Aufgaben, die ihnen von
der Politik aufgetragen worden waren. Als
die Isaf-Mission aufgelöst wurde, identifi-
zierten Militärs im Isaf-Hauptquartier hun-
derte Aufgaben, die ziviler Natur waren,
aber bisher von ihnen gemanagt worden
waren. Im Rückblick erscheint dies als eine
folgenschwere Überforderung der Truppen,
die ab 2008 zunehmend militärische He-
rausforderungen und wieder erstarkte Tali-
ban zu meistern hatten.

Dabei war, in der Rückschau, lange nicht
klar, was „der Westen“ in Afghanistan ei-
gentlich alles erreichen wollte. Neben Isaf
operierten in Afghanistan UN-Institutio-
nen und US-Kampftruppen sowie ein Heer
an Nichtregierungsorganisationen. Natio-
nale Egoismen überwogen oft genug den
Willen zur konzertierten Aktion.
Die Nato-Generäle hatten all die Jahre
stets die von ihren Regierungen festgeleg-
ten Truppenzahlen und zeitliche Vorgaben
kritisiert. Unvergessen ist
der Rüffel des damaligen
US-Verteidigungsministers
Donald Rumsfeld, der sei-
ne Strategen belehrte,
„man zieht in den Kampf
mit den Truppen die man
hat, nicht mit denen, die
man sich wünscht“. Heute
sorgen sich Bundeswehr-
Experten hinter vorgehal-
tener Hand, dass mit der
genehmigten Aufstockung
von bis zu 850 auf insge-
samt 980 Soldaten nicht
wirklich „Staat zu machen“ sei.
Eine andere Frage scheint ebenso unklar
wie zu Beginn: Was wissen wir über Afgha-
nistan?
Dabei waren Strategen von Anfang stolz
auf das vielbeschworene „vernetzte Heran-
gehen“. Damit war gemeint, dass Militär
und zivile Kräfte gemeinsam am Wieder-
aufbau arbeiteten. So ganz hat dies nicht
funktioniert. Wie aber kann der nun neu
aufgelegte Afghanistan-Einsatz diesmal si-
cherstellen, dass zivile Aufgaben auch von
zivilen Experten und Institutionen über-
nommen werden?
Der Gesamtbetrag, den die Bundesrepu-
blik im Zeitraum 2001 bis 2015 für zivilen

Wiederaufbau und Entwicklung bereitge-
stellt hat, beträgt nach Angaben der Bun-
desregierung rund 4,1 Milliarden Euro. Al-
lein in diesem und im nächsten Jahr sol-
len jeweils 430 Millionen Euro an zivilen
Mitteln nach Afghanistan fließen, davon
250 Millionen als Mittel der Entwick-
lungszusammenarbeit und 180 Millionen
Euro für den Stabilitätspakt Afghanistan.
Ohne Zweifel hat es große Fortschritte ge-
geben, und dennoch verlassen die Afgha-

nen jetzt zu Tausenden ihr
noch immer kaum funkti-
onsfähiges Land. Die Af-
ghanen, die in den ersten
Jahren der Intervention
durchaus freudig optimis-
tisch einer glänzenden Zu-
kunft entgegengehen woll-
ten, sind enttäuscht. Nach
drei Präsidentschaftswah-
len, nach wachsendem Ent-
setzen über die Korruption
ihrer Eliten und nach im-
mer neuen Wellen der Tali-
ban-Gewalt scheinen viele

keine Hoffnung mehr zu haben.
Und selbst jene, die noch bleiben wollen,
fragen sich seit Ende 2014 besorgt, wo
denn bloß die Jobs sind, die sie zum
Überleben brauchen. Sie hofften auf Infra-
strukturprojekte, die ihnen ermöglichen
würden, neue Wirtschaftszweige aufzu-
bauen und mehr Arbeitsplätze zu schaf-
fen. Westliche Entwicklungszusammenar-
beit entsprach mit einigen Projekten die-
sem Wunsch, aber sie konzentrierte sich in
den ersten Jahren hauptsächlich auf den
Aufbau staatlicher Institutionen und die
Verbesserung der Lebensbedingungen von
Kindern und Frauen. Wichtige Hilfen, die
zudem zu Hause, in den westlichen Parla-
menten leichter, und schneller als Erfolg
vorzuweisen waren.
Afghanische Frauen haben heute mehr
Möglichkeiten und bessere Chancen.
Gleichzeitig hat die offensive Förderung
von Frauen und Mädchen junge afghani-
sche Männer verunsichert und sie, die ei-
gentlich ebenso Verfechter progressiver Ge-
danken sein sollten, zum Teil erneut zu
kleinen Patriarchen reifen lassen, die wie-
der ein offenes Ohr für konservative Mul-
lahs und deren schlichtes Gesellschaftsbild
haben.
Beim Aufbau einer Volkswirtschaft setzten
die Geber auf Wettbewerb und neoliberale
Rezepte: Afghanistans Grenzen sind für al-
le Produkte aus dem Ausland weit geöff-
net. Eine Folge ist, dass der einzige Wirt-
schaftszweig in Afghanistan mit Wachs-
tumstendenz der Opium-Anbau ist – kei-
ne beruhigende Nachricht für eine junge

Volkswirtschaft. Afghanistan bleibt er-
schreckend wettbewerbsunfähig und eine
Rentierwirtschaft mit viel zu vielen Impor-
ten.
Laut Weltbank sank die unternehmerische
Tätigkeit Afghanistans seit 2014 rapide.
Das Wirtschaftswachstum, welches 2013
noch 3,7 Prozent betrug, fiel 2014 auf 1,7
Prozent. Das deutet darauf hin, was Exper-
ten häufig befürchtet hatten: Dass sich
nämlich das Wirtschaftswachstum zu ei-
nem guten Teil der Anwesenheit westlicher
Truppen und Aufbauhelfer verdankte. Mit
den Truppen verschwanden die Jobs, die
Aufträge, die Unternehmen.

Verteilung Stets hieß das Motto, erst müs-
se Sicherheit geschaffen werden, dann sol-
le investiert werden. Nun kommt die He-
rausforderung einer Quadratur des Kreises
gleich: Es müssen Jobs bei gleichzeitigem
Kampf gegen die Aufständischen geschaf-
fen werden. Das heißt, dass die Wirtschaft,
die unter zahllosen Projekten zu guter Re-
gierungsführung, Stärkung der Zivilgesell-
schaft und Geschlechterfragen oft genug in
Vergessenheit geraten war, nun absoluten
Vorrang haben muss. Auch die Verteilung
im Land müsste dringend gerechter gestal-
tet werden. Denn vom Wachstum profi-
tierten bisher nur wenige. Das schafft eine
weitere tiefe Kluft und treibt viele junge
Menschen ohne Bildung und Zukunftsaus-
sicht in die Reihen der Taliban.
Doch in der Vergangenheit wurden die af-
ghanischen Gewerkschaften in der Ent-
wicklungsarbeit und beim zivilen Aufbau
so gut wie gar nicht berücksichtigt. Dabei
wurde im Westen übersehen, dass sie die
einzigen Organisationen sind, die sowohl
die dringend benötigten Arbeitsrechtsre-
formen vorantreiben, als auch für eine ge-
rechtere Verteilung des Reichtums kämp-
fen könnten.
Jahrelang sprachen westliche Politiker von
Demokratie in Afghanistan. Sie verspra-
chen, das kriegsgebeutelte Land auf dem
Weg zu demokratischen Strukturen zu un-
terstützen. Die Erfolge in diesem Bereich
waren tatsächlich enorm. Obwohl es wei-
terhin viel zu kritisieren gibt, haben die
Afghanen es geschafft, mehrere Wahlen zu
organisieren, eine freie Medienlandschaft
aufzubauen und die Saat der demokrati-
schen Idee in der Gesellschaft aufgehen zu
lassen. Die afghanischen Wähler haben
bei der letzten Präsidentschaftswahl die
gesamte Welt überrascht. Den Drohungen
der Taliban trotzend gingen Millionen zur
Urne.
Sie wurden aber von ihren eigenen Politi-
kern enttäuscht, die es nicht geschafft ha-
ben, den Wahlprozess transparent zu ge-

stalten. Weil US-Politiker einen schnellen
und ordentlichen Rückzug ihrer Truppen
erreichen wollten, setzten sie ihre afghani-
schen Kollegen unter enormem Druck.
Die zur Zeit in Kabul herrschende „natio-
nale Einheitsregierung“ ist ein Konzept
aus Washington. Die damaligen afghani-
schen Präsidentschaftskandidaten, also
der heutige Präsident Aschraf Ghani und
sein sogenannter „Geschäftsführer“ Abdul-
lah Abdullah, wurden zur Zusammenar-
beit gezwungen. Das Wahlergebnis wurde
nie veröffentlicht.
Dadurch wurden nicht nur die Wähler
enttäuscht, es ging auch ein falsches Signal
in die Reihen der Sicherheitskräfte. Diese
waren bereits seit Ende 2013 in der Lage,
das Land zum größten Teil allein zu kon-
trollieren. Doch nach der Gründung der
neuen Regierung herrschte Chaos. Solda-
ten und Polizisten wissen längst nicht
mehr, wem gegenüber sie loyal sein soll-
ten. Denn Ghani und Abdullah führen ih-
ren politisches Wettbewerb auch innerhalb
der „Einheitsregierung“, anstatt zu koope-
rieren. Dass wegen der Wirtschaftslage die
Gehälter der Sicherheitskräfte nicht regel-
mäßig bezahlt werden können, tut den
Rest. Dies dürfte auch einer der Haupt-
grund der Taliban-Erfolge sein: Nicht die
Taliban werden stärker, die afghanischen
Sicherheitskräfte werden schwächer.
Hinzu kommen neue Herausforderungen.
Heute ist der „Islamische Staat“ auch in

Afghanistan aktiv, die einst geeinten Tali-
ban scheinen sich zu zersplittern. Obwohl
der IS schwach ist und die Konkurrenz mit
den Taliban Kräfte zehrt, bedeutet die
neue Gemengelage eine neue potenzielle
Bedrohung, die auch umliegende Länder
wie Usbekistan oder Tadschikistan desta-
bilisieren könnte und nicht zuletzt Pakis-
tan, dessen Geheimdienst und dessen Mi-
litär häufig vorgeworfen wurde, mit einer
heimlichen Unterstützung der Taliban in
Afghanistan ein doppeltes Spiel zu trei-
ben.

Herausforderungen Auf die westliche Po-
litik wartet eine enorme Herausforderung:
Sie muss nicht nur die Aufbau- und Stabi-
lisierungsprogramme für Afghanistan auf-
recht erhalten und womöglich noch aus-
weiten, sondern auch einen Friedenspro-
zess mit den aufgeschlossenen Fraktionen
der Taliban ebenso fördern wie die Sicher-
heitskooperationen in der gesamten Regi-
on. Cem Rifat Sey T

Der Autor berichtet als freier
Korrespondent aus Kabul .

Der Afghanistan-Einsatz ist der komplexeste und auch teuerste Einsatz der Bundeswehr. Sie hat darüber hinaus eine ganze Reihe weiterer Missionen an teils heiklen Krisenherden in Nahost, in West- und in Ostafrika zu bewältigen.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

> STICHWORT
Hilfen für Afghanistan

> Wiederaufbau Seit 2001 hat Deutsch-
land rund 4,1 Milliarden Euro für Wie-
deraufbau und Entwicklung in Afghanis-
tan bereit gestellt. 2015 und 2016 sind
es jeweils 430 Millionen Euro.

> Bundeswehr Hinzu kommen die Kosten
für den Einsatz der Bundeswehr: Bei der
aktuellen „Resolute Support Mission“
liegen diese bei rund 245 Millionen
Euro. Beim Vorgänger-Mandat (ISAF) be-
liefen sich die einsatzbedingten Kosten
zuletzt auf 580 Millionen Euro pro Jahr.
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Qualifikation für Gesundheitsjobs
HEILBERUFE Der Nachweis von Qualifikatio-
nen in Gesundheitsberufen soll europaweit
einfacher werden. Mit den Stimmen aller Frak-
tionen hat der Bundestag dazu in der vergan-
genen Woche einen Gesetzentwurf (18/6616;
18/7081) zur Umsetzung einer Richtlinie der
Europäischen Union gebilligt.
In der EU-Vorlage 2013/55/EU geht es um die
Anerkennung von Qualifikationen unter ande-
rem in Heilberufen. Die EU-Richtlinie trat be-
reits am 17. Januar 2014 in Kraft und muss bis
zum 18. Januar 2016 in nationales Recht um-
gesetzt werden.
Der Bundesrat hatte einige Änderungsvor-
schläge zu dem Gesetzentwurf vorgelegt, je-
doch werden solche EU-Vorlagen üblicherwei-
se Eins-zu-Eins umgesetzt.
Teil der Gesetzesnovelle ist ein Europäischer
Berufsausweis, der das herkömmliche Aner-
kennungsverfahren und die Anerkennungsent-
scheidung ersetzt. Ferner ermöglicht die Neu-
regelung nunmehr einen „partiellen Berufszu-

gang“, wenn Antragsteller in ihrem Herkunfts-
land für einen Beruf uneingeschränkt qualifi-
ziert sind, ihre Ausbildung jedoch nur einen
Teil des Berufsbildes in einem anderen EU-Mit-
gliedsland ausmacht. In dem Fall ist Arbeitneh-
mern, die im Ausland arbeiten, der Zugang zu
diesem Teil des Berufes erlaubt.
Das Gesetz beinhaltet auch einen Vorwarnme-
chanismus in Fällen, wo nationale Behörden
bestimmten Berufsangehörigen die Ausübung
ihrer Tätigkeit ganz, teilweise oder vorüberge-
hend verboten haben. In solchen Fällen müs-
sen die zuständigen Behörden aller EU-Länder
unterrichtet werden.
Das gilt den Angaben zufolge für Ärzte, Zahn-
ärzte, Apotheker, Hebammen, Gesundheits-
und Krankenpfleger oder andere Berufsange-
hörige mit Auswirkungen auf die Patientensi-
cherheit.
Die Gesetzesnovelle umfasst auch Informati-
onspflichten bei der Verwendung gefälschter
Berufsqualifikationsnachweise. pk T

PID-Verfahren selten genutzt
GENTECHNIK Die Präimplantationsdiagnos-
tik (PID) wird in Deutschland bislang nur sehr
selten genutzt. Aufgrund der im Ausland ge-
machten Erfahrungen wurde von jährlich bis
zu 300 Anträgen ausgegangen. Tatsächlich
waren es 2014 erheblich weniger, wie aus ei-
ner Unterrichtung (18/7020) der Bundesregie-
rung an den Bundestag hervorgeht.
Der Zentralstelle zur Dokumentation der Ver-
fahren wurden für das Jahr 2014 insgesamt
13 Anträge auf PID gemeldet. In vier Fällen
(vier Paare) kam es zu insgesamt fünf PID.
Zahlen von 2015 konnten noch nicht berück-
sichtigt werden. Fachautoren hätten in einer
Veröffentlichung aber darauf verweisen, dass
seit Inkrafttreten der PID-Verordnung (PIDV)
am 1. Februar 2014 bis Ende Juni 2015 das
Verfahren in Deutschland 34 Mal angewendet
wurde.
Die vergleichsweise geringe Zahl wird auch
damit erklärt, dass es in der Anfangsphase we-
nige PID-Zentren gab. Nur dort ist die Durch-
führung der Untersuchung erlaubt. Am 1. Sep-
tember 2015 waren in Deutschland insgesamt
acht PID-Zentren zugelassen. Auch wenn mit
der Zulassung weiterer PID-Zentren und der
Arbeitsaufnahme weiterer Ethikkommissionen
ein Anstieg der Antragszahl einhergehen

könnte, dürfte diese „in den nächsten Jahren
die angenommene Höchstzahl von 300 Anträ-
gen pro Jahr nicht überschreiten“, heißt es in
der Unterrichtung weiter.
Dieser erste Erfahrungsbericht könne im Übri-
gen „noch keine Ansätze für eine verlässliche
Einschätzung der Konsequenzen einer Aner-
kennung der PID und keine verlässliche Grund-
lage für eine Überprüfung der Praxis der PID
bieten“. So sei das PID-Gesetz zwar bereits
am 8. Dezember 2011 in Kraft getreten, die
Voraussetzungen für die Anwendung der PID
seien aber erst mit der PID-Verordnung ge-
schaffen worden.
Mit der PID können mögliche Chromosomen-
störungen oder durch Genveränderungen ver-
ursachte (vererbte) Erkrankungen festgestellt
werden. Dazu werden einem durch künstliche
Befruchtung (in-vitro Fertilisation/IVF) erzeug-
ten Embryo in einem sehr frühen Stadium ein-
zelne Zellen entnommen und untersucht. Das
Ergebnis der PID entscheidet darüber, ob der
Embryo in die Gebärmutter eingepflanzt wer-
den soll oder nicht. In Deutschland ist dieses
Verfahren gesetzlich streng reguliert und darf
nur genutzt werden, um schwerwiegende Erb-
krankheiten, Tot- oder Fehlgeburten auszu-
schließen. pk T

D
er 2010 öffentlich gewor-
dene Skandal um plat-
zende Brustimplantate
aus minderwertigem In-
dustriesilikon wirkt bis
heute nach. Mehr als

300.000 Einlagen von zweifelhafter Quali-
tät soll die inzwischen insolvente französi-
sche Firma Poly Implant Prothèse (PIP)
global vertrieben haben. In Deutschland
sollen mehr als 5.000 Frauen betroffen
sein, etliche von ihnen dürften die riskan-
ten Brustkissen noch mit sich herumtra-
gen, denn die Explantation ist teuer, ris-
kant und aufwändig. Die Krankenkassen
zahlen die Eingriffe immer dann, wenn die
Silikonkissen aus medizinischen Gründen
implantiert wurden. Wer sich hingegen aus
rein optischen Gründen für eine Schön-
heits-OP entschied, bleibt auf einem Teil
der Austauschkosten sitzen.
Der Markt für Medizinprodukte ist groß
und lukrativ, auch zahlreiche deutsche Fir-
men verdienen hier gut mit. Die deutschen
Medizintechnikunternehmen mit mehr als
20 Beschäftigten erwirtschafteten 2014
nach Angaben des Bundesverbandes Medi-
zintechnologie (BVMed) rund 25 Milliar-
den Euro Umsatz.

Risikoklassen Medizinprodukte werden in
vier Risikoklassen (I, IIa, IIb, III) eingeteilt
und müssen strenge Auflagen erfüllen, be-
vor sie mit dem CE-Zeichen vertrieben
werden dürfen. Das gilt vor allem für Pro-
dukte aus der höchsten Risikoklasse III, da-
runter Gelenk- oder Brustimplantate und
Herzschrittmacher. Für die Prüfung und
Zulassung zuständig sind Benannte Stel-
len, von denen es etliche gibt. Im Fall der
Silikonimplantate war der TÜV Rheinland
mit der Prüfung befasst. Allerdings hat der
TÜV nach den in Europa geltenden Regeln

nur den Herstellungsprozess geprüft, nicht
die Qualität der Implantate selbst. Mehrere
Klagen gegen den TÜV wurden abgewie-
sen, der Verein sieht sich von den PIP-Ver-
antwortlichen getäuscht. Eine Entschei-
dung des Europäischen Gerichtshofs
(EuGH) zu Schadenersatzansprüchen aus
dem Fall steht noch aus.
Trotz der Prüfungen kommt es bei Medi-
zinprodukten immer wieder zu Pannen.
Künstliche Hüften können brechen, Herz-
schrittmacher versagen. Experten fordern
daher schon länger strengere Vorschriften
im europäischen Binnenmarkt, ähnlich de-
nen in den USA, wo die zentrale Zulas-
sungsbehörde FDA (Food and Drug Admi-
nistration) für Medizinprodukte mit ho-
hen Risiken umfangreiche klinische Prü-
fungen sowie Nutzen-Risiko-Analysen ver-
langt. Auf EU-Ebene wird über die Details
einer Neuregelung derzeit verhandelt.
Die Aussprache vergangene Woche über ei-
nen Antrag (18/6650) der Grünen-Frakti-
on für mehr Patientensicherheit bei Medi-
zinprodukten zeigte, dass alle Fraktionen
Handlungsbedarf sehen. Allerdings mach-
ten Union und SPD deutlich, dass ein Sys-
temwechsel hin zu einer zentralen Zulas-
sungsbehörde aus ihrer Sicht falsch wäre
und lehnten den Antrag ab.
Die Grünen fordern eine für die Hersteller
verpflichtende Produkthaftpflichtversiche-
rung für alle Hochrisiko-Medizinprodukte
sowie verpflichtende klinische Prüfungen
zum Nachweis der Wirksamkeit dieser Pro-
dukte. Ferner müssten Studien zu Medizin-
produkten der Klasse III und Implantaten
öffentlich zugänglich gemacht werden. Kor-
dula Schulz-Asche (Grüne) rügte, bei den
Trilogverhandlungen von EU-Kommission,
EU-Parlament und EU-Rat zu dem Themen-
komplex spiele die deutsche Seite eine „un-
rühmliche“ Rolle. Wirtschaftliche Interessen

dürften nicht das alleinige Kriterium bei der
Zulassung und Bewertung von Medizinpro-
dukten sein. Wünschenswert wären Zulas-
sungsregeln analog zu Medikamenten, wie
es in den USA praktiziert werde.
Die Fraktion Die Linke sieht das ganz ähn-
lich und unterstützte den Antrag der Grü-
nen. Harald Weinberg (Linke) sagte, bei
Medizinprodukten jage ein Skandal den
nächsten. Die Schäden könnten ebenso
gravierend sein wie bei Arzneimitteln, der
Patientenschutz sei aber nicht annähernd
so ausgeprägt. Weinberg forderte: „Dieser
skandalöse Zustand muss beendet wer-
den.“ Es könne nicht sein, dass Medizin-
produkte quasi im „Freilandversuch“ an
Menschen erprobt würden. Die derzeitige
Praxis sei ein „Schlaraffenland“ für Herstel-
ler und ein Albtraum für Patienten.
Redner von Union und SPD hielten der
Opposition vor, kostspielige und büro-

kratische Änderungen anzustreben. Hei-
ko Schmelzle (CDU) versicherte, das Pa-
tientenwohl habe Priorität. Ein Skandal
wie der in Frankreich dürfe sich nicht
wiederholen. Eine Haftpflichtversiche-
rung sei auf freiwilliger Basis schon
Marktstandard, die beste Versicherung
sei jedoch ein effektives Zulassungsver-
fahren. Ein Systemwechsel sei dazu nicht
nötig, vielmehr sollten die Stellschrau-
ben im bestehenden System „nachjus-
tiert“ werden.

Vertrauen Dietrich Monstadt (CDU)
räumte ein, dass mit dem Silikonskandal
das Zutrauen der Verbraucher gelitten
habe. Das Vertrauen müsse wieder her-
gestellt werden. Es sei seither auch schon
einiges erreicht worden, so etwa die Ein-
führung des Implantatepasses mit einem
EU-einheitlichen Datensatz, der die Pro-
duktrückverfolgung ermögliche. Die For-
derung nach einem Zulassungsverfahren
wie in den USA sei aber falsch, zumal
Patienten von rasch verfügbaren innova-
tiven Produkten profitierten und die
Branche nicht gefährdet werden dürfe.
Auch Martina Stamm-Fibich (SPD) um-
riss die Bedeutung der Branche mit
400.000 Produkten, die Leben retten
und die Lebensqualität verbessern könn-
ten. In Deutschland sei dies ein wichti-
ger Leitmarkt mit 95.000 Mitarbeitern
und hohem Exportanteil. Deutschland
stehe bei Innovationen global an zweiter
Stelle. Es stehe aber außer Frage, dass
Medizinprodukte sicher sein müssten.
Sie plädierte dafür, Verbesserungen im
System zu schaffen, etwa durch strengere
Anforderungen und Kontrollen der Be-
nannten Stellen. Die EU-Verhandlungen
dazu befänden sich ja offenbar auch auf
einem guten Weg. Claus Peter Kosfeld T

Zigtausend Frauen haben sich minderwertige Brustimplantate einer französischen Firma einpflanzen lassen, die nun wieder herausoperiert werden müssen. © picture-alliance/dpa

Eingesetztes
Risiko
GESUNDHEIT Medizinprodukte können die Le-
bensqualität verbessern – wenn sie funktionieren

> STICHWORT
Medizinprodukte

> Branche Die Medizintechnikfirmen set-
zen 2014 rund 25 Milliarden Euro um. Im
Inland waren es acht Milliarden Euro, im
Ausland rund 17 Milliarden Euro.

> Beispiele Implantate, Produkte zur In-
jektion, Infusion, Transfusion und Dialyse,
Dentalprodukte, Verbandstoffe, Sehhil-
fen, Röntgengeräte, Kondome.

> Behörde An das Bundesinstitut für Arz-
neimittel und Medizinprodukte (BfArM)
werden Produktmängel (Vorkommnisse)
gemeldet. Die Behörde legt in der Folge
eine Risikobewertung vor.

Reparaturen am Drei-Säulen-Modell
RENTE Die Linke fordert eine Anhebung des Rentenniveaus und erntet damit keinen Zuspruch. Die Regelungen bei der Riester-Rente werden überprüft

Die Stiftung Warentest muss sich in ihrer
Wortwahl nicht so zurücknehmen und ur-
teilte im September 2015 über die Riester-
Rente: „Sicher und planbar – aber nur sel-
ten gut.“ Karl Schiewerling, der Rentenex-
perte der Unionsfraktion, drückte dies in
der vergangenen Woche im Bundestag et-
was diplomatischer aus, als er ankündigte:
„Wir werden die Regelungen der Riester-
Förderung überprüfen. Das ist nötig auf-
grund der Bedingungen, die die Versiche-
rer ausgegeben haben.“
Er sagte dies während der ersten Lesung ei-
nes Antrags (18/6878) der Linken, in dem

die Fraktion unter anderem eine Anhe-
bung der Rentenniveaus von derzeit 47,5
auf 53 Prozent fordert und auch die Strei-
chung des „Dämpfungsfaktors“ Riester-
Rente. Diese Rente als staatlich bezu-
schusste Form der privaten Altersvorsorge
ergänzt zusammen mit der Betrieblichen
Altersvorsorge (BAV) die gesetzliche Rente.
An diesem sogenannten Drei-Säulen-Mo-
dell, darin waren sich alle Fraktionen ei-
nig, muss Einiges repariert werden.
Die Linke wollte dabei den Werkzeugkas-
ten vor allem an der gesetzlichen Rente
anlegen. Matthias Birkwald, Rentenexperte
der Fraktion, beklagte, dass sich die gesetz-
liche Rente im „freien Fall“ befinde. Ein
absehbares Rentenniveau von 43 Prozent
im Jahr 2030 werde den Lebensstandard
nicht mehr sichern, prognostizierte er. Da
aber Riester-Rente und Betriebliche Alters-
vorsorge derzeit „keine guten Alternati-

ven“ zur gesetzlichen Rente bildeten, sei es
„unverantwortlich“, das Rentenniveau ab-
zusenken.
Die übrigen Fraktionen rückten Korrektu-
ren bei Riester-Rente und BAV ins Zen-
trum. Schiewerling warf der Linken vor, ei-
ne „eindimensionale Perspektive“ auf die
Problematik zu werfen. Denn Rentenpoli-
tik bestehe nicht nur aus dem Rentenni-
veau, sondern aus insgesamt vier „Stell-
schrauben“, die miteinander verzahnt wer-
den müssen. Dazu gehörten auch die Bei-
träge und die Laufzeit einer Rente. „Die
Rente ist ein Generationenvertrag, der nur
funktioniert, wenn sich alle daran halten.
Da kann man nicht einseitig nur vom Ren-
tenniveau reden“, sagte er.

Paradigmenwechsel Markus Kurth, Ren-
tenexperte von Bündnis 90/Die Grünen,
rechnete vor, dass die Vorschläge der Lin-

ken 500 Milliarden Euro kosten und zu ei-
nem Beitragssatz von 28 Prozent führen
würden und fragte: „Ja, wo leben Sie
denn?“ Er kritisierte den Antrag, weil die-
ser keine „strategische Perspektive“ bein-
halte. Gleichwohl erkannte auch Kurth
Nachbesserungsbedarf am Drei-Säulen-
Modell der Altersvorsorge. Denn das sin-
kende Rentenniveau werde tatsächlich
nicht durch die Riester-Rente und Betrieb-
liche Altersvorsorge aufgefangen, betonte
Kurth.
Dem schloss sich Martin Rosemann
(SPD) an: „Wir brauchen Lösungen für
Geringverdiener und Menschen mit un-
terbrochenen Erwerbsbiografien.“ Er kün-
digte an, dass geringe Anwartschaften in
einer Lebensleistungsrente noch in dieser
Legislaturperiode aufgewertet werden sol-
len. Außerdem sei ein „Paradigmenwech-
sel“ bei der Betrieblichen Altersvorsorge

nötig. Diese müsse zu einem „Instrument
der Sozialpolitik“ weiterentwickelt wer-
den. Rosemann, wie die Redner der ande-
ren Fraktionen, betonte, dass die gesetzli-

che Rente auch in Zukunft die tragende
Säule der Alterssicherung bleiben werde
und deshalb auch stabilisiert werden
müsse. Claudia Heine T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Rechenkünste sind bei so manchem Rentner gefragt. © picture-alliance/Frank May

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Innovationen für Patienten
FORSCHUNG Ergebnisse und Erkenntnisse
aus der Forschung müssen nach Ansicht von
Union und SPD schneller für die Gesundheits-
wirtschaft und die Patientenversorgung bereit-
gestellt werden. In einem Antrag (18/7044)
der beiden Fraktionen, über den der Bundes-
tag am vergangenen Freitag erstmals beraten
hat, heißt es unter anderem, bei der von der
Bundesregierung geförderten Gesundheitsfor-
schung sollte die Effektivität für die Gesund-
heitsversorgung verstärkt in den Blick genom-
men werden.
Die Abgeordneten verweisen in dem Zusam-
menhang auf die Bedeutung der Gesundheits-
wirtschaft. In der erweiterten Gesundheitswirt-
schaft seien in Deutschland 6,2 Millionen
Menschen beschäftigt, das sei fast jeder siebte
Arbeitsplatz. Mehr als zehn Prozent des Brut-
toinlandsproduktes (BIP) würden im Gesund-
heitsbereich erwirtschaftet. Die erweiterte Ge-
sundheitswirtschaft sei damit die größte Wirt-
schaftsbranche. Hier seien mehr Menschen be-
schäftigt als in der Automobil- und Elektroin-
dustrie zusammen. In der industriellen Ge-
sundheitswirtschaft liege die Exportquote bei
mehr als 65 Prozent. Die Bedeutung des Sek-
tors werde weiter zunehmen und zugleich
mehr denn je auf Innovationen, technische wie
soziale, angewiesen sein.
Als wichtiger Bereich ausgewiesen wird die
Medizintechnik, deren Förderung ausgebaut
werden sollte. Stephan Albani (CDU) sagte, die
Medizintechnik sei ein zentraler Wachstums-

treiber. Die rund 1.200 kleinen und mittelgro-
ßen Betriebe bildeten die Stütze der Branche.
Die Medizintechnik habe zahlreiche Innovatio-
nen hervorgebracht, die Leben retten könnten
oder das Leben lebenswerter machten. Es sei
jedoch ein beschleunigter Transfer aus der For-
schung zur Versorgung nötig, damit Patienten
nicht jahrelang auf neue Entwicklungen war-
ten müssten.
Die Opposition hielt den Regierungsfraktionen
vor, echte Probleme wie die Teuerung im Ge-
sundheitswesen gar nicht anzugehen. Kathrin
Vogler (Linke) monierte, die Ökonomisierung
im Gesundheitswesen fließe auch in Scheinin-
novationen. So kämen auch unnütze Medizin-
produkte oder Arzneimittel auf den Markt.
Handlungsbedarf gebe es bei der Entwicklung
neuer Antibiotika im Kampf gegen multiresis-
tente Keime. Der Antrag sei „forschungspoli-
tisch nutzlos und gesundheitspolitisch kontra-
produktiv“. René Röspel (SPD) warf der Linken
ein einseitiges Ideologieschema vor und ver-
wies auf die milliardenschwere Förderung der
Grundlagenforschung, die überhaupt nicht in-
teressengeleitet sei. Kai Gehring (Grüne) befür-
wortete das Grundanliegen des Antrags, je-
doch seien die Forderungen allgemein und va-
ge, etwa was die beschleunigte Zulassung von
Medikamenten angehe. Sein Fazit: „Im Antrag
verteilen Sie Weihnachtsgeschenke, die Regie-
rung bekommt Lobeshymnen, die Gesund-
heitsindustrie ein Musterzeugnis und der Mit-
telstand einen warmen Händedruck.“ pk T
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Datenschutz
für Verbraucher
JUSTIZ Verbraucher werden besser vor dem
Missbrauch ihrer Daten geschützt. Ein ver-
gangene Woche vom Deutschen Bundestag
verabschiedeter Gesetzentwurf
(18/4631, 18/6916) ermöglicht Verbands-
klagen, wenn Unternehmen gegen Daten-
schutzvorschriften verstoßen. Schon bisher
können Verbände und Kammern bei Ver-
stößen gegen Verbraucherschutzgesetze
klagen. Dazu zählen künftig auch Daten-
schutzgesetze. Da es einzelne Bürger meist
überfordert, gegen große Internetfirmen
vorzugehen, können künftig Verbände an
ihrer Stelle Unterlassungsansprüche gel-
tend machen. Das neue Gesetz soll unter
anderem greifen, wenn Daten zum Zweck
der Werbung, der Markt- und Meinungs-
forschung, des Betreibens einer Auskunftei,
des Erstellens von Persönlichkeits- und
Nutzungsprofilen oder des Adresshandels,
erhoben, verarbeitet oder genutzt werden.
Wegen der Beschränkung auf kommerziel-
le Zwecke enthielten sich Bündnis 90/Die
Grünen und Linke der Stimme. Sie lasse
Unternehmen zu viele Lücken, beklagte
Caren Lay (Die Linke). Dem hielt Stefan
Heck (CDU) entgegen, Unternehmen
müssten nötige Daten, etwa Lieferadressen,
speichern können. Renate Künast (Grüne)
bemängelte, dass das Verbandsklagerecht
nicht die Durchsetzung von Auskunfts-
pflichten umfasst. Internetnutzer könnten
kaum herauszufinden, ob Unternehmen
ihren Löschungspflichten nachkämen. Jo-
hannes Fechner (SPD) lobte die Regelung,
wonach für die Kündigung online ge-
schlossener Verträge keine „Schriftform“
mehr verlangt werden darf. pst T

Sorge vor neuem Terror
NSU-UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Experten fordern Klarheit über Rolle der V-Leute

I
n Deutschland droht neuer Terror
von Rassisten. Diese Warnung äu-
ßerte die Rechtsextremismus-Exper-
tin Andrea Röpke bei einer Sachver-
ständigen-Anhörung im neuen
NSU-Untersuchungsausschuss des

Bundestages (,,Terrorgruppe NSU II“). Hin-
ter den aktuellen Anti-Asyl-Protesten stün-
den häufig ,,neonazistische Drahtzieher“,
sagte die Journalistin, die als exzellente
Kennerin der rechtsradika-
len Szene gilt. Auch der Pu-
blizist Dirk Laabs sowie die
beiden Vertreter der Sicher-
heitsbehörden, Frank Nie-
hörster und Burkhard Frei-
er, äußerten ihre Sorge vor
einer zunehmenden Ge-
waltbereitschaft der rechts-
radikalen Szene. In dieser
Hinsicht gebe es Parallelen
zu den frühen 1990er Jah-
ren, in denen sich auch die
späteren NSU-Mitglieder
radikalisiert hatten, äußer-
ten die Sachverständigen übereinstim-
mend. Niehörster ist Leiter des Arbeitskrei-
ses Polizei der Innenministerkonferenz
(IMK) und Freier Leiter des Arbeitskreises
Verfassungsschutz der IMK. Als fünfte
Sachverständige war Barbara John geladen,
Ombudsfrau für die Hinterbliebenen der
Opfer des ,,Nationalsozialistischen Unter-
grundes“ (NSU). Mit der Anhörung am

17. Dezember begann der im November
gebildete Ausschuss seine Beweisaufnah-
me.
John berichtete den Abgeordneten, die von
ihr betreuten Familien seien dankbar da-
für, dass sich der Bundestag mit der erneu-
ten Einrichtung eines Untersuchungsaus-
schusses um die weitere Aufklärung der
NSU-Verbrechen bemühe. Groß sei noch
immer ihre Hoffnung, eine Antwort auf

die Frage zu erhalten, wa-
rum ausgerechnet ihre An-
gehörigen Opfer des NSU
geworden seien. Die wirt-
schaftliche Lage der Famili-
en hat sich nach Johns Aus-
kunft in den vergangenen
Jahren stabilisiert. Aller-
dings hätten sie häufig mit
rechtlichen Problemen zu
kämpfen, etwa bei Fragen
der Staatsangehörigkeit. Als
besonders mitfühlend und
effizient lobte John die Be-
hörden Bayerns. Sie berich-

tete auch über einen Spendenfonds, mit
dessen Hilfe es möglich sei, Fahrten von
Angehörigen sowohl zum NSU-Prozess in
München als auch zu den Gedenkstätten
an den Tatorten zu finanzieren.
Der Ausschuss-Vorsitzende Clemens Bin-
ninger (CDU) forderte die Sachverständi-
gen auf, nicht nur von eigenen Erkenntnis-
sen und Erfahrungen zu berichten, son-

dern auch ihre Erwartungen an das Gremi-
um zu formulieren. Dirk Laabs sagte, die
Abgeordneten hätten nun „Kärrnerarbeit“
zu leisten vor allem im Hinblick auf die
Rolle der V-Leute im NSU-Umfeld. Der
Mit-Autor des Buches „Heimatschutz: Der
Staat und die Mordserie des NSU“ kritisier-
te, dass sich „zentrale staatliche Akteure“
noch immer der Aufklärung verweigerten.
„Dunkelster Flecken“ sei das Bundesland
Sachsen, wo sich mindestens zwei V-Leute
im unmittelbaren NSU-Umfeld befunden
hätten. Laabs kritisierte auch, dass es nach
der Enttarnung des NSU 2011 bei den Ver-
fassungsschutzämtern Rücktritte gegeben
habe, die Gründe dafür aber nicht öffent-
lich bekannt seien und keine weiteren per-
sonellen Konsequenzen folgten.

Systematische Aufarbeitung Die Journa-
listin Röpke forderte den Ausschuss eben-
falls auf, die Rolle der V-Leute im NSU-
Umfeld näher zu untersuchen. Sowohl sie
als auch Laabs erwähnten den Mord am
deutsch-türkischen Internetcafé-Besitzer
Halit Yozgat am 6. April 2006 in Kassel. Zu
der Frage, warum sich der Verfassungs-
schützer Andreas Temme damals unmittel-
bar vor und möglicherweise auch nach den
tödlichen Schüssen am Tatort aufhielt, ge-
be es weiter zahlreiche Widersprüche. Der
erste NSU-U-Ausschuss des Bundestags ist
nach Angaben von Laabs zum diesem The-
ma mehrfach angelogen worden.

Der Leiter des Arbeitskreises Polizei der
IMK, Niehörster, nannte als wichtigste
Konsequenz aus den NSU-Taten die Ein-
richtung eines gemeinsamen Abwehrzen-
trums gegen Rechtsextremismus bereits im
Dezember 2011. Alle ,,Altfälle“ seien syste-
matisch auf einen möglichen rechtsradika-
len Hintergrund hin untersucht worden.
Zudem habe sich die IMK entschieden,
den Informationsaustausch zwischen Ver-
fassungsschutz und Polizei zu verbessern.
Wie er später ausführte, stoße das aber an
Grenzen durch das vom Bundesverfas-

sungsgericht bestätigte Trennungsgebot
von Polizei und Nachrichtendiensten. Die
NSU-Verbrechen und die Fehler bei den Er-
mittlungen seien auch in die Lehrpläne für
die Aus- und Fortbildung des Polizeinach-
wuchses und der Mitarbeiter aufgenom-
men worden.
,,Gravierende Fehler und Versäumnisse“
der Verfassungsschutzämter im Zusam-
menhang mit den NSU-Verbrechen räumte
Burkhard Freier ein. Neben seiner Funkti-
on bei der IMK ist er auch Leiter des Lan-
desamtes für Verfassungsschutz in Nord-
rhein-Westfalen (NRW). Als Konsequenz
aus den NSU-Verbrechen habe man neue
Analyse-Instrumente und einen neuen
Leitfaden für die Speicherung von Daten
entwickelt. Zum Namen eines Verdächti-
gen müsse jetzt auch stets eine Analyse
hinzugefügt werden, sagte Freier vor dem
Ausschuss. Darüber hinaus sei unter ande-
rem mit der Hilfe eines ,,Behördenzeugnis-
ses“ die Verwertbarkeit von Informationen
der Verfassungsschutzämter vor den Ge-
richten verbessert worden. Zudem bemühe
man sich um gemeinsame Standards aller
Verfassungsschutzämter für das Führen
und Werben von V-Leuten. Freier berichte-
te den Abgeordneten darüber hinaus, dass
die Pegida-Bewegung in NRW und einigen
anderen Bundesländern rechtsextrem un-
terwandert sei. Die fehlende Distanz vieler
Menschen dazu bezeichnete er als „großes
Problem“. Joachim Riecker T

Barbara John betreut als Ombudsfrau die Hinterbliebenen der Opfer des NSU. Als besonders „mitfühlend und effizient“ lobte sie die Behörden Bayerns vor dem Ausschuss. © picture-alliance/dpa

»Die Pegida-
Bewegung ist

in einigen
Bundesländern
rechtsextrem

unterwandert.«
Burkhard Freier, Chef des
NRW-Verfassungsschutzes

Anzeige

> STICHWORT
Nationalsozialistischer Untergrund

> Mitglieder Kern der Gruppe sollen drei
Jenaer Neonazis sein: Uwe Mundlos und
Uwe Böhnhardt, sowie Beate Zschäpe,
die einzige noch Lebende der drei.

> Opfer Vom NSU wurden in den Jahren
2000 bis 2007 neun Migranten und eine
Polizistin ermordet.

> Aufklärung Auf Länderebene und nun
zum zweiten Mal im Bundestag beschäf-
tigen sich Untersuchungsausschüsse mit
dem Thema. In München läuft seit 2013
ein Prozess gegen Beate Zschäpe.

Streit um NPD-
Verbotsantrag
INNERES Auf Ablehnung in den anderen
Fraktionen stößt Die Linke mit der Forde-
rung, Bundestag und Bundesregierung soll-
ten einen Beitritt zum NPD-Verbotsantrag
des Bundesrates prüfen. Dies wurde ver-
gangene Woche in der ersten Bundestags-
debatte über einen entsprechenden Antrag
der Linksfraktion (18/7040) deutlich. Da-
rin verwies Frank Tempel (Linke) auf den
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts,
das Verfahren gegen die NPD zu eröffnen,
die „für fast alle Menschen“ für Ausländer-
hass und Fremdenfeindlichkeit stehe. Ge-
rade mit Blick auf die derzeitige Lage, in
der Gewalt gegen Flüchtlinge zu den aktu-
ellsten Problemen des Landes gehöre, solle
man prüfen, dem Verbotsverfahren beizu-
treten „und so ein gemeinsames Agieren
von Bund und Ländern vor dem Bundes-
verfassungsgericht zu erreichen“.
Thorsten Hoffmann (CDU) entgegnete, die
Eröffnung des Verbotsverfahrens zeige, dass
das Gericht dem Antrag der Länder Chan-
cen einräumt. Das bedeute auch, dass man
keinen Beschluss des Bundestages brauche.
„Das Verfahren läuft. Jetzt wird es endlich
eng für die NPD“, fügte er hinzu. Uli
Grötsch (SPD) betonte, er hätte sich „ge-
wünscht, dass alle antragsberechtigten Ver-
fassungsorgane mit einer Stimme spre-
chen“. Würde man den Linken-Antrag aber
jetzt so beschließen, verzögere man das
nun eröffnete Verfahren, was seine Frakti-
on nicht wollte. Monika Lazar (Grüne)
sagte, sie könne „nicht erkennen, was es an
Gewinn bringen sollte, wenn Bundesregie-
rung oder Bundestag dem Verbotsantrag
nun nachträglich beitreten würden“. Das
Gericht wäre damit „gewiss nicht zu beein-
drucken“, argumentierte Lazar. sto T

Ein Unterabteilungsleiter hörte das Gras wachsen
NSA-UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS BND-Referatsleiter berichtet über den Beginn der Selektorenprüfung

Mindestens einen hat es also gegeben in
der BND-Zentrale in Pullach, der hellhörig
wurde. Der „manchmal das Gras wachsen“
hört, wie sich der Zeuge K. ausdrückte.
Dem Unterabteilungsleiter B. war auf ein-
mal das Vertrauen in die amerikanischen
Freunde abhanden gekommen.
„Ich denke, dass er die Befürchtung hatte,
dass die NSA uns nicht unbedingt alles im
Vorfeld gesagt hat“, schilderte K. am ver-
gangenen Donnerstag die möglichen Be-
weggründe vor dem NSA-Untersuchungs-
ausschuss. Es war der August 2013, seit Wo-
chen waren die Medien voll von Edward
Snowdens Enthüllungen über das Treiben
der National Security Agency (NSA), und
beim Bundesnachrichtendienst (BND)
kam Unterabteilungsleiter B. auf die Idee,
einmal nachschauen zu lassen, welche
Suchmerkmale die NSA in die gemeinsam
betriebene Abhöranlage in Bad Aibling
eingespeist hatte. Der Mann hat eben, so
der Zeuge, „ein feines Gespür, wie sich
Dinge entwickeln können“.

Tatsächlich fanden sich am Ende fast
40.000 NSA-Selektoren, die zur Ausspä-
hung europäischer Ziele geeignet waren.
Die Geschichte ist schon oft erzählt wor-
den. Doch die Vertreter der Opposition im
Ausschuss können davon nicht genug be-
kommen. Nach ihrer Ansicht ist sie nach
wie vor nicht restlos aufgeklärt. Warum hat
B. den Fund nicht nach oben gemeldet?
Wann und auf welchem Wege wurde die
NSA informiert? Gibt es einen Zusammen-
hang mit einem weiteren Bestand BND-ei-
gener Selektoren, von dessen Existenz die
Öffentlichkeit erst seit Oktober weiß?
Der gelernte Luft- und Raumfahrtingenieur
K. arbeitet seit 1985 beim BND, seit 2003
als Referatsleiter in der Abteilung T2. Er
war der direkte Vorgesetzte jenes Dr. T.,
den B. mit der Selektorenprüfung beauf-
tragt hatte. Eines Tages, so der Zeuge, habe
Dr. T. vor ihm gestanden und gesagt: „Hier
läuft was schief.“
Leider ist das seine einzige persönliche Er-
innerung. Er habe sich damals mit dem Se-
lektorenproblem nämlich nicht selber be-
fasst, sondern Dr. T. zu dessen Auftraggeber
B. weitergeschickt. Nur vom Hörensagen
konnte K. deshalb berichten, die Vertreter
der NSA in Bad Aibling seien wohl inner-
halb einer Woche informiert worden. Aber
wie? Per Mail? Post? Persönlich durch Un-

terabteilungsleiter B.? „Alles ist möglich.
Ich weiß es nicht“, so der Zeuge. Wieso
werde so etwas nicht protokolliert?, wun-
derte sich die Linke Martina Renner: „Wird
das gehandhabt, als ob jemand zum Bröt-
chenkauf geschickt worden wäre?“
Einen Punkt hatte K. denn doch beizutra-
gen. Nach seiner Ansicht ging es B. keines-
wegs in erster Linie um den Schutz der In-

teressen europäischer Partner, als er die
Durchsicht der Selektoren anordnete: „Sei-
ne Angst war, dass Selektoren da drin wa-
ren, die einen gewissen Deutschland-Bezug
hatten, und die wir unter Umständen ein-
fach nicht erkannt hatten.“ Die Sorge, ob
die NSA womöglich eigene Bürger aus-
spähte, sei die Triebfeder gewesen. So habe
Dr. T. „wahrscheinlich nach allem gesucht,
und er ist dann über weitere Selektoren ge-
stolpert, aber ich denke, dass der Ursprung
der Deutschland-Bezug war“. Das fand der
Grüne Konstantin von Notz eine interes-
sante Neuigkeit.
Dass Dr. T. im August 2013 bereits auf die
3.300 BND-eigenen Suchmerkmale gesto-
ßen sein könnte, die sich ebenfalls gegen
europäische Partner richteten, und mit de-
nen sich in der vorigen Woche das Parla-
mentarische Kontrollgremium (PKGr) be-
fasst hat, hielt der Zeuge für ausgeschlos-
sen: „Dr. T. hat nur die Selektorenliste der
NSA untersucht. Es kann nicht sein, dass er
über BND-Selektoren gestolpert ist.“
Dass nicht nur die NSA, sondern auch der
BND selber europäische Partner bespitzelt
hat, erfuhr das Kanzleramt Ende Oktober
2013. Es verheimlichte diesen Sachverhalt
allerdings weitere zwei Jahre lang den Ge-
heimdienst-Kontrolleuren des Bundesta-
ges. Winfried Dolderer T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper In der Kritik: der Bundesnachrichtendienst
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Zur Ankunft einen neuen Ausweis
ASYL Die Regierungskoalition will Flüchtlinge schneller registrieren und den Datenaustausch zwischen den beteiligten Behörden verbessern

Mit einer schnelleren Registrierung von
Asylsuchenden, Verbesserungen beim Da-
tenaustausch zwischen den beteiligten Be-
hörden und der Einführung eines soge-
nannten „Ankunftsnachweises“ will die
schwarz-rote Regierungskoalition dem
Flüchtlingszuzug in die Bundesrepublik
begegnen. Der dazu vorgelegte Gesetzent-
wurf der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion
(18/7043), mit dem sich der Bundestag
vergangene Woche in erster Lesung befass-
te, sei ein „zentraler Baustein zur Ordnung
und Steuerung des Flüchtlingsaufkom-
mens“, gab der Parlamentarische Staatsse-
kretär im Bundesinnenministerium, Ole
Schröder (CDU), dabei zu Protokoll. Um
zu wissen, welche Flüchtlinge nach
Deutschland kommen, müsse man die

Asyl- und Schutzsuchenden wie auch uner-
laubt eingereiste Personen unverzüglich er-
fassen. Künftig sollten deshalb alle Behör-
den bereits beim ersten Kontakt mit einem
Flüchtling Daten in einem zentralen Sys-
tem, dem Kerndatensystem, aufnehmen.
Nach Speicherung der Daten im Kernda-
tensystem soll Schröder zufolge „unverzüg-
lich“ ein „Sicherheitsabgleich“ erfolgen,
mit dem die Sicherheitsbehörden überprü-
fen können, „ob zu einer Person schwer-
wiegende Sicherheitsbedenken bestehen“.
Zur Beschleunigung der Asylverfahren solle
der Kreis der Behörden erweitert werden,
die Daten aus dem zentralen Kerndatensys-
tem erhalten. Dies betreffe neben den Si-
cherheitsbehörden beispielsweise das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge, die
Aufnahmeeinrichtungen, die Bundesagen-
tur für Arbeit und die Meldebehörden.
Der neue, bundeseinheitliche „Ankunfts-
nachweis“ für Asylsuchende soll nach den
Worten Schröders ab dem geplanten In-
krafttreten des Gesetzes im Februar 2016
ausgegeben werden. Seine Vorlage solle die

grundsätzliche Voraussetzung für die Ge-
währung von Leistungen und die Stellung
eines Asylantrages sein. Damit wolle man
„den Anreiz schaffen, rasch die zugewiese-

ne Aufnahmeeinrichtung aufzusuchen so-
wie dort zu bleiben“.
Lars Castellucci (SPD) nannte die Einfüh-
rung des Ankunftsnachweises einen wichti-

gen Schritt, um das Verfahren zu straffen
und mehrfache Registrierung zu verhin-
dern. Zudem bringe man „Ordnung ins
Verfahren, da auch die Schutzsuchenden
ein Interesse daran haben werden, einen
solchen Ausweis zu erhalten“. Nina Warken
(CDU) erklärte, das neue Gesetz trage zu
einer besseren Steuerung und zur Beschleu-
nigung der Asylverfahren bei und helfe
auch, „gegen Asylmissbrauch vorzugehen“.
Für Die Linke machte Ulla Jelpke deutlich,
dass ihre Fraktion „sehr dafür“ sei, die
Asylverfahren für Antragsteller wie Behör-
den zu vereinfachen. Der Gesetzentwurf
gehe aber „entschieden zu weit, weil er
mehr darauf setzt, einen ,gläsernen Flücht-
ling‘ zu schaffen“. Für Luise Amtsberg
(Grüne) ist es fraglich, ob es mit der Neu-
regelung gelingt, die Dauer der Asylverfah-
ren insgesamt zu beschleunigen. Dabei sei
das Ziel, „für die anhaltend große Zahl von
Asylsuchenden eine rasche und vor allem
einmalige Registrierung durch die Behör-
den sicherzustellen“, im Grundsatz begrü-
ßenswert. Helmut Stoltenberg T

Den neuen „Ankunftsnachweis“ sollen alle Asylsuchenden erhalten. © picture-alliance/dpa

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Tag der Wahl
des Präsidenten
BUNDESVERSAMMLUNG Rund 14 Monate
vor der voraussichtlich nächsten Wahl des
Bundespräsidenten hat Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert (CDU) Zeitpunkt
und Ort der 16. Bundesversammlung be-
stimmt. Sie findet am 12. Februar 2017 im
Reichstagsgebäude in Berlin statt, wie aus
einer amtlichen Mitteilung des Parlaments-
präsidenten an die Bundestagsabgeordne-
ten hervorgeht.
Die Bundesversammlung, deren einzige
Aufgabe die Wahl des Staatsoberhauptes
der Bundesrepublik ist, besteht laut
Grundgesetz aus den – derzeit 630 – Bun-
destagsabgeordneten „und einer gleichen
Anzahl von Mitgliedern, die von den
Volksvertretungen der Länder nach den
Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt
werden“. Sie wird vom Präsidenten des
Bundestages einberufen und tritt, wie es im
Grundgesetz-Artikel 54 weiter heißt, „spä-
testens dreißig Tage vor Ablauf der Amts-
zeit des Bundespräsidenten, bei vorzeitiger
Beendigung spätestens dreißig Tage nach
diesem Zeitpunkt zusammen“. sto T

Goldhandel lohnt nicht mehr
PARTEIEN Die Koalition setzt ihr Gesetzespaket durch. Es sieht auch höhere Beträge bei der staatlichen Teilfinanzierung vor

I
n der Bundestagsdebatte über Neu-
regelungen bei der Parteienfinanzie-
rung gab es vergangene Woche im
Grunde drei Streitpunkte. In zweien
dieser Punkte – die Erhöhung der
Beträge, die die Parteien jährlich im

Rahmen der staatlichen Teilfinanzierung
erhalten, und eine Regelung, die insbeson-
dere dem bisherigen Goldhandel der „Al-
ternative für Deutschland“ (AfD) einen
Riegel vorschieben soll – stritten die Frak-
tionen nicht miteinander; die Redner
wandten sich vielmehr gegen Kritik von
außen. Der dritte Punkt, nämlich von der
Opposition geforderte schärfere Regeln bei
Parteispenden und -sponsoring, ist in dem
schließlich vom Bundestag verabschiede-
ten Gesetzentwurf von Uni-
on und SPD (18/6879,
18/7093) nicht enthalten,
weshalb die Grünen dage-
gen stimmten und Die Lin-
ke sich enthielt. Das Gesetz,
das der Bundesrat am Frei-
tag billigte, soll bereits zum
1. Januar kommenden Jah-
res in Kraft treten.
Danach werden die Beträge
aus der staatlichen Teilfi-
nanzierung für bei Wahlen
gewonnene Stimmen ent-
sprechend der Erhöhung
der absoluten Obergrenze im Zeitraum
von 2010 bis 2014 angehoben. Diese Beträ-
ge, die die Parteien für jede Wählerstimme
und private Zuwendung bekommen, seien
seit 2002 nicht an die Entwicklung der par-
teienspezifischen Preisentwicklung ange-
passt worden, obwohl die Obergrenze der
den Parteien zustehenden Mittel im Jahr
2011 dynamisiert worden sei, heißt es in
der Begründung der Koalitionsvorlage. Mit
der Neuregelung erhalten die Parteien für
jede für sie abgegebene Stimme pro Jahr
statt 0,70 Euro künftig 0,83 Euro, wobei
der Betrag für die ersten vier Millionen gül-
tigen Stimmen von 0,85 Euro auf einen
Euro angehoben wird. Ab dem Jahr 2017
soll eine „automatische weitere jährliche
Erhöhung in dem gleichen Verfahren wie
bei der jährlichen Erhöhung der absoluten
Obergrenze“ stattfinden.

»Weniger als 20 Prozent« Der CSU-Abge-
ordnete Stephan Mayer wertete die Erhö-
hung von „weniger als 20
Prozent“ in der Debatte als
„verantwortungsvoll“. Seit
2002 habe es keine Erhö-
hung der Beträge gegeben,
„die den Parteien pro errun-
gene Wählerstimme bezie-
hungsweise pro einem Euro
Mitgliedsbeitrag oder unter
Berücksichtigung sonstiger
erzielter Zuwendungen zu-
fließen“, weshalb die Erhö-
hung „in jeder Hinsicht als
maßvoll zu bezeichnen ist“,
sagte der innenpolitische
Sprecher der Unions-Fraktion.
Gabriele Fograscher (SPD) verwies darauf,
dass man die Beträge aus der staatlichen
Teilfinanzierung an die Preisentwicklung
anpasse und dies seit 2002 nicht mehr ge-
schehen sei. Dabei weite man die staatli-
che Teilfinanzierung aber nicht aus, fügte
sie mit Blick auf Medienäußerungen wie
„Selbstbedienungsladen“ oder „Wünsch
dir-was im Bundestag“ hinzu. Die absolute
Obergrenze, „also die Summe des Geldes,
das alle Parteien zusammen bekommen“,
werde nicht angehoben.
Für Die Linke sagte Halina Wawzyniak, sie
könne „nachvollziehen, dass die Beträge

pro abgegebener Stimme und pro Zuwen-
dung privater Personen erhöht werden“.
Und Britta Haßelmann, Parlamentarische
Geschäftsführerin der Grünen-Fraktion,
betonte, „dass Parteien eine gute finanziel-
le Ausstattung benötigen, damit sie ihren
Aufgaben nachkommen können, und dass
das in einem Parteiengesetz geregelt ist, da-
mit Parteien nicht nur individuell auf Pri-
vate und auf Spenden Dritter angewiesen
sind“.

»Trickreiche Einnahmen« Haßelmann
wandte sich zugleich gegen das „Gejamme-
re und Geschrei“ der AfD – „Stichwort:
Geld gegen Gold“. Es sei nicht Sinn und
Zweck des Parteiengesetzes, dass Parteien

durch Umsatzgeschäfte
und „trickreiche Einnah-
men (...) Unterstützung in
der Öffentlichkeit sozusa-
gen kreieren“, um damit
eine höhere staatliche Fi-
nanzierung zu erhalten.
Dass nun eine Gesetzeslü-
cke geschlossen werde, sei
„absolut richtig“.
Nach der Neuregelung
werden bei der Berech-
nung der relativen Ober-
grenze für die staatliche
Teilfinanzierung Einnah-

men einer Partei aus Unternehmenstätig-
keit nur in Höhe eines positiven Saldos be-
rücksichtigt. Damit soll der Koalitionsvor-
lage zufolge verhindert werden, dass eine
Partei die relative Obergrenze – das Ge-
samtvolumen staatlicher Zuwendungen an
eine Partei darf die Summe ihrer selbst er-
wirtschafteten Einnahmen nicht überstei-
gen – „durch Einnahmen aus Unterneh-
menstätigkeit ohne Berücksichtigung der
Ausgaben künstlich erhöhen kann“.
Auch Wawzyniak bezeichnete es als richtig,
dass „bei Einnahmen aus Unternehmens-
tätigkeit eine Saldierung zwischen Einnah-
men und Ausgaben stattfindet“. Der CDU-
Abgeordnete Helmut Brandt nannte es ei-
ne „Erschleichung“ staatlicher Subventio-
nen, „künstlich hohe Umsätze ohne Ge-
winnabsicht zu generieren, wie es die AfD
mit ihrem Goldhandel macht und die Par-
tei mit dem sinnvollen Namen ,Die Partei‘
mit dem Tausch von 80 Euro gegen
100-Euro-Scheine“. CSU-Mann Mayer be-

grüßte, dass es künftig
nicht mehr möglich sei,
die relative Obergrenze
durch einen „als ominös
zu bezeichnenden Gold-
handel“ zu umgehen.
Wenn die AfD behaupte,
das sei „verfassungswidrig,
weil es ein Verstoß gegen
das Rückwirkungsverbot
sei“, entgegne er, „dass es
sich allenfalls um eine un-
echte Rückwirkung han-
delt“, sodass keine verfas-
sungsrechtlichen Bedenken

gegen diese Neuregelung bestünden.
Die Novelle enthält noch eine Reihe weite-
re, in der Debatte unstrittige Neuerungen.
So soll künftig eine Partei, die sechs Jahre
hindurch gegen ihre Rechenschaftspflicht
verstößt, ihre Rechtsstellung als Partei ver-
lieren. Zugleich soll die Festsetzung von
Zwangsgeld durch den Bundestagspräsi-
denten zur Durchsetzung der Rechen-
schaftspflicht ermöglicht werden. Darüber
hinaus sieht die Novelle die Einbeziehung
der Mitgliedsbeiträge bei der Berechnung
der Schwelle für die Angabe von Spendern
sowie die „Nichtberücksichtigung gegen-
über Parteien üblicherweise unentgeltli-

cher Leistungen als Parteieinnahmen auch
bei Nichtmitgliedern“ vor. Schließlich sol-
len Mittel, die nach dem Parteiengesetz
von Parteien beim Bundestagspräsidenten
eingegangen sind, unmittelbar dem Bun-
deshaushalt zugeführt werden.

Vorstöße abgelehnt Gegen die Stimmen
der Opposition lehnte die Koalitionsmehr-
heit einen Änderungsantrag der Grünen
(18/7094) ab, der unter anderem auf eine
Herabsetzung der Veröffentlichungsgren-
zen für Zuwendungen an Parteien, eine Be-
schränkung von Parteispenden auf natürli-
che Personen mit einer jährlichen Ober-
grenze von 100.000 Euro pro Person und
eine Regelung zu Transparenzpflichten
beim Sponsoring abzielte. Keine Mehrheit
fand auch ein Antrag der Linksfraktion
(18/301), Parteispenden natürlicher Perso-
nen auf 25.000 Euro im Jahr zu begrenzen.
Auch sollten der Vorlage zufolge Parteien

Spenden von juristischen Personen wie
Unternehmen, Wirtschaftsverbänden und
Vereinen nicht entgegennehmen dürfen
und Parteisponsoring untersagt werden.

Wawzyniak begründete den Antrag ihrer
Fraktion damit, dass „diejenigen, die finanz-
kräftiger sind“, nicht „auch noch über die
Parteienfinanzierung Einfluss auf Parteien

nehmen“ sollten. Sie nutzten „schon heute
diverse Möglichkeiten, auf Politik Einfluss
zu nehmen“. Haßelmann hielt der Koalition
vor, bei den Themen Sponsoring, Absen-
kung von Veröffentlichungspflichten und
Obergrenzen bei Spenden sowie der Be-
schränkung der Spendenmöglichkeit auf na-
türliche Personen ausgewichen zu sein. Es
sei jedoch wichtig, „dass hier mehr Transpa-
renz und Offenlegung geschaffen werden“.
Fograscher verwies demgegenüber darauf,
dass mit den Neuregelungen mehr Trans-
parenz geschaffen werde. So würden die
Mitgliedsbeiträge bei der Veröffentli-
chungspflicht ab 10.000 Euro einbezogen,
sagte die SPD-Abgeordnete. Ihr CDU-Kol-
lege Brandt nannte ein grundsätzliches Ver-
bot von Unternehmensspenden „verfas-
sungsrechtlich mehr als bedenklich“. Das
stelle auch einen Eingriff in die „Dispositi-
onsfreiheit der Spender über ihr eigenes
Vermögen dar“. Helmut Stoltenberg T

Ein Delegierter hält am Rande des AfD-Parteitags im Februar 2015 in Bremen zwei Goldbarren mit den Autogrammen der Parteichefin Frauke Petry (links) und ihres damaligen Ko-Vorsitzen-
den Bernd Lucke in der Hand. Die je ein Gramm schweren Goldbarren wurden zu je 50 Euro auf dem Parteitag verkauft, um die Umsatzbilanz zu verbessern. © picture-alliance/dpa

»Es gab
seit

2002
keine

Erhöhung
der Beträge.«

Stephan Mayer (CSU)

»Ich kann das
Gejammere

und Geschrei
der AfD nicht

nachvoll-
ziehen.«

Britta Haßelmann (Grüne)

> STICHWORT
Neuregelungen im Parteiengesetz

> Wählerstimmen Die Beträge aus der staatlichen Teilfinanzierung für bei Wahlen gewon-
nene Stimmen werden um zirka 20 Prozent angehoben.

> Unternehmenstätigkeit Einnahmen einer Partei aus Unternehmenstätigkeit werden bei
der Berechnung der relativen Obergrenze (Die staatlichen Zuwendungen an eine Partei darf
die Summe ihrer selbst erwirtschafteten Einnahmen nicht überschreiten) nur in Höhe des
positiven Saldos berücksichtigt.

> Rechenschaftspflicht Bei einem sechsjährigen Verstoß gegen die Rechenschaftspflicht
kommt es – wie bei einer sechsjährigen Nichtteilnahme an Wahlen – zum Verlust der
Rechtsstellung als Partei.
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Änderungen im
Luftverkehr
VERKEHR Die Bundesregierung hat einen
Gesetzentwurf zur Änderung des Luftver-
kehrsgesetzes (18/6988) vorgelegt, der am
Donnerstag zur weiteren Beratung an die
Ausschüsse überwiesen wurde. Mit dem
Gesetzentwurf soll unter anderem klarge-
stellt werden, dass der gesamte räumliche
Einwirkungsbereich eines Flughafens in die
Umweltverträglichkeitsprüfung mit einbe-
zogen werden muss. Zudem soll sicherge-
stellt werden, dass für die Durchführung
von Rettungsflügen die erforderlichen Flä-
chen an Einrichtungen von öffentlichem
Interesse (zum Beispiel an Krankenhäu-
sern) weiter genutzt werden können.
Schließlich soll das Recht zur Inanspruch-
nahme der militärischen Ausnahmebefug-
nisse des § 30 Luftverkehrsgesetzes neben
jenen Staaten, deren Truppen in Deutsch-
land stationiert sind, auch solchen Staaten
eingeräumt werden, mit denen eine beson-
dere Vereinbarung besteht. Änderungsvor-
schläge des Bundesrates hat die Regierung
teilweise zugestimmt. mik T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Kritik an
Vorstoß zu
WLAN
WIRTSCHAFT Eine Internet-Verbindung über
Funk gilt heute als unverzichtbar. In Nach-
barländern ist es selbstverständlich, beim
Besuch im Café oder im Bahnhof das Handy
über WLAN (Wireless Local Area Network,
übersetzt: drahtloses lokales Netzwerk) mit
dem Internet mit einem Klick zu verbinden.
Nur in Deutschland ist das meistens nicht
möglich. WLAN-Betreiber müssen Abmah-
nungen befürchten, falls ihre Nutzer beim
Herunterladen von Daten Urheberrechtsver-
letzungen begehen. Folge: Frei verfügbares
WLAN ist hierzulande selten, meistens
schützen sich Betreiber mit Passwörtern.
Um die Verhältnisse zu verbessern, hat die
Bundesregierung den Entwurf eines Zweiten
Gesetzes zur Änderung des Telemediengeset-
zes (18/6745) vorgelegt. Damit soll klarge-
stellt werden, dass WLAN-Betreiber Zu-
gangsanbieter im Sinne von Paragraf 8 des
Telemediengesetzes sind. Diese Anbieter
sind für den Inhalt übermittelter fremder In-
formationen nicht verantwortlich. „Dane-
ben wird der bereits von der Rechtsprechung
entwickelte Grundsatz kodifiziert, dass
WLAN-Anschlussinhaber nicht als Störer
haften, wenn sie zumutbare Pflichten erfüllt
haben, um Rechtsverletzungen zu verhin-
dern“, schreibt die Bundesregierung in der
Begründung. Diese zumutbaren Pflichten
sind nach dem Gesetzentwurf insbesondere
dann erfüllt, „wenn der Diensteanbieter 1.
angemessene Sicherungsmaßnahmen gegen
den unberechtigten Zugriff auf das drahtlose
Netzwerk ergriffen hat und 2. Zugang zum
Internet nur dem Nutzer gewährt, der erklärt
hat, im Rahmen der Nutzung keine Rechts-
verletzungen zu begehen“. Die im Gesetz ge-
nannten Vorgaben seien von den WLAN-Be-
treibern in der Regel erfüllbar, teilt die Re-
gierung mit.

»Unpraktikabel« In einer öffentlichen An-
hörung des Ausschusses für Wirtschaft und
Energie in der vergangenen Woche wurde
der Entwurf von den meisten Sachverständi-
gen als unbrauchbar kritisiert. Professor Ge-
rald Spindler (Universität Göttingen) be-
grüßte zwar, dass der Gesetzgeber nun die
unselige Unterscheidung zwischen privaten
und kommerziellen Diensteanbietern aufge-
be, bezweifelte jedoch, ob mit den Regelun-
gen das Ziel der Rechtssicherheit erreicht
werden könne und ob gegenüber dem jetzi-
gen Rechtszustand ein Mehrwert zu erwarten
sei. Der Entwurf sei außerdem europarechts-
widrig. Die geforderten Sicherungsmaßnah-
men des Netzwerks gegen ungehinderte Zu-
griffe seien schwammig formuliert.
Auch Rechtsanwalt Niko Härting bezeichne-
te den vorgesehenen Passwortschutz für
WLAN-Zugänge als unpraktikabel. Er teile
die Bundesrats-Kritik. „Nur durch eine vor-
behaltlose Abschaffung jedweder Störerhaf-
tung des Betreibers wird man das erklärte
Ziel erreichen, die WLAN-Abdeckung des öf-
fentlichen Raums nachhaltig zu fördern.“
Diese Ansicht vertrat auch Ulf Buermeyer,
Richter am Landgericht Berlin. Er bezeichne-
te die Störerhaftung als „deutschen Sonder-
weg, der die Nutzung des Internets unter-
wegs behindert“. Dabei hätten Internetzu-
gänge über WLAN große Bedeutung für
Wirtschaft und Tourismus. Der Entwurf wer-
de die Verbreitung des WLANs nicht för-
dern. Rechtsanwalt Dieter Frey erklärte, der
Gesetzentwurf lasse die erforderliche Sorg-
falt bei der Auseinandersetzung mit den ver-
schiedenen Formen des Host-Providings
nicht erkennen. Er sah auch einen Verstoß
gegen europäisches Recht und sagte ange-
sichts der Einführung von mehreren unbe-
stimmten Rechtsbegriffen „erhebliche
Rechtsunsicherheit“ voraus. hleT

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

VW-Kunden sollen zufrieden sein
RECHT Der VW-Konzern will den Abgasskan-
dal so bewältigen, dass „der Kunde zufrieden
herausgeht“. Das versicherte Jürgen Stack-
mann, im VW-Markenvorstand verantwortlich
für Marketing und Vertrieb, in einem Gespräch
mit dem Rechtsausschuss. in der letzten Wo-
che. Als wichtigste Maßnahme zum Schutz der
Kunden kündigte Stackmann an, dass VW da-
rauf verzichten wird, Verjährungsfristen gel-
tend zu machen. Jeder Besitzer eines von Ma-
nipulationen betroffenen Fahrzeugs, egal wel-
chen Baujahrs, kann die Mängel bis Ende 2017
auf Kosten von VW beseitigen lassen.
Für die Dieselmotoren mit 2,0 und 1,2 Litern
Hubraum werde ein Software-Update genü-
gen, das in weniger als einer halben Stunde
aufgespielt werden kann, führte Stackmann
weiter aus. Bei den 1,6-Liter-Motoren müsse
zudem ein mechanisches Bauteil zwischen
Luftfilter und Motor eingebaut werden. In je-
dem Fall seien „deutlich weniger schwere Ein-
griffe als zunächst befürchtet“ erforderlich,
versicherte Stackmann. .
Für Nachfragen aus dem Ausschuss sorgte die
Ankündigung Stackmanns, eine „entsprechen-
de Empfehlung an die Händler“ auszuspre-
chen, die für die Kunden die Ansprechpartner
sind. Daraufhin erläuterte Michael Ganninger,
Leiter des Rechtswesens im VW-Konzern, dass
es einem Hersteller kartellrechtlich nicht er-

laubt sei, einem Händler Anweisungen zu er-
teilen. VW werde den Händlern aber in jeder
Hinsicht Anreize geben, die Maßnahmen
durchzuführen. Auf eine weitere Frage aus
dem Ausschuss, ob dies nur für Vertragshänd-
ler gelte, erklärte Stackmann, dass „jeder, der
die Reparatur durchführen kann“, mit Ver-
tragshändlern „gleichgestellt“ werde.
Die Frage, warum überhaupt manipuliert wor-
den sei, wenn jetzt auf so einfache Weise ein
rechtmäßiger Zustand hergestellt werden kön-
ne, beantwortete Thomas Steg, VW-Generalbe-
vollmächtigter für Außenbeziehungen, mit
dem technischen Fortschritt. Im Jahr 2008 ha-
be man noch nicht die technischen Mittel ge-
habt, mit den Dieselmodellen die strengen US-
Stickoxid-Grenzwerte einzuhalten. In Europa
allerdings wäre die Manipulation „gar nicht
nötig gewesen“, räumte Steg ein.
Nachzahlungen bei der Kfz-Steuer wegen fal-
scher Angaben des Schadstoffausstoßes er-
wartet VW nicht mehr. Es habe sich herausge-
stellt, dass die Falschangaben beim CO2-Aus-
stoß nicht nur wesentlich weniger Fahrzeuge
beträfen als befürchtet, sondern auch nur ei-
nem Mehrverbrauch von 0,1 bis 0,2 Litern auf
100 Kilometer entsprächen, erklärte Stack-
mann. VW wolle aber EU-weit die Kosten für
eine höhere Kfz-Steuer übernehmen, falls sie
auftreten werde. pst T

Bauen mit Sozialaspekt
WIRTSCHAFT Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge geht es nicht mehr länger nur um den Preis

Z
wingend nur noch elektro-
nisch soll es künftig bei der
Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge zugehen – ob Bekannt-
machung, ob Vergabeunter-
lagen, ob Angebotsabgabe

oder Vorbereitung des Zuschlags. Und egal,
ob es sich um ein Bauprojekt, eine Dienst-
leistung oder eine Lieferung handelt. Diese
Neuerung geriet nicht zum Reizstoff im
Meinungsstreit, als es im
Bundestag um die Moder-
nisierung des Vergaberechts
ging. Für den Gesetzent-
wurf insgesamt galt dies
aber keineswegs.

Ausgewogen Die Bundes-
regierung ihrerseits stufte
bei der Debatte die geplan-
te Neuordnung des Verga-
berechts als „ausgewogen
und nachhaltig“ ein. Klare
und eindeutige Regelungen
seien notwendig, sagte der
Parlamentarische Staatssekretär im Wirt-
schaftsministerium, Uwe Beckmeyer
(SPD): „Diese Regeln haben wir“, hielt er
der harschen Kritik der Opposition entge-
gen. Er sprach von einer „Reform, die weg-
weisend ist“. Der Ablauf der Verfahren wer-
de „klarer und deutlicher“. Bei der Vergabe
würden „soziale, ökologische und innova-
tive Aspekte“ künftig stärker berücksichtigt.
Marcus Held (SPD) strich als „absolutes
Novum“ heraus, dass Kriterien wie Soziales

und Umwelt nun besondere Berücksichti-
gung finden sollen. Gestärkt werde eine
„nachhaltige Beschaffung“, die Kinderar-
beit werde bekämpft. Held verwies auf die
zahlreichen Details, die es zu regeln gelte.
Dies solle in einer Verordnung geschehen,
wobei das Parlament den Vorbehalt ma-
che, sich auch mit der Verordnung noch
selbst zu beschäftigen. Speziell ging er da-
rauf ein, dass beim Wechsel eines Dienst-

leisters etwa im Eisenbahn-
verkehr, „das Personal für
die Strecke auch übernom-
men wird“. Aus der Kann-
Regelung, wie sie die Bun-
desregierung vorgesehen
habe, werde dank Bundes-
rat und SPD-Fraktion nun
eine Soll-Vorgabe.
Michael Schlecht (Die Lin-
ke) griff dies auf: Aus dem
„Könnte“ sei „bestenfalls
ein Sollte“ geworden. Da-
bei seien „zwingende Rege-
lungen“ nötig. Insgesamt

bewertete er den Gesetzentwurf als „voll-
kommen ungenügend“. Er vermisse eine
„gezielte Steuerung sozialer Ziele“. Auftrag-
nehmer dürfe nur werden, wer sich der Ta-
rifbindung nicht entziehe. Solche Regelun-
gen wären nach seiner Einschätzung „mög-
lich gewesen“. Ob in Zukunft bei Vergaben
mehr nach sozialen oder ökologischen Kri-
terien vorgegangen werde, sei „dem Willen
oder Unwillen der Entscheidungsträger vor
Ort“ überlassen. Für das Verhalten von

Subunternehmern seien „keine hinreichen-
den Kontrollen“ vorgesehen. Für die
Gleichstellung von Frauen und Männern
würden „keine Anreize“ geboten.
Herlind Gundelach (CDU) lobte den Ge-
setzentwurf als „wichtigen Schritt zu mehr
Transparenz“. Auch zu „weniger Bürokratie
und mehr Anwenderfreundlichkeit“, wenn-
gleich sie für diese beiden Bereiche ein-
räumte: „Da geht sicher noch etwas mehr“
– vielleicht bei der nächs-
ten Novellierung. Der Ge-
setzentwurf sehe eine
Überprüfung der Regelun-
gen nach drei Jahren vor.
Sie hob auf die unter-
schiedlichen Vergabegeset-
ze der Bundesländer ab
und gab der Hoffnung Aus-
druck, dass es „irgendwann
nur noch ein Gesetz“ gibt.
Unternehmen, die sich
elektronisch um Aufträge
bemühten, müssten dann
nicht mehr „16 verschiede-
ne Masken und Softwarelösungen“ berück-
sichtigen.
Katharina Dröge (Grüne) befand, mit der
Neuordnung des Vergaberechts sei eine
„wirklich große Chance“ verbunden gewe-
sen. Und verwies auf die Ziele „Umwelt-
schutz, Nachhaltigkeit und auf Qualität
setzen“. Doch die Koalition habe die Chan-
ce „wider besseren Wissens nicht genutzt“.
In Sonderheit ging sie auf soziale Dienst-
leistungen ein, bei denen es auf die Quali-

tät der Betreuung und die Kompetenz des
Personals ankomme. Es sei mithin richtig,
„weniger auf den Preis zu setzen“. Ange-
sicht der Milliarden-Summen, um die es
gehe, und angesichts der von der EU eröff-
neten Chancen sei der Gesetzentwurf „un-
zureichend und lückenhaft“, zudem „mut-
los“.
Nach der Debatte wurde mit der Mehrheit
der Koalitionsfraktionen gegen die Oppo-

sitionsfraktionen der Ge-
setzentwurf zur Moderni-
sierung des Vergaberechts
(18/6281) in der Fassung
des Ausschusses für Wirt-
schaft und Energie (18/
7086, 18/7087) beschlos-
sen. Zuvor war ein Ände-
rungsantrag der Fraktion
Die Linke (18/7089) gegen
die Stimmen der drei übri-
gen Fraktionen abgelehnt
worden. Das nämliche Ab-
stimmungsergebnis gab es
bei einem Entschließungs-

antrag der Linken-Fraktion (18/7090). Drei
Entschließungsanträge von Bündnis 90/
Die Grünen (18/7090, 18/7091 und
18/7092) scheiterten an der Koalition.
Im Ausschuss für Wirtschaft und Energie
hatten die Koalitionsfraktionen gegen die
Stimmen der Fraktion Die Linke bei
Stimmenthaltung der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen einen Änderungsantrag
durchgesetzt, der besonders den Personal-
übergang nach der Vergabe von Strecken

im Schienenpersonennahverkehr (SPNV)
betrifft. Hieß es ursprünglich, dass das Ei-
senbahnpersonal beim Wechsel eines Stre-
ckenbetreibers übernommen werden kann,
so soll das Personal jetzt unter bestimmten
Bedingungen übernommen werden. Be-
troffen sind aber nur Arbeitnehmer, „die
unmittelbar für die Erbringung der überge-
henden Verkehrsleistung erforderlich sind“.

Mittelstandsfreundlich Ziel der Moderni-
sierung ist es, die Verfahren effizienter, ein-
facher und flexibler zu gestalten und die
Teilnahme kleiner und mittlerer Unterneh-
men an Vergabeverfahren zu erleichtern.
Öffentliche Auftraggeber sollen zukünftig
mehr Möglichkeiten bekommen, soziale,
umweltbezogene und innovative Vorgaben
zu machen. Mit Blick auf die Beschaffung
energieverbrauchsrelevanter Waren oder die
Berücksichtigung der Belange von Behin-
derten bei der Definition der Leistung sol-
len von den öffentlichen Auftraggebern so-
gar zwingende Vorgaben gemacht werden.
Unternehmen, die öffentliche Aufträge
ausführen, müssen nach den Vorschriften
des Entwurfs die geltenden umwelt-, sozi-
al- und arbeitsrechtlichen Verpflichtungen
einhalten. Dies gelte besonders für die Re-
gelungen in für allgemeinverbindlich er-
klärten Tarifverträgen und den Mindest-
lohn. Wer bei der Ausführung öffentlicher
Aufträge gegen geltende umwelt-, sozial-
oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen ver-
stößt, kann von Vergaben ausgeschlossen
werden. Franz Ludwig Averdunk T

Wenn Unternehmen öffentliche Aufträge wie im Straßenbau ausführen, müssen bei den Geboten auch soziale und ökologische Kriterien berücksichtigt werden. © picture-alliance/Benjamin Beytekin

»Das neue
Vergaberecht

ist
ausgewogen

und nach-
haltig.«

Uwe Beckmeyer (SPD)

»Die Koalition
hat die Chance

wider
besseren

Wissens nicht
genutzt.«

Katharina Dröge (Grüne)

Immer öfter geht das Licht aus
ENERGIE Stromkonzerne dürfen auch weiter Privathaushalten den Strom sperren

Die Stromkonzerne dürfen auch in Zu-
kunft den Strom in Privathaushalten sper-
ren, wenn die Kunden nicht zahlen. Dies
beschloss der Bundestag am Donnerstag,
in dem er einen Antrag (18/3408) der
Fraktion Die Linke auf Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Wirtschaft und
Energie (18/3751) ablehnte. Bei Enthal-
tung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
stimmten die beiden Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD dagegen.
Die Linksfraktion hatte in ihrem Antrag ge-
fordert, dass Stromsperren gesetzlich zu
verbieten. Für schutzbedürftige Kunden
müsse eine Grundversorgung mit Strom je-
derzeit möglich sein.
Caren Lay (Die Linke) betonte in der De-
batte, dass im Jahr 2014 insgesamt 352.000
Haushalte von Abschaltungen betroffen
gewesen seien. Rund sieben Millionen
Haushalte sei eine Sperre angedroht wor-
den. Somit seien mehr als 20 Millionen
Menschen betroffen. Dies sei eine „sozia-
len Katastrophe“. Die Stromkosten hätten
sich für private Haushalte in den letzten
Jahren mehr als verdoppelt. Dagegen gebe
es bei der Industrie Ausnahmegenehmi-
gungen. Dies sei sozial ungerecht. Die Ver-
sorgung mit Energie sei ein Grundrecht,
deshalb dürfe bei Privathaushalten nicht
abgeschaltet werden.

Auch Marcus Held (SPD) hielt die große
Zahl von Stromsperren 2014 für „traurigen
Rekord“. Aber es sei falsch, Abschaltungen
„grundsätzlich“ zu verbieten, wie es in
dem Antrag gefordert werde. Er wies darauf
hin, dass die Kosten für Strom und Gas in
den Hartz-IV Regelsätzen enthalten seien.
Trotzdem würden viele nicht zahlen. Des-
halb schlug er vor, es zur Pflicht zu ma-
chen, die Zahlung von Strom- und Gaskos-
ten an die Sozialämter abzutreten. Außer-

dem sollte eine Pflicht zur Energieberatung
gerade für sozial schwache Haushalte ein-
geführt werden, damit auch Strom gespart
werde. „Wir müssen alles tun, dass Men-
schen menschlich leben können“, sagte er.
Der Antrag der Linksfraktion sei jedoch
nur populistisch.

Erneuter Antrag Der Abgeordnete Jens
Koeppen (CDU) wies darauf hin, dass die
Linksfraktion einen solchen Antrag schon
fünf Mal gestellt habe. In Deutschland
müsse niemand im Dunkeln sitzen. Jeder
habe das Recht auf Sozialleistungen. Au-
ßerdem könnten die Stromversorger erst
abschalten, wenn die Schulden mindestens
100 Euro betrügen und die Abschaltung
verhältnismäßig sei. Zudem müsse die Ab-
schaltung vier Wochen vorher angekündigt
werden. Er hielt den Antrag für „Energie-
verschwendung“.
Wolfgang Strengmann-Kuhn (Bündnis 90/
Die Grünen) hielt die Abschaltung von
mehr als 350.000 Haushalte im Jahr 2014
für ein „Armutszeugnis“. Deshalb schlug er
vor, die Regelsatzberechnung bei Hartz IV
zu korrigieren und außerdem seien die
Hartz IV-Sätze insgesamt zu niedrig. Das
Problem müsse an der Wurzel angepackt
werden und nicht nur wie in dem Antrag
an den Symptomen. Michael Klein TUnangenehm: Der Strom ist abgestellt.
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Behördenstruktur nimmt Formen an
ATOMMÜLL II Die organisatorische Struktur
der Suche nach einem Atommüll-Endlager und
dessen Betrieb nimmt Formen an. Bei der Sit-
zung der Kommission Lagerung hoch radioak-
tiver Abfallstoffe (Endlager-Kommission) kün-
digte Bundesumweltministerin Barbara Hen-
dricks (SPD) am vergangenen Freitag Weichen-
stellungen im kommenden Jahr an. So solle im
Frühjahr ein entsprechender Gesetzgebungs-
prozess in die Wege geleitet werden.
Zudem soll laut Hendricks im ersten Halbjahr
2016 eine bundeseigene Gesellschaft für End-
lagerung (BGE) gegründet werden, die Vorha-
benträger und Betreiber der künftigen Lager
sein wird. Die Asse GmbH, die am gleichnami-
gen Standort für die havarierte Schachtanlage
zuständig ist, sowie die DBE GmbH, die für
Gorleben, Salzgitter (Schacht Konrad) und
Morsleben zuständig ist, sollen in die neue Ge-
sellschaft überführt werden. Für die Umstruk-
turierung sei ein Zeitraum von zwei Jahren
vorgesehen, sagte Hendricks. Dabei werde den
Interessen der Belegschaften der beiden zu in-
tegrierenden Gesellschaften in „angemessener
Weise“ Rechnung getragen, betonte die Mi-
nisterin. Sie sei sich bewusst, dass es sich um
ein „sensibles Vorhaben“ handle.
Auf Behördenseite wird das bereits gegründe-
te Bundesamt für kerntechnische Entsorgung
(BfE) die für Endlager-, Zwischenlager- und
Transportfragen zuständige Genehmigungs-
und Aufsichtsbehörde werden. Entsprechende
Zuständigkeiten werden dem Bundesamt für
Strahlenschutz (BfS) entzogen. Das BfS soll
sich künftig nur um Strahlenschutz kümmern.

BGE und BfE sollen dem Bundesumweltminis-
terium (BMUB) unterstellt werden. Eine von
den Kommissions-Mitgliedern Edeltraud Glän-
zer und Erhard Ott im Vorfeld der Sitzung ins
Spiel gebrachte andere Aufteilung unter den
Ressorts der Bundesregierung lehnte Hen-
dricks ab. Dem Trennungsgrundsatz, den Glän-
zer und Ott ins Feld geführt hatten, werde Ge-
nüge getan, sagte die Umweltministerin. Die-
ser Auffassung stimmten auch zahlreiche Kom-
missionsmitglieder während der Sitzung zu. Es
sei eine „schlichte Selbstverständlichkeit“ die
Gesellschaften dem BMUB zu unterstellen, be-
tonte Niedersachsens Umweltminister Stefan
Wenzel (Bündnis 90/Die Grünen). Es wäre ab-
träglich für die Glaubwürdigkeit, würde eine
Institution herangezogen, die nicht über die
notwendige fachliche Expertise verfüge, sagte
der Grünen-Politiker.
Kommissions-Mitglied Klaus Brunsmeier
(BUND) lobte Hendricks Pläne. Sie greife damit
viel auf, was die unter seiner Ko-Leitung ste-
hende Arbeitsgruppe innerhalb der Kommissi-
on zum Thema Behördenstruktur erarbeitet
habe. In Bezug auf das von Hendricks ange-
kündigte Gesetzgebungsverfahren bat er um
eine Intensivierung des Informationsaustau-
sches. Da sei noch „ein bisschen Luft nach
oben“, sagte Brunsmeier.
Die 32-köpfige Endlager-Kommission soll ge-
sellschaftliche und wissenschaftlich-technische
Kriterien der Endlager-Suche erarbeiten. Ein
erster Berichtsentwurf soll bis voraussichtlich
März entstehen. Abschließend vorgelegt wer-
den soll der Text Ende Juni 2016. scr T
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Erneuerbare wärmen
WIRTSCHAFT Heizungen haben noch viel Sparpotenzial

Die Ernergiewende bedeutet weit mehr als
Stromerzeugung und Energieeffizienz.
Auch die Wärmeerzeugung und das Sparen
von Heizenergie gehören dazu. Und gera-
de aus dem Wärmebereich kommen gute
Nachrichten: Das Ziel der Bundesregie-
rung, den Anteil erneuerbarer Energien am
Endenergieverbrauch für Wärme und Kälte
bis zum Jahr 2020 auf 14 Prozent zu erhö-
hen, dürfte erreicht oder sogar übertroffen
werden. Diese Prognose gibt die Regierung
in dem von ihr als Unterrichtung
(18/6783) vorgelegten Zweiten Erfah-
rungsbericht zum Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetz (2. EEWärmeG-Erfahrungs-
bericht) ab. Der Anteil der erneuerbaren
Energien am Endenergieverbrauch für Wär-
me könnte dann 16,3 Prozent betragen.
Während die erneuerbaren Energien mit
einem Anteil von 27,4 Prozent am Brutto-
stromverbrauch bereits die wichtigste

Stromquelle seien, gebe es im Wärme- und
Kältemarkt noch Potenziale und auch Be-
darf zum verstärkten Einsatz erneuerbarer
Energien, schreibt die Bundesregierung in
der Unterrichtung. Für die Energiewende
und das Erreichen der Ziele zur Minderung
der Treibhausgasemissionen habe die Ent-
wicklung im Wärme- und Kältemarkt da-
bei wesentliche Bedeutung, da im Jahr
2013 mit 58 Prozent ein Großteil der in
der Bundesrepublik Deutschland ver-
brauchten Energie für die Erzeugung von
Wärme und Kälte eingesetzt worden sei.
Erneuerbare Energien sollten deshalb auch
in diesem Sektor eine immer stärkere Ver-
breitung finden.
Die bisherige Entwicklung zeige, dass die
Instrumente des Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetzes wirken würden: Der Ver-
brauch von Wärme und Kälte aus erneuer-
baren Energien sei zwischen 2008 und
2013 um etwa ein Drittel gestiegen. Mit
großem Abstand am meisten genutzt wür-
den dabei Brennstoffe aus Biomasse. Insge-
samt sei der Anteil erneuerbarer Energien
am Endenergieverbrauch für Wärme und
Kälte von 8,5 Prozent im Jahre 2008 auf
12,2 Prozent im Jahr 2013 angestiegen.
Die Grünen streben eine bundesweite Re-
gelung zur Nutzung erneuerbarer Wär-
meenergien an. Ein entsprechender Gesetz-
entwurf zur Änderung des Gesetzes zur
Förderung erneuerbarer Energien im Wär-
mebereich (18/6885) wurde am Freitag
vom Bundestag an die Ausschüsse überwie-
sen. In dem Gesetzentwurf ist vorgesehen,
dass Eigentümer von Gebäuden beim Aus-
tausch oder dem nachträglichen Einbau ei-
ner Heizungsanlage mindestens 15 Pro-
zent des jährlichen Wärmeenergiebedarfs
durch erneuerbare Energien zu decken ha-
ben oder den Wärmeenergiebedarf um 15
Prozent reduzieren müssen. hle THier ist noch großes Sparpotenzial.
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AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Streit um Endlager Konrad
ATOMMÜLL I Die Frage, ob das geplante
Atommüll-Endlager Konrad dem aktuellen
Stand von Wissenschaft und Technik ent-
spricht, hat vergangene Woche bei einem
Fachgespräch im Umweltausschuss für Diskus-
sionen gesorgt. Die grundlegenden Sicher-
heitsberechnungen stammten vom Ende der
1980er Jahre, aktuellere Daten lägen nicht vor,
kritisierte Ursula Schönberger, Leiterin des Pro-
jekts „Atommüllreport“, das von diversen Um-
weltorganisationen getragen wird. „Nach dem
heutigen Stand von Wissenschaft und Technik
würde niemand mehr daran denken, dort
Atommüll einzulagern.“
Dem widersprach Wolfram König, Präsident
des Bundesamtes für Strahlenschutz (BfS). Es
gebe keine Erkenntnisse darüber, dass dem si-
cherheitsrelevanten Stand von Wissenschaft
und Technik nicht entsprochen werde. Als Be-
treiber sei das BfS ohnehin gefordert, dies ste-
tig zu prüfen. Dies sei aber im Kontext der
Endlagerung eine „völlig unterschätzte Aufga-
be“, gab König zu. Es brauche ein System, das
über die lange Zeitspanne von Antragsstellung
über Genehmigung bis zur Inbetriebnahme ei-
nerseits die Bestandssicherheit der Genehmi-
gung garantiere, andererseits aber immer wie-
der zu Überprüfung führe.
Aktuell wird davon ausgegangen, dass Konrad
2022 in Betrieb genommen wird. Das Endlager
nahe Braunschweig ist ein wesentlicher Bau-
stein des Nationalen Entsorgungsprogramms
(Napo) der Bundesregierung (18/5980), das

Anlass des Fachgespräches war. Das Pro-
gramm enthält eine Strategie, wie mit den ra-
dioaktiven Altlasten künftig verfahren werden
soll. Grundlage dafür ist eine Richtlinie der Eu-
ropäischen Union, die von den Mitgliedsstaa-
ten eine Entsorgungsstrategie fordert.
Demnach sollen in Konrad, wie geplant und
genehmigt, rund 300.000 Kubikmeter
schwach- und mittelradioaktiver Abfall unter-
gebracht werden. Abfälle, die aus sicherheits-
technischen Gründen für Konrad nicht geeig-
net sind, sowie die noch zu bergenden Abfälle
aus der havarierten Schachtanlage Asse und
Abfälle aus der Urananreicherung sollen laut
Napo idealerweise am selben Standort einge-
lagert werden wie hoch radioaktive Abfälle.
Die wissenschaftlichen und gesellschaftlichen
Kriterien für die Suche nach einem solchen
Endlager erarbeitet aktuell die von Bundesrat
und Bundestag eingesetzte Kommission Lage-
rung hoch radioaktiver Abfallstoffe.
Ob eine Kombi-Lagerung möglich sei, müsse
erst noch analysiert werden, sagte Horst
Geckeis (Karlsruher Institut für Technologie, In-
stitut für Nukleare Entsorgung). Es handle sich
um „grundverschiedene Abfallströme“. Mit
Wechselwirkungen müsse gerechnet werden.
Dazu müssen ein Konzept erstellt werden.
Michael Sailer (Öko-Institut e.V.) verwies zu-
dem darauf, dass noch nicht mal klar sei, wie
groß die Menge der zu lagernden Uran-Tails
sei. Auch die Beschaffenheit der Asse- und der
sonstigen Abfälle sei noch unklar. scr T

»Vorbild und Entwicklungsland zugleich«
NACHHALTIGKEIT Trotz einiger positiver Trends – Deutschland hinkt den selbst gesetzten Zielen hinterher

In Sachen Nachhaltigkeit gibt es durchaus
positive Trends. Laut dem Indikatorenbe-
richt 2014 des Statistischen Bundesamtes
gehören dazu die Entwicklungen beim
Ausbau der erneuerbaren Energien, der Ab-
bau öffentlicher Finanzschulden und die
Erhöhung des Beschäftigungsniveaus. Dem
stehen jedoch negative Entwicklungen in
den Bereichen Artenvielfalt, Mobilität, ge-
samtstaatlicher Schuldenstand sowie Zu-
kunftsinvestitionen gegenüber. Zudem gibt
es laut Bericht viele Ziele, die sich zwar in
die richtige Richtung entwickeln – aber zu
langsam.
Deutschland brauche mehr Anstrengun-
gen, um seine Nachhaltigkeitsziele zu er-
reichen. So lautet die Schlussfolgerung, die
der Parlamentarische Beirat für nachhaltige
Entwicklung daraus zieht, wie aus einer
Unterrichtung des Beirats zum Indikato-
renbericht (18/7082) hervorgeht. „Wesent-
liche Ziele der nationalen Nachhaltigkeits-
strategie sind noch nicht erreicht und ihre
Umsetzung bis 2020 ist unsicher oder na-
hezu unmöglich“, heißt es darin.
Es ist einiges geschafft, es bleibt aber noch
viel zu tun, war denn auch der überein-
stimmende Tenor in der Debatte zur Nach-
haltigkeit vergangenen Freitag. Dabei for-
derte Carsten Träger (SPD), die nationale
Nachhaltigkeitsstrategie an die beim New
Yorker Sondergipfel im September be-
schlossenen 17 Entwicklungsziele (Sustai-
nable Development Goals, SDGs) anzu-
passen und weiterzuentwickeln. Sein Ko-

alitionskollege Andreas Lenz (CDU) ver-
wies darauf, dass Deutschland in Sachen
Nachhaltigkeit „Vorbild und Entwicklungs-
land zugleich“ sei.
Für die Opposition, die die Stellungnahme
des Parlamentarischen Beirats mitträgt,
sagte Birgit Menz (Die Linke), es komme
noch immer zu kurz, dass Nachhaltigkeit
längst zu einer sozialen Frage geworden
sei. Valerie Willms (Grüne) forderte die
Bundesregierung auf, die Ziele der nationa-
len Nachhaltigkeitsstrategie zu verfolgen,
anstatt in einem aufwendigen Prozedere
ständig neue Indikatoren zu entwickeln.

Vorbildliche Architektur habe mit dem
Rat für Nachhaltige Entwicklung und dem
Parlamentarischen Beirat für nachhaltige
Entwicklung eine vorbildliche Architektur
für Nachhaltigkeit, befand Carsten Träger.
Dennoch gebe es Mängel und daraus abzu-
leitenden Handlungsbedarf. So habe
Deutschland zwar eine Biodiversitätsstrate-
gie, um die Belange der Landwirtschaft
und des Artenschutzes zu stärken, doch
werde Biodiversitätspolitik nicht als Quer-
schnittsaufgabe verstanden. Der SPD-Abge-
ordnete plädierte für die Schaffung eines
Konsumindikators. „Der Preis muss die
Wahrheit sagen“, betonte er. Ein T-Shirt für
drei Euro könne aber kaum die tatsächli-
chen Kosten abdecken. Ebenso müsse man
sich bei billigem Fleisch fragen, ob dies
auch ohne oder mit veränderten Subven-
tionen – etwa zur Unterstützung des Na-
turschutzes – zu produzieren wäre. Positiv
bewertete Träger die Ergebnisse der Konfe-
renzen von New York und Paris. „Es be-
steht die Hoffnung, dass die Welt noch
rechtzeitig zur Besinnung kommt“, sagte
er.
Birgit Menz machte deutlich, dass ihre
Fraktion den im Beirat erreichten Kompro-

miss mitträgt. Das dürfe aber nicht darüber
hinwegtäuschen, dass sich das Leitbild der
Linksfraktion – eine sozial-ökologische
Transformation der Gesellschaft – deutlich
von dem unterscheide, was in der nationa-
len Nachhaltigkeitsstrategie abgebildet
werde. „Wir werden deshalb daraufhin ar-
beiten, dass die Umsetzung der globalen
Nachhaltigkeitsziele in Deutschland neue,
auch politisch unbequeme Schwerpunkte
setzt“, kündigte sie an. Menz forderte Teil-
habe für alle und eine gerechte Umvertei-
lung von Wohlstand und Ressourcen. Es
gelte anzuerkennen „dass Wachstum nicht
grenzenlos ist“. Die Frage, ob sich die Men-
schen daher einschränken müssten, sei mit
Blick auf die Lebensqualität mit Nein zu
beantworten. „Lebensqualität hängt nicht
vom Massenkonsum ab“, sagte die Linken-
Abgeordnete.

In Sachen Nachhaltigkeit seien durchaus
Verbesserungen erreicht worden, urteilte
Andreas Lenz. „Für mich das wichtigste
Beispiel ist der ausgeglichene Haushalt“, so
der Unionsabgeordnete. Gleichzeitig wür-
den die Investition in die digitale und die
Verkehrsinfrastruktur fortgesetzt. „Das ist
Nachhaltigkeit auch im Sinne der Genera-
tionengerechtigkeit“, befand Lenz. Richtig
sei aber auch, dass etwa im Bereich der
Mobilität die Ziele nicht erreicht würden.
Gebraucht würden „sinnvolle Maßnah-
men“, um die Elektromobilität zu fördern.
Zur Senkung der CO2-Immissionen müsse
zudem der Kohleausstieg gelingen. Was die
Entwicklungszusammenarbeit angeht, so
Lenz weiter, seien die selbstgesteckten Ziele
noch nicht erreicht. „Wir brauchen also
auch weiterhin ein ambitioniertes Vorge-
hen, um die nationalen Ziele auch zu er-
reichen“, sagte er und zeigte sich zugleich
optimistisch, dass dies gelingen könne.

Politisches Handwerk Mit der Verab-
schiedung der SDGs und dem „wegweisen-
den Klimavertrag von Paris“ bekomme die
Nachhaltigkeitspolitik neuen Schwung,
sagte Valerie Willms. Beide Verträge bedeu-
teten aber auch vermehrte Umsetzungsan-
strengungen hierzulande, fügte die Grü-
nenabgeordnete hinzu. Die Bundesregie-
rung, so ihre Forderung, solle nicht nur
„im Bordrestaurant des in die richtige
Richtung fahrenden Zuges sitzen, sondern
mitsteuern“. Willms warnte davor, sich zu
verzetteln. Statt immer wieder neue Strate-
gien und Konzepte wie etwa über „das gute
Leben“ zu entwickeln, sollte sich auf die
schon vorhandenen Konzepte fokussiert
werden. „Machen Sie weniger PR und da-
für mehr klassisches politisches Hand-
werk“, forderte Willms die Bundesregie-
rung auf. Götz Hausding T

Erneuerbare Energien sind ein Grundpfei-
ler nachhaltiger Politik.

©
dp

a

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

A
m Ende musste der Gipfel
noch um einen Tag verlän-
gert werden, doch am En-
de Stand die Einigung.
Nach knapp zweiwöchi-
gen Verhandlungen in Pa-

ris und mehrjährigen, mühsamen Vorar-
beiten hat sich die Staatengemeinschaft auf
einen Nachfolger für das Kyoto-Protokoll
geeinigt. In dem noch zu ratifizierenden
Abkommen ist das Ziel formuliert, die glo-
bale Erwärmung auf deutlich unter zwei
Grad Celsius im Vergleich zum Beginn der
Industrialisierung zu begrenzen, idealer-
weise sogar auf nur 1,5 Grad.
Bundesumweltministerin Barbara Hen-
dricks (SPD) wählte dann auch „große
Worte“, um die Bedeutung des Klima-Ab-
kommens von Paris zu beschreiben – ob-
wohl sie, wie sich die Sozialdemokratin
selbst bescheinigte, gar nicht dazu neige.
Der 12. Dezember 2015 werde als „histori-
sches Datum“ in Erinnerung bleiben, sagte
sie während einer Aktuellen Stunde zu den
Gipfel-Ergebnissen vergangene Woche.
Mehr noch: Von diesem Klima-Gipfel gehe
ein „Hoffnungszeichen“ aus, da es der
Weltgemeinschaft trotz globaler Herausfor-
derungen und Unsicherheiten gelungen
sei, sich zu einigen.
Hendricks betonte, dass aus deutscher
Sicht alle wesentlichen Verhandlungsziele
erreicht worden seien. Das Unter-2-Grad-
Ziel sei völkerrechtlich verbindlich festge-
schrieben worden, es gebe Regelungen zur
Transparenz und regelmäßigen Überprü-
fung sowie zur Ambitionssteigerung. Zu-
dem sei der jahrzehntealte „Antagonis-
mus“ zwischen Industrieländern und den
übrigen Staaten aufgebrochen worden. Das
Abkommen stelle zwar die „besondere Ver-
antwortung“ der Industrieländer, die dem
Klimawandel Vorschub geleistet hätten, he-
raus. Dieser werde durch Technologietrans-
fer und finanzielle Verpflichtungen begeg-
net. Aber auch wohlhabende Schwellen-
länder würden sich nicht länger hinter den
ärmsten Ländern verstecken und „prinzi-
piell“ zu der Verantwortung stehen, im
Rahmen ihrer Möglichkeiten zum Klima-
schutz beizutragen, sagte Hendricks. Aller-
dings sei dies noch nicht völkerrechtlich
verbindlich festgeschrieben. „Das Abkom-
men gibt uns Rückenwind für das, was wir
vor uns haben“, unterstrich Hendricks.
Dieser Rückenwind sei auch nötig, denn
die langfristige Umstellung von Wirtschaft
und Gesellschaft auf Klimaneutralität sei
eine „Jahrhundertaufgabe“.
„Nach Paris kann es nicht so weitergehen
wie vor Paris“, betonte auch Andreas Jung
(CDU/CSU) Das Abkommen müsse mit
Leben gefüllt werden. Alle Staaten der Welt
müssten „aufsatteln“, um das Ziel auch zu
erreichen. Das gelte auch für die Europäi-
sche Union. Das Ziel, bis 2030 mindestens
40 Prozent weniger Treibhausgas auszusto-
ßen, müsse verschärft werden. Auch in
Deutschland müsse mehr getan werden. So
könne gerade bei der E-Mobilität noch „ei-
ne Schippe“ draufgelegt werden, sagte der
Christdemokrat.

Minimalkonsens Für die Opposition
könnten es noch ein paar Schippen mehr
sein. Das Abkommen von Paris könne
zwar „historisch“ werden, die Arbeit fange
aber jetzt erst an, mahnte Eva Bulling-
Schröter (Die Linke). Der erstmalige Kon-

sens der Staatengemeinschaft in Sachen
Klimaschutz sei bedeutungsvoll. Es sei aber
kein „Bilderbuchabkommen“, sondern
völkerrechtlich gesehen
nur ein „Minimalkonsens“.
Unklar sei, ob der Mecha-
nismus zur Ambitionsstei-
gerung „tatsächlich etwas
taugt“. Das sei wichtig,
denn noch reichten die
Selbstverpflichtungen der
Staaten nicht aus. Es drohe
weiterhin eine Erwärmung
von über drei Grad.
Der Klimawandel sei eine
„globale Herausforde-
rung“, auf die es auch „glo-
bale Antworten“ geben
müsse. Keine Antworten dürften dabei
Atomstrom oder die umstrittene CCS-Tech-
nologie sein, stellte die Linken-Abgeordne-
te klar. Für die Bundesrepublik forderte

Bulling-Schröter ein Gesetz zum Klima-
schutz und Kohleausstieg. Ein „wackliger
Klimaschutzplan“ reiche nicht aus. Die Kli-

maziele müssten verbind-
lich festgeschrieben wer-
den. Zudem solle 2035 der
letzte Kohlemeiler vom
Netz gehen, forderte die
klimapolitische Sprecherin
der Linken-Fraktion.
Auch der Vorsitzende der
Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen, Anton Hofreiter,
forderte deutlich mehr En-
gagement von der Bundes-
regierung. Es sei ein „gro-
ßer Erfolg“, dass sich die
Staaten auf ein starkes Ziel

geeignet hätten, auch wenn das Abkom-
men in Bezug auf Maßnahmen eher
schwach ausfalle. Er sei diesbezüglich froh,
dass Hendricks die Verhandlungen geführt

habe, denn in anderen relevanten Ministe-
rien sehe es „ziemlich traurig“ aus. Dort
werde der Klimaschutz „blockiert“ und
„verzögert“.
Wirtschafts- und Energieminister Sigmar
Gabriel (SPD) warf Hofreiter vor, die Ener-
giewende durch ein „Abwürgen“ der Pho-
tovoltaik zu torpedieren. Auch der Ver-
kehrsbereich müsse angegangen werden,
schließlich steige dort der CO2-Ausstoß.
Im Verkehrsministerium werde aber nicht
konkret gehandelt. „Machen Sie doch mal
diesem Minister Dampf“, sagte Hofreiter in
Richtung Bundesregierung und Koalition.
Zudem warnte er davor, sich zu sehr auf
die Zielwerte für 2050 zu konzentrieren
und so möglicherweise Verantwortung auf-
zuschieben. Deutschland müsse zunächst
sein Ziel 2020 erreichen. Dafür brauche es
deutlich mehr Anstrengungen. „Sorgen Sie
erstmal dafür, dass dieses Ziel eingehalten
wird“, sagte Hofreiter. Sören C. Reimer T

Nach knapp zweiwöchigen Verhandlungen konnten sich die Teilnehmer des UN-Klimagipfels in Paris freuen, denn es gab endlich eine
Einigung. © picture-alliance/dpa

Gipfelstürmer
UN-KLIMAKONFERENZ Bei geteilter Freude über das

Abkommen von Paris – die Opposition sieht die
Bundesregierung nun in der Pflicht, mehr zu tun

»Nach
Paris kann
es nicht

so weiter-
gehen wie
vor Paris.«

Andreas Jung (CDU)
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Die Sehnsucht nach Ordnung
WELTFRIEDEN Viele Konflikte, neue Akteure und große Ungleichheiten verhindern stabile internationale Strukturen

D
er alte Fuchs Henry Kis-
singer hat in seinen spä-
ten Jahren noch einmal
intensiv zur Feder gegrif-
fen. Im letzten Jahr legte
der politische Tausend-

sassa, obwohl schon 91-jährig, noch ein-
mal einen dicken Wälzer vor. Dabei ging es
um nichts Geringeres als die Weltordnung.
Aber natürlich ist für einen Friedensnobel-
preisträger die universelle Kulissenschiebe-
rei auch eine adäquate Beschäftigung.
In diesem Buch gräbt Kissinger allerdings
wieder eine Idee aus, mit der er sich schon
früher als Politikwissenschaftler an der re-
nommierten Havard Universität beschäf-
tigt hatte: den Westfälischen Frieden, mit
dem 1648 der Dreißigjährige Krieg been-
det wurde. Dem ehemaligen amerikani-
schen Außenminister dienen die Prinzi-
pien des Westfälischen Friedens, der in
Münster und Osnabrück geschlossen wur-
de und der eine verheerende religiös-politi-
sche Konfliktperiode zwischen Katholiken
und Protestanten beendete, nach wie vor
als Modell für eine globale Weltordnung.
Denn dieses Vertragswerk schuf ein System
unabhängiger Staaten, die die Souveränität
über das eigene Territorium besaßen; zu-
gleich verpflichteten sie sich, die Nichtein-
mischung in die inneren Angelegenheiten
anderer Staaten und die Kontrolle eines
Gleichgewichts der Kräfte zu beachten.
Dieses System, so der Diplomat, „wollte
Ordnung schaffen, indem es die bestehen-
de Vielfalt anerkannte und gleichzeitig ge-
genseitige Zurückhaltung zusicherte“.

Großes Netz Nun hat sich dieses kleintei-
lige mitteleuropäische Ur-Modell, wie Kis-
singer selbst einräumt, im Laufe der letzten
vier Jahrhunderten, in denen sich eine
„Weltgemeinschaft“ herausbildete, in ein
umfangreiches Netz internationaler Rechts-
und Organisationsstrukturen gewandelt –
idealerweise gesehen. Dass diese Ordnung
so oft nicht funktionierte, durch histori-
sche Brüche und politische Verwerfungen
gekennzeichnet war: Das ist dem ge-
schichtlich bewanderten Kissinger selbst-
verständlich bewusst. Und er reflektiert es
auch explizit auf die Gegenwart: „Die
Westfälischen Prinzipien werden von allen
Seiten infrage gestellt, manchmal auch im
Namen der Weltordnung selbst.“
Diese Einsicht spiegelt die Realitäten. Wie
häufig geistert jetzt die Metapher umher,
die Welt sei aus den Fugen geraten. Das
meint nur mit einfachen Worten, was der
politische Empiriker Kissinger komplexer
auszudrücken pflegt: Die früheren Blau-
pausen für eine internationale verlässliche
Ordnung wurden obsolet. Es gibt für die-
sen Umbruch sogar ein konkretes Datum:
nämlich die Zeitenwende 1989/90. Ganz
gewiss war das internationale System vor-
her nicht von einem Gleichgewicht der
Kräfte bestimmt gewesen, wie es den West-
fälischen Prinzipien entsprochen hätte.
Vielmehr war die Periode, die als Kalter
Krieg in die Geschichte einging, durch ein
Gleichgewicht des Schreckens gekenn-
zeichnet. Dahinter stand die Befürchtung,
dass bei einer ernsten Störung dieser be-

ängstigenden Balance die gesamte Zivilisa-
tion Schaden nehmen könnte. Wer dies
Ordnung nennen will, dem sei es unbe-
nommen. Doch den Westfälschen Prinzi-
pien nach Kissinger entsprach dieses Gefü-
ge keineswegs. Seine Analyse: „Das Ergeb-
nis sind nicht einfach multipolare Macht-
verhältnisse, sondern eine Welt zuneh-
mend gegensätzlicher Realitäten.“
Eine Welt gegensätzlicher Realitäten: Dafür
lassen sich inzwischen zahllose Beispiele
und vielfältige Tendenzen
anführen. Vier Aspekte, die
einem neuen Ordnungssys-
tem zuwiderlaufen, wirken
sich dabei besonders gravie-
rend aus.
Da ist primär die Rückkehr
des Nationalen in der inter-
nationalen Politik. Nun
vollzieht sich politische Ge-
staltung nach wie vor im
Rahmen oder in den Gren-
zen von Nationalstaaten –
allen multinationalen Struk-
turen wie Organisationen
zum Trotz. Dieses traditionelle Modell gilt
längst nicht als überholt. Die Europäische
Union, zweifellos nach den Katastrophen
des letzten Jahrhunderts eine großartige Er-
rungenschaft, vermeidet ängstlich, sich alle
Merkmale einer Staatlichkeit zu geben.
Dies lässt nationale Alleingänge immer
wieder zu, bei der Währung, den Steuern,
den Wirtschaftsregeln und den Sozialstan-
dards. Und neuerdings – besonders ekla-
tant – beim Management der Flüchtlings-
ströme.
Die Rückkehr des Nationalen wirkt umso
unversöhnlicher, wie sie sich der Mittel der
Aggressivität bedient. Denn diese Methode
bedeutet den Gebrauch von Geopolitik im
internationalen Geschehen, die schon für
die verheerenden politischen Verhältnisse
des letzten Jahrhunderts verantwortlich ist.
Dass es sich hier nicht nur um ein histori-
sches Theorem handelt, zeigt die Annexion
der Krim 2014 durch den russischen Präsi-

denten Wladimir Putin. Der vormalige
deutsche Außenminister Joschka Fischer
schrieb zu diesem Vorgang, dass damit die
westeuropäische Werteordnung, basierend
auf der Unantastbarkeit der Grenzen und
dem Vorrang des Rechts, verletzt worden
sei. „Damit kehrt eine machtgestützte Geo-
politik nach Europa zurück“, meinte Fi-
scher. Und fügte hinzu: „Es wird höchste
Zeit für die Europäer, aus ihren sanften
Träumen von einer rechtsbasierten konti-

nentalen Ordnung zu er-
wachen. Die Welt ist an-
ders, leider.“ Und die Welt
betrifft eben nicht nur
Europa. Auch auf dem
asiatischen Kontinent
brauen sich nationale Ag-
gressivitäten zusammen,
die das internationale Sys-
tem nachhaltig zu erschüt-
tern vermögen. Wenn bei-
spielsweise der belgische
Politikwissenschaftler Jo-
nathan Holslag befürch-
tet, dass China aus be-

stimmten nationalistischen Interessen die
jetzige Balance gegenüber den Nachbarn in
Fernost brechen könnte und damit „ein
Krieg in Asien wahrscheinlicher geworden“
ist: Dann wetterleuchtet in einer solchen
Prognose, so zeitfern sie augenblicklich er-
scheinen mag, das Muster nationalistischer
Überschätzung auf, das eine Stabilisierung
der Weltordnung verhindert.
Das zweite eminente Hindernis zur Etab-
lierung einer verbindlichen Weltordnung
stellt der rapide Zerfall der Staatlichkeit in
vielen Ländern dar, und das auf mehreren
Kontinenten. Von gescheiterten Staaten,
von nicht regierbaren Räumen ist die Rede.
Zu nennen sind da Syrien und Irak als die
Spitzenthemen dieser Tage, aber auch Liby-
en, Somalia, Jemen, Nigeria, Mali sowie
Mexiko und Kolumbien, Afghanistan und
Bangladesch. Kennzeichen dieser Staaten
ist, dass sie über nicht funktionierende Re-
gierungen verfügen, weil diese das Gewalt-

monopol verloren haben. Das reduziert ih-
re Gestaltungs- und Durchsetzungsfähig-
keit nach innen und außen. Damit fallen
sie auch als aktive Teilnehmer eines stabi-
len internationalen Systems aus.
Zudem nimmt drittens die Zahl der Akteu-
re in der internationalen Politik ständig zu
– und damit steigen die Risiken für eine
konsensfähige normative Weltordnung.
Die gerade beendete Weltklimakonferenz
in Paris mit der Beteiligung von 195 Staa-
ten lieferte dafür Anschau-
ungsunterricht. Bei den di-
vergierenden Interessen der
einzelnen Länder den
Kompromiss zu finden, der
eine Übereinkunft mit al-
len ermöglicht: Die Konfe-
renz illustriert die er-
schwerte Suche nach ver-
bindlichen Ordnungskon-
zepten.
Viel komplizierter sind je-
doch jene Akteure, die sich
die Störung, gar Zerstörung
internationaler Ordnungs-
prinzipien zum Ziel gesetzt haben. Die Ter-
rormiliz „Islamischer Staat“ (IS) ist derzeit
in aller Munde. Ihre kriegerischen und
mörderischen Aktivitäten in der Nahost-
Region zielen auf Schrecken, Chaos und
Anarchie, das Gegenteil jedweder rationa-
ler Ordnungsvorstellungen. Mit solcher
Ruchlosigkeit und Verblendung, untermau-
ert von religiösem Fundamentalismus,
steht jedoch der IS nicht allein. Vielmehr
ist er Teil eines weit verbreiteten internatio-
nalen Terrornetzwerkes, das Gräuel und
Barbarei zum Mittel politischer Schlagkraft
erkoren hat. Die Taliban in Afghanistan,
Al-Quaida-Ableger in arabischen Staaten,
Boko-Haram in Nigeria, die Milizen in So-
malia und Mali: Es ist inzwischen eine Ge-
walthydra, deren wuchernder Nachwuchs
kaum noch überschaubar bleibt.
Dabei kontrollieren Terrorkommandos
nicht nur weite Regionen in ihren Aktions-
feldern, sondern tragen ihre Verbrechens-
strategie auch in andere Staaten, wie die
blutigen Anschläge am 13. November 2015
in Paris belegen. Wie lässt sich angesichts
dieser unberechenbaren Gruppierungen ei-
ne verlässliche Ordnung aufbauen? Die
Negation als Prinzip, die totale Ablehnung
westlicher Modernität limitiert hier ent-
sprechende Anstrengungen.

Desolate Lage Lange lag auch der Iran auf
der „Achse des Bösen“. Und Saudi-Arabien,
auch wenn es jetzt eine Anti-Terrororgani-
sation von über 30 islamischen Staaten ge-
gen den IS zusammenbringen will, leistet
seit Jahren aktive Unterstützung für sunni-
tische beziehungsweise gegen schiitische
Glaubensrichtungen und hat damit einen
gewichtigen Anteil an der desolaten Lage
in der Region Nahost. Ebenfalls muss hier
die Frage erlaubt sein, wie sich die aufstre-
bende Weltmacht China in Asien verhalten
wird, wenn sie ihre nationalen Interessen
und politischen Ambitionen ernsthaft be-
droht glaubt und sich mit gegenläufigen
Bestrebungen durch selbstbewusste Kon-
kurrenten wie Japan und Indien konfron-

tiert sieht. In dieser Hinsicht stecken für ei-
ne konsensfähige Weltordnung viele Unge-
wissheiten und Risiken.
Zu Ungleichgewichten, die stabilen Ord-
nungsstrukturen entgegenstehen, kommt
viertens die Globalisierung der Wirtschaft,
verbunden mit dem technologischen Fort-
schritt. Ganz neu ist dieses Phänomen kei-
neswegs – um technologische Überlegen-
heit ging es auch beim atomaren Wettlauf
der Supermächte während des Kalten Krie-

ges. Die Anhäufung der nu-
klearen Waffenarsenale ließ
jedoch die militärische
Stärke soweit schrumpfen,
dass die Supermächte zö-
gerten, ihren Vorteil zu tes-
ten oder auszuspielen und
die atomare Rüstung einzu-
setzen. Diese Erkenntnis
förderte schließlich die Su-
che nach Regularien, um
die strategischen Waffen zu
begrenzen. Mit dem Ende
des Kalten Krieges hat sich
dieses Szenario verändert,

wenngleich die Weiterverbreitung von
Atomwaffen – siehe Iran und Nordkorea –
eines der brisanten Themen bei den Bemü-
hungen um verlässliche Ordnungsstruktu-
ren bleibt.
Die Sehnsucht nach einer Ordnung, wie
sie allenthalben spürbar ist: Sie kommt
nicht von ungefähr. Denn die chaotisch
empfundenen, weil unüberblickbaren Zu-
stände in vielen Regionen der Welt beför-
dern zwangsläufig die Wünsche nach Regu-
lierung und Eindeutigkeit. Zumal da die
Konflikte und Dilemmata sich nicht mehr
regional eingrenzen lassen. Die Flücht-
lingsströme, die in diesem Jahr in der Bun-
desrepublik strandeten, machen auch die
Deutschen zu Betroffenen, ja Beteiligten
der Verwerfungen und Miseren aufgrund
zerbrochener Ordnungsstrukturen.
Als Symptom für diese Sehnsucht nach ei-
nem tragbaren Ordnungskonzept lässt sich
wohl die Tatsache anführen, dass in deut-
schen Medien neuerdings Immanuel Kant
so sehr bemüht wird wie wohl nie zuvor.
Seine Vision „Zum ewigen Frieden“, 1795
formuliert, erscheint plötzlich wie ein ak-
tueller Leitfaden, um aus der Unordnung
der gegenwärtigen Machtverhältnisse he-
rauszufinden. Kants Verlangen nach Vor-
rang der Vernunft und des Rechts ermög-
licht den Zustand des Ausgleichs, einen
tauglichen und gerechten „Föderalismus
freier Staaten“, wie es ihm vorschwebte.
„Wenn wir die Idee aufgeben, daß in Kon-
fliktfällen die Vernunft das übergeordnete,
überparteiliche Vermögen sein muss, um
Recht und Unrecht zu unterscheiden –
dann sind wir verloren“, so hat der Frank-
furter Philosoph Rainer Forst versucht,
Kant im Kontext der aktuellen Konstella-
tionen zu interpretieren.
Dagegen nimmt sich jene Werte-Rhetorik,
mit der allenthalben gegen den islamisti-
schen Terror Front gemacht werden soll,
blass und blutleer aus. Die oft formelhaft
vorgetragene Beschwörung der westlichen
Wertegemeinschaft leidet gewiss nicht an
mangelndem Prinzipiengehalt. Menschen-

würde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit,
Rechtsstaatlichkeit und Wahrung der Men-
schenrechte, wie es im EU-Vertrag steht,
sind eine bemerkenswerte Substanz für das
normative Projekt des Westens. Gerade der
deutsche Historiker Heinrich August Wink-
ler wird nicht müde, für dieses Wertefun-
dament als Errungenschaft, gerade für
Deutschland, zu werben. In diesen be-
drängten Zeiten wirkt er dabei zuweilen als
recht subjektiver Apologet. Das Manko der
dauerhaften Berufung auf die westliche
Wertegemeinschaft liegt darin, dass deren
Grundsätze – vorsichtig formuliert – inner-
halb der Mitgliedsstaaten der Europäischen
Union ambivalent gehandhabt werden.
Die dramatischen Kurven der Euro-Krise,
nunmehr die Misshelligkeiten über die
Flüchtlingspolitik, um nur zwei Beispiele
für die Dehnbarkeit, ja Missachtung des
verbal immer wieder bemühten Werteka-
nons zu nennen. Hier klaffen Anspruch
und Wirklichkeit weit auseinander. Es be-
steht im verfassten Europa kein gemeinsa-
mer Konsens über unumstößliche Grund-
sätze einer Politik des Rechts und der Ge-
rechtigkeit. Damit fehlen wichtige Voraus-
setzungen für die Stabilisierung einer inter-
nationalen Ordnung.

Schwacher Trost Ist dann alle Sehnsucht
sinnlos? Eine neue Weltordnung wird sich
in der multiplen politischen, kulturellen,
religiösen, ökonomischen und ökologi-
schen Gemengelage nicht mehr auf einen
Schlag einrichten lassen. Ein schwacher
Trost, dass frühere historische Versuche
auch immer wieder gescheitert sind. Der
Wiener Kongress 1815 mit der nachnapo-
leonischen Aufteilung brachte Europa zwar
eine längere Friedensperiode, verhinderte
jedoch regionale Konflikte nicht, an denen
Preußen-Deutschland nicht unbeteiligt
war. Die Friedensverträge von Versailles
überstanden gerade einmal zwei Jahrzehn-
te, um mit dieser Ordnung Remedur zu
schaffen, dabei Nazi-Deutschland vorweg.
Und die Verträge von Jalta und Potsdam
hielten weniger als ein Jahrzehnt, bis der
Kalte Krieg zwischen den Siegermächten
der Anti-Hitler-Koalition begann.
Für eine stabile internationale Ordnung
wird es unzählige Anläufe und Etappen ge-
ben, mit Annäherungen, Zwischenstatio-
nen, Übereinkünften, Korrekturen. Dabei
kann es niemals darum gehen, dem Ideal
einer vollständigen Lösung nachzujagen,
sondern das Unvollkommene schrittweise
zu bändigen. Das Atomabkommen mit
dem Iran liefert dafür ein Beispiel. Dane-
ben wird immer ein bestimmtes, sogar be-
trächtliches Maß an Un-Ordnung bestehen
bleiben. Also Abschied von der unbestreit-
baren Sehnsucht? Wie heißt es doch: Die
Hoffnung stirbt zuletzt. Heinz Verfürth T

Der Autor ist freier Journalist in Berlin.

Die Verhandlungsteilnehmer des Westfälischen Friedens im Rathaus Münster, gemalt vom Niederländer Gerard Ter Borch. Der Westfälische Frieden wird auch über 350 Jahre später noch als theoretisches Modell für eine globale Weltordnung bemüht. © picture-alliance/dpa
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperTrauer nach den Terroranschlägen vom 13. November in Paris © picture-alliance/dpa
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Auf der Bremse
EUROPA Ob Briten-Frage oder Grenzschutzreform – die EU will erst 2016 entscheiden

D
er letzte EU-Gipfel im
Jahr 2015 hat einmal
mehr offen gelegt, wie
tief die Risse zwischen
den 28 EU-Mitgliedstaa-
ten sind. Konkrete Ent-

scheidungen zu wichtigen Themen wie Mi-
gration und den britischen Forderungen
über eine Reform der EU haben die Staats-
und Regierungschefs auf das kommende
Jahr vertagt.
Immerhin war der Ton in
Brüssel diesmal deutlich
versöhnlicher als bei den
vorherigen Treffen. In ihrer
gemeinsamen Erklärung
gestanden die Staats- und
Regierungschefs ein, dass
ihre Strategie zur Flücht-
lingskrise viel zu langsam
greife und die Erstaufnah-
mezentren für Flüchtlinge
(„Hotspots“) in Italien und
Griechenland noch immer
nicht wie geplant funktio-
nierten. Trotz intensiver Verhandlungen
konnten sie außerdem erneut nicht klären,
wie sie die drei Milliarden Euro aufbringen
wollen, die sie der Türkei beim Gipfel En-
de November zur Bewältigung der Flücht-
lingskrise versprochen hatten.
Heftig diskutiert wurde in Brüssel der Vor-
schlag der EU-Kommission, die europäi-
sche Grenzschutzagentur Frontex mit grö-

ßeren Befugnissen zum Schutz der EU-Au-
ßengrenzen auszustatten. Falls die Lage es
erfordert, soll sie vor Ort eingreifen dürfen,
auch wenn das betroffene EU-Mitglieds-
land nicht ausdrücklich darum bittet.
Doch obwohl allseits Einigkeit darüber be-
stand, dass es an den Außengrenzen Hand-
lungsbedarf gibt, kam es in Brüssel zu kei-
ner Einigung. Die Staats- und Regierungs-
chefs verständigten sich lediglich darauf,

den Gesetzgebungsprozess
im ersten Halbjahr 2016
abzuschließen. Und selbst
das erscheint ambitioniert:
Im Vorfeld des Gipfels hat-
ten Länder wie Ungarn und
Polen gegen die Aufgabe
nationaler Souveränität op-
poniert. Und in Brüssel
stellte die litauische Präsi-
dentin Dalia Grybauskaite
klar: Zu einem Frontex-Ein-
satz ohne Zustimmung des
betroffenen Landes werde
es nicht kommen.

Das Europäische Parlament hingegen be-
grüßt den Vorschlag der Kommission. So
sagte der Fraktionsführer der Liberalen,
Guy Verhofstadt, am Mittwoch in der De-
batte zum Thema: „Ohne den Plan ist
Schengen am Ende.“ Er sprach sich sogar
dafür aus, Länder, die ihn zurückwiesen
aus dem Schengen-Raum auszuschließen.
Für eine rasche Umsetzung der Frontex-Re-

form ist auch Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU). In ihrer Regierungserklä-
rung im Bundestag sagte sie in der vergan-
genen Woche, die Vorschläge gingen in die
richtige Richtung, auch wenn „wir sehr
sorgfältig abwägen müssen, welche Maß-
nahmen in Zukunft auf welcher Ebene ver-
antwortet werden sollen“. Es gehe aber
nicht nur um den Schutz der Außengren-
zen, erklärte Merkel, sondern auch darum,
„Frontex eine größere Rol-
le bei den notwendigen
Rückführungen einzuräu-
men bei Flüchtlingen, die
keinen Schutzanspruch in
der EU haben“.
Die Opposition warf ihr
daraufhin erneut vor, eine
Politik gegen Flüchtlinge
zu betreiben. Menschen,
die um ihr Leben fürchte-
ten, „lassen sich nicht von
Hotspots, Mauern, Zäunen
und Frontex aufhalten“,
zeigte sich Linken-Frakti-
onschef Dietmar Bartsch überzeugt. Er for-
derte Merkel auf: „Bringen Sie Ihre Autori-
tät ins Spiel, damit Flüchtlingspolitik keine
Abschottungs- und Ausgrenzungspolitik,
sondern Menschenrechtspolitik wird“.
Annalena Baerbock (Grüne) sagte, man
dürfe nicht nur über Rückführungen und
Frontex reden, sondern müsse auch über
die europäische Grundrechteagentur spre-

chen, über die Zusammenarbeit mit dem
Europäischen Unterstützungsbüro für Asyl-
fragen und dem UN-Flüchtlingshilfswerk
UNHCR. Die Frage sei, so Baerbock, „wie
wir an den Außengrenzen die Würde der
Menschen erhalten, auf Lesbos und an al-
len anderen Orten“.
Die CSU-Landesgruppenvorsitzende Gerda
Hasselfeldt zeigte sich indes „dankbar“,
dass die Bundeskanzlerin „bei den offenen

Fragen – ob es um die Si-
cherung der EU-Außengren-
zen, die Entscheidung über
die Hotspots oder die Ver-
handlungen mit der Türkei
geht – immer an vorderster
Stelle mitarbeitet, um das
Ziel ‚weniger Flüchtlinge‘
zu erreichen“. Aber „natür-
lich“ sei auch die Bekämp-
fung der Fluchtursachen in-
ternational notwendig, be-
tonte Hasselfeldt.
Erstmals sprachen die
Staats- und Regierungschefs

auf einem EU-Gipfel über die Forderungen
des britischen Premierministers David Ca-
meron zur Reform der EU. Als Bedingung
für einen Verbleib seines Landes in der EU
verlangt er unter anderem „stärkere Kon-
trollen“ bei der Einreise von EU-Bürgern
nach Großbritannien. EU-Migranten soll-
ten zudem erst nach vier Jahren bestimmte
Vergünstigungen wie Kindergeld oder Steu-

ererleichterungen erhalten. Und Nicht-
Euro-Länder sollten niemals für Kosten zur
Stabilisierung des Euros aufkommen müs-
sen. Cameron gab sich vor Beginn des Gip-
fels kämpferisch: „Ich werde die Nacht
durch hart für Großbritannien kämpfen,
und ich denke, wir bekommen einen guten
Deal.“ Doch die anderen EU-Staaten traten
auf die Bremse: Konkrete Entscheidungen
wollen sie erst beim nächsten Gipfel am
18. und 19. Februar treffen.
Am schwierigsten dürfte es werden, eine
Lösung zu finden für die geforderte Ein-
schränkung der Sozialleistungen für EU-
Ausländer. Sie widerspricht dem EU-Prin-
zip der Nicht-Diskriminierung. Bundes-
kanzlerin Merkel stellte im Bundestag klar:
„Wir wollen und werden Errungenschaften
der europäischen Integration nicht in Frage
stellen.“ Gleichwohl signalisierte sie Kom-
promissbereitschaft, um Großbritannien in
der EU zu halten.
Auch der SPD-Fraktionsvorsitzende Tho-
mas Oppermann machte sich für einen
Verbleib der Briten in der Union stark.
Großbritannien sei eine „große politische,
kulturelle und wirtschaftliche Bereicherung
für die EU“. Sie werde aber nicht erfolg-
reich sein, „wenn sich alle nur die Rosinen
herauspicken dürfen“, warnte Opper-
mann. Silke Wettach/Johanna Metz T

Silke Wettach ist Korrespondentin der
Wirtschaftswoche in Brüssel.

Die europäische Grenzschutzagentur Frontex soll nach dem Willen der EU-Kommission bald eigenständiger agieren können, wenn es Probleme an den EU-Außengrenzen gibt. © picture-alliance/dpa
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Schnelle Hilfe
für Unicef
ENTWICKLUNG Bundesentwicklungsminis-
ter Gerd Müller (CSU) will die von seinem
Ministerium für das erste Halbjahr 2016
zugesagten Mittel für das Kinderhilfswerk
Unicef, das Flüchtlingshilfswerk UNHCR
und das UN-Welternährungsprogramm be-
reits Mitte Januar im Voraus überweisen. Es
sei wichtig, dass die Organisationen jetzt
handlungsfähig seien, betonte Müller in
der vergangenen Woche im Ausschuss für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung mit Blick auf die schwierige Lage
hunderttausender Flüchtlinge in den La-
gern im Libanon, der Türkei und Jorda-
nien. Er verwies darauf, dass den Hilfsorga-
nisationen vor Ort Milliarden fehlten, um
die notwendige Unterstützung zu leisten.
Die Weltgemeinschaft stehe angesichts der
Flüchtlingskrise vor einer „unglaublichen
Herausforderung“, betonte der Minister.
Wichtig sei es daher, verstärkt in die Zu-
kunft der Partnerländer der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit zu investieren,
etwa in Berufsbildungsmaßnahmen, Good
Governance-Beratung und Klimaschutz.
Die EU-Länder, die keine Flüchtlinge auf-
nehmen wollten, forderte er erneut auf, in
einen Fonds einzuzahlen, damit den Men-
schen vor Ort geholfen werden könne.
Müller, der gerade von einem Besuch in
Eritrea zurückgekehrt war, dem Haupther-
kunftsland afrikanischer Flüchtlinge in
Deutschland, kündigte zudem an, dass
wieder ein politischer Dialog zwischen
Deutschland und Eritrea in Gang gesetzt
werden solle. Deutschland hatte seine Ent-
wicklungszusammenarbeit mit dem Land
im Jahr 2007 wegen der kritischen Men-
schenrechtslage dort eingestellt. joh T

Kampf gegen
Barrieren
MENSCHENRECHTE Die Beauftragte der
Bundesregierung für die Belange behin-
derter Menschen, Verena Bentele, fordert
mehr Anstrengungen bei der Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention. In
Deutschland hätten beispielsweise Men-
schen mit geistiger Behinderung, die unter
Betreuung stehen oder Menschen, die im
Rahmen eines Maßregelvollzugs in einem
psychiatrischen Krankenhaus unterge-
bracht sind, kein aktives Wahlrecht, sagte
Bentele vergangene Woche im Ausschuss
für Menschenrechte. „Wir sollten nicht
fragen, ob diese Menschen in der Lage
sind zu wählen, sondern wir sollten viel
mehr fragen, wie sie unterstützt werden
können, damit sie ihre Entscheidung tref-
fen können.“
Reformbedarf gebe es zudem bei den Ein-
gliederungshilfen: Menschen, die eine
Eingliederungshilfe für Behinderte erhal-
ten, dürften bisher lediglich bis zu
2.600 Euro ansparen – eine Diskriminie-
rung, die mit der Novellierung des Bun-
desteilhabegesetzes beseitigt werden müs-
se, sagte Bentele. Zudem müssten Emp-
fänger dieser Hilfen die Möglichkeit ha-
ben zu heiraten, ohne dass das Einkom-
men ihrer Ehepartner mit den Leistungen
verrechnet werde.
Als wichtiges Ziel nannte Bentele mit
Blick auf eine Reform des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes die Barrierefrei-
heit: Es gehe nicht nur darum, Barrieren
im öffentlichen Raum zu identifizieren,
sondern diese auch tatsächlich zu beseiti-
gen. So sei Deutschland etwa „in Sachen
Barrierefreiheit im Gesundheitswesen de-
finitiv kein Vorreiter“. ahe T

Für den freien Gedanken
EU-PARLAMENT Sacharow-Preis für Blogger Raif Badawi

Sein Fall hat weltweit Proteste ausgelöst:
Weil er in kritischen Kommentaren unter
anderem die Trennung von Staat und Reli-
gion vorgeschlagen hatte, wurde der saudi-
sche Blogger Raif Badawi 2014 zu zehn
Jahren Haft und tausend Stockhieben ver-
urteilt. Im Januar 2015 wurde der 31-Jähri-
ge erstmals öffentlicht ausgepeitscht, weite-
re Stockhiebe wurden seither immer wie-
der verschoben – offiziell aus gesundheitli-
chen Gründen.
Nun hat das Europäische Parlament den
Einsatz des Bloggers für Meinungsfreiheit

und religiöse Toleranz in seinem Land ge-
würdigt. In der vergangenen Woche erhielt
Badawi den Sacharow-Preis „für die geisti-
ge Freiheit“. Seine Ehefrau Ensaf Haidar,
die mit den drei Kindern im kanadischen
Exil lebt, nahm die Ehrung in Straßburg
entgegen. Badawi selbst befindet sich der-
zeit im Gefängnis im Hungerstreik.
In ihrer Dankesrede erklärte Haidar, freie
und aufgeklärte Ideen werden gemäß der
Ideologie, die in den arabischen Gesell-
schaften vorherrsche, als blasphemisch an-
gesehen. „Jeder freie Gedanke ist dekadent
und eine Abkehr vom richtigen Weg.“
EU-Parlamentspräsident Martin Schulz
(SPD) bezeichnete Badawi als eine Sym-
bolfigur und Inspiration für all jene, die
sich weltweit für die Grundrechte einsetz-
ten. König Salman von Saudi-Arabien for-
derte er erneut auf, den Blogger zu begna-
digen und sofort freizulassen. Außerdem
solle das Regime die „systematische Unter-
drückung von friedlichen Meinungsäuße-
rungen“ beenden.
Der Menschenrechtspreis des EU-Parla-
ments ist nach dem russischen Dissidenten
und Friedensnobelpreisträger Andrej Sa-
charow (1921-1989) benannt. Er wird seit
1988 jährlich an Personen vergeben, die
sich in besonderer Weise für Menschen-
rechte eingesetzt haben. Johanna Metz T

Badawis Frau Ensaf nahm den Preis in
Straßburg entgegen.
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Mittelmeereinsatz trotz Bedenken
BUNDESWEHR Bis Mitte des Jahres soll die Operation vom Bündnisfall entkoppelt werden

Die Bundeswehr wird sich weiterhin an
der Nato-geführten Operation „Active En-
deavour“ (OAE) zur maritimen Terroris-
musabwehr im Mittelmeer beteiligen. Für
einen entsprechenden Antrag (18/6742,
18/6945) der Bundesregierung votierten
am vergangenen Donnerstag 467 Abgeord-
nete in namentlicher Abstimmung. Dabei
kritisierten alle Fraktionen und auch die
Bundesregierung selbst, dass der Bündnis-
fall nach Artikel 5 des Nato-Vertrages wei-
terhin Rechtsgrundlage des Einsatzes
bleibt.
Anders als bislang wird das Mandat nicht
um zwölf Monate verlängert sondern le-
diglich bis zum 15. Juli 2016. Laut Regie-
rungsantrag wird bis zum Nato-Gipfel in
Warschau im Juli 2016 die Weiterentwick-
lung der Mission zu einer Maritimen Si-
cherheitsoperation angestrebt.
Die Anschläge vom 11. September 2001 in
den USA könnten nicht ewig als Begrün-
dung für die Operation gelten, sagte Mat-
thias Ilgen (SPD) in der Debatte. Er ver-

wies darauf, dass auch von der Bundesre-
gierung derzeit die Bedrohung im Mittel-
meer durch den internationalen Terroris-
mus als abstrakt bewertet werde. OAE be-
schränke sich daher auch auf Luftüberwa-
chung. Dennoch dürfe man nicht den Feh-
ler begehen und die Mission „mir nichts
dir nichts beenden“, warnte Ilgen. OAE, so
der SPD-Abgeordnete, stehe nicht nur für
die Sicherheit im Mittelmeer, sondern biete
inzwischen auch ein Forum für Kooperati-
on mit dem Mittelemeeranrainerstatten. Da
man sich auf Nato-Ebene nun darauf ver-
ständigt habe, die Mission vom Bündnisfall
zu entkoppeln, stimme die SPD der Man-
datsverlängerung zu, erklärte Ilgen.

Überflüssiges Mandat Alle Jahre wieder
werde der Bundestag aufgefordert, über ei-
nen Einsatz abzustimmen, der seine Be-
gründung verloren habe, kritisierte Stefan
Liebich (Die Linke). Immer wieder sei in
den vergangenen Jahren die Rede davon
gewesen, dass dem Mandat in der vorlie-
genden Form zum letzten Mal zugestimmt
werden solle. „Auch heute sagen Sie wie-
der: hoffentlich letztmalig“, kritisierte Lie-
bich. Seiner Ansicht nach hilft es auch
nicht, wenn es zu einer Entkopplung des
Mandats vom Bündnisfall kommt. Das
Mandat sei auch unter neuem Namen

überflüssig, urteilte er.
Andreas Nick (CDU) befand hingegen,
OAE sei als Reaktion auf den 11.September
angemessenen und im Verlauf auch erfolg-
reich gewesen. Seitdem habe ich aber die
Lage im Mittelmeer verändert. „Daher
setzt sich Deutschland schon seit 2012 für
eine Weiterentwicklung des Einsatzprofils
zu einer umfassenden maritimen Sicher-
heitsoperation und für die Loslösung von
Artikel 5 ein“, sagte Nick. Der Unionsab-
geordnete machte zudem deutlich, dass
gerade Deutschland ein hohes Interesse an
sicheren Seewegen habe. Sie seien die „Le-
bensader der Globalisierung“. 80 Prozent
der Ex- und Importe würden schließlich
über die hohe See durchgeführt.
Frithjof Schmidt (Grüne) erinnerte da-
ran, dass die Nato-Partner der Bundesre-
gierung bei ihrem Bestreben der Loslö-
sung des Einsatzes von Artikel 5 immer
wieder eine Absage erteilt hätten. Den-
noch wolle sie ein Mandat verlängern,
das sie selbst schlecht finde. Dafür wei-
terhin bis zu 500 Soldaten abzukom-
mandieren, sei „anachronistisch und po-
litisch unsinnig“, urteilte der Grünen-Ab-
geordnete. Richtig wäre es seiner Ansicht
nach, die deutsche Beteiligung auszuset-
zen, „bis die Nato die geforderten Kor-
rekturen umsetzt“. Götz Hausding T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

DAS WILL ICH 
ONLINE LESEN!
Jetzt auch als E-Paper.
Mehr Information. 
Mehr Themen. 
Mehr Hintergrund. 
Mehr Köpfe. 
Mehr Parlament.

www.das-parlament.de
parlament@fs-medien.de

Direkt 
zum E-Paper

p



NomosNomosNomosNomosBestellen Sie jetzt telefonisch unter 07221/2104-37.  Bestellen Sie jetzt telefonisch unter 07221/2104-37.  Bestellen Sie jetzt telefonisch unter 07221/2104-37.  Bestellen Sie jetzt telefonisch unter 07221/2104-37.  

Portofreie Buch-Bestellungen unter www.nomos-shop.dePortofreie Buch-Bestellungen unter www.nomos-shop.dePortofreie Buch-Bestellungen unter www.nomos-shop.dePortofreie Buch-Bestellungen unter www.nomos-shop.de
Alle Preise inkl. MehrwertsteuerAlle Preise inkl. MehrwertsteuerAlle Preise inkl. MehrwertsteuerAlle Preise inkl. Mehrwertsteuer

Mehr direkte Demokratie wagen? Die kommunale Ebene der Schweiz steht Mehr direkte Demokratie wagen? Die kommunale Ebene der Schweiz steht Mehr direkte Demokratie wagen? Die kommunale Ebene der Schweiz steht Mehr direkte Demokratie wagen? Die kommunale Ebene der Schweiz steht 

für maximale direkt-demokratische Partizipation. Der Vergleich mit Deutsch-für maximale direkt-demokratische Partizipation. Der Vergleich mit Deutsch-für maximale direkt-demokratische Partizipation. Der Vergleich mit Deutsch-für maximale direkt-demokratische Partizipation. Der Vergleich mit Deutsch-

land erlaubt, direkte Demokratie und ihre Rahmenbedingungen genauer zu land erlaubt, direkte Demokratie und ihre Rahmenbedingungen genauer zu land erlaubt, direkte Demokratie und ihre Rahmenbedingungen genauer zu land erlaubt, direkte Demokratie und ihre Rahmenbedingungen genauer zu 

definieren sowie die mit ihr verbundenen Chancen und Risiken offenzulegen.definieren sowie die mit ihr verbundenen Chancen und Risiken offenzulegen.definieren sowie die mit ihr verbundenen Chancen und Risiken offenzulegen.definieren sowie die mit ihr verbundenen Chancen und Risiken offenzulegen.

Direkte DemokratieDirekte DemokratieDirekte DemokratieDirekte Demokratie
Deutschland und Schweiz  Deutschland und Schweiz  Deutschland und Schweiz  Deutschland und Schweiz  
im empirischen Vergleichim empirischen Vergleichim empirischen Vergleichim empirischen Vergleich

Chancen und Risiken  Chancen und Risiken  Chancen und Risiken  Chancen und Risiken  
direkter Demokratiedirekter Demokratiedirekter Demokratiedirekter Demokratie

Direktdemokratische Partizipation  Direktdemokratische Partizipation  Direktdemokratische Partizipation  Direktdemokratische Partizipation  

auf kommunaler Ebene in Deutschland  auf kommunaler Ebene in Deutschland  auf kommunaler Ebene in Deutschland  auf kommunaler Ebene in Deutschland  

und der Schweizund der Schweizund der Schweizund der Schweiz

Von Dr. Christian AnteVon Dr. Christian AnteVon Dr. Christian AnteVon Dr. Christian Ante

2015, 355 S., brosch., 69,– € 2015, 355 S., brosch., 69,– € 2015, 355 S., brosch., 69,– € 2015, 355 S., brosch., 69,– € 

ISBN 978-3-8487-2197-9ISBN 978-3-8487-2197-9ISBN 978-3-8487-2197-9ISBN 978-3-8487-2197-9

(Nomos Universitätsschriften – Politik, Bd. 191)(Nomos Universitätsschriften – Politik, Bd. 191)(Nomos Universitätsschriften – Politik, Bd. 191)(Nomos Universitätsschriften – Politik, Bd. 191)

www.nomos-shop.de/25110www.nomos-shop.de/25110www.nomos-shop.de/25110www.nomos-shop.de/25110

Politik 191

U
ni

ve
rs

it
ät

sS
ch

ri
ft

en

Chancen und Risiken 

direkter Demokratie

Direktdemokratische Partizipation 
auf kommunaler Ebene in 
Deutschland und der Schweiz

Christian Ante

Nomos

Anzeige

Das Parlament - Nr. 52 - 21. Dezember 2015 KULTUR UND BILDUNG 11

Querelen um Vertriebenenstiftung nehmen kein Ende
KULTUR II Opposition und Sozialdemokraten fordern zügige Besetzung des vakanten Direktorenpostens

Sozialdemokraten, Linke und Grüne ha-
ben Kulturstaatministerin Monika Grütters
(CDU) aufgefordert, einen neuen geeigne-
ten Kandidaten für den Direktorenposten
in der Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöh-
nung zu benennen. Die andauernden Per-
sonalquerelen in der Stiftung überlagerten
am vergangenen Freitag die Bundestagsde-
batte über den „Bericht der Bundesregie-
rung über die Maßnahmen zur Förderung
des Kulturarbeit gemäß Paragraf 96 des
Bundesvertriebenengesetzes in den Jahren
2013 und 2014“ (18/5598).
Ende Juli dieses Jahres hatte der Stiftungs-
rat der Stiftung den Düsseldorfer Histori-
ker Winfried Halder zum Direktor gewählt.
Nach der Wahl traten mehrere Mitglieder
des wissenschaftlichen Beirats einschließ-
lich seines Vorsitzenden Stefan Troebst aus
Protest gegen die Wahl Halders zurück. En-
de Oktober verkündete Halder schließlich,
er werde den Direktor-Posten nicht antre-
ten. Angeblich aus „persönlichen Grün-
den“, wie es in einer Presseerklärung Grüt-
ters hieß. Offenbar war es mit Halder zu
keiner Einigung über seine Vertragsmodali-
täten gekommen. Die Staatsministerin be-
auftragte daraufhin den Leiter der Stiftung
Denkmal für die ermordeten Juden
Europas, Uwe Neumärker, kommissarisch
mit der Leitung der Vertriebenen-Stiftung.

Die kulturpolitischen Sprecherinnen Sigrid
Hupach von der Linksfraktion und Ulle
Schauws von Bündnis 90/Die Grünen ver-
wiesen darauf, welche bedeutende Rolle
die Stiftung gerade angesichts der aktuellen
Flüchtlingskrise spielen könnte. Nach En-
de des Zweiten Weltkriegs seien zunächst
zwölf Millionen Flüchtlinge und später
drei Millionen Aussiedler aus Osteuropa in
Deutschland integriert worden, sagte Hu-
pach. Dies könne als Vorlage für anstehen-

de Probleme dienen. Schauws forderte,
den Direktorenposten zügig neu zu besetz-
ten, für eine Vertretung aller relevanten
Gruppierungen einschließlich der Sinti
und Roma im Stiftungsrat zu sorgen und
eine inhaltliche Neukonzeption der Stif-
tung auf den Weg zu bringen.
Auch aus den Reihen der Sozialdemokra-
ten wurden mahnende Worte an Grütters
adressiert: „Unsere Geduld ist endlich“,
stellte die SPD-Kulturpolitikerin Hiltrud

Lotze unumwunden fest. Die Stiftung müs-
se endlich in der Mitte der Gesellschaft ver-
ankert werden.

Kulturelle Identität Lediglich die Unions-
fraktion wollte zu den Problemen in der
Stiftung keine Stellung beziehen, obwohl
sie mit Christoph Bergner (CDU), Ute
Bertram (CDU) und Bernd Fabritius (CSU)
gleich drei Redner in die Debatte entsand-
te. Sie hoben stattdessen die Bedeutung der
Förderung der deutschen Kultur in den
Ländern Osteuropas hervor. Nach Angaben
der Bundesregierung stellte der Bund im
Jahr 2013 rund 20,2 und 2014 rund
23,3 Millionen Euro für Museen, wissen-
schaftliche Forschung, Bibliotheken Archi-
ve, kulturelle Veranstaltungen und die Res-
taurierung von Kulturdenkmälern zur Ver-
fügung. Die Förderung der deutschen Kul-
tur in den osteuropäischen Nachbarstaaten
leiste einen wertvollen Beitrag zur Entwick-
lung einer kulturellen Identität in Europa,
betonte Bergner. aw T
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Schärfere Regeln
KULTUR I Bundesrat will Kulturgutschutzgesetz nachbessern

Der Bundesrat hat das geplante Kulturgut-
schutzgesetz zwar prinzipiell begrüßt, for-
dert aber Verschärfungen und mehr Rechte
für die Länder bei der Ausfuhr von natio-
nal wertvollem Kulturgut. Die Länderkam-
mer beriet am vergangenen Donnerstag
erstmalig über den von Kulturstaatsminis-
terin Monika Grütters (CDU) vorgelegten
Gesetzentwurf und verabschiedete eine
umfassende Stellungnahme.
Mit der Gesetzesnovelle will Grütters die
Regelungen über die Einfuhr und Ausfuhr
von Kulturgütern vereinheitlichen und an
geltende EU-Richtlinien anpassen. Als um-
stritten gelten die Regelungen zur Geneh-
migungspflicht der Ausfuhr von national
wertvollen Kulturgütern.
Der Bundesrat stört sich an der Definition
in Grütters Gesetzentwurf, welche Kultur-
güter als national wertvoll definiert werden
und gegebenenfalls mit einem Ausfuhrver-
bot belegt werden können. Der Entwurf
sieht vor, dass nur Werke von „herausra-
gendem öffentlichen Interesse“ und die
„identitätsstiftend für die Kultur in
Deutschland“ seien, auf die Liste der natio-
nal wertvollen Kulturgütern eingetragen
werden dürfen. Diese ist der Länderkam-
mer aber offenbar zu eng gefasst. So emp-
fiehlt der Ausschuss für Kulturfragen und

der Rechtsausschuss des Bundesrates den
Passus zum „identitätsstiftenden“ Charak-
ter ganz zu streichen und das „herausra-
gende Interesse“ zu einem „besonderen In-
teresse“ abzuschwächen. Dies allerdings
könnte dazu führen, dass deutlich mehr
Kunstwerke auf der Liste der national wert-
vollen Kulturgüter eingetragen werden
können. Doch genau dies will Grütters ver-
hindern. In den vergangenen Monaten hat-
te sie dem Kunsthandel nach dessen hefti-
ger Kritik in dieser Frage erst Zugeständnis-
se bei der Gesetzesformulierung gemacht.
Ebenso moniert der Bundesrat, dass Grüt-
ters´ Entwurf die Eintragung von Kulturgü-
tern auf die Liste vom Votum einer Sach-
verständigenkommission abhängig ma-
chen will. Dies hält die Länderkammer al-
lerdings nicht für verfassungskonform. Ei-
ne solche Regelung stehe „nicht im Ein-
klang mit dem Demokratieprinzip des Ar-
tikel 20 Absatz 1 Grundgesetz“. Nach An-
sicht des Bundesrates soll die Entschei-
dungskompetenz allein durch die obersten
Landesbehörden gefällt werden können.
Der Bundestag wird voraussichtlich ab Ja-
nuar 2016 über den Gesetzentwurf bera-
ten. Grütters möchte das Gesetz noch vor
der kommenden Sommerpause verab-
schieden. Alexander Weinlein T

Keine Mindestlaufzeiten
BILDUNG Wissenschafts-Zeitvertragsgesetz verabschiedet

Kettenverträge, geteilte Stellen, extrem kur-
ze Befristungen: Über diese Praktiken kla-
gen Wissenschaftler an deutschen Universi-
täten und Hochschulen schon lange. Wer
wissen will, wie groß der Frust bei vielen
ist, der kann es im Adventskalender der
Mittelbauinitiative Leipzig nachlesen: Dort
haben Beschäftigte aus dem Wissenschafts-
bereich zu Protokoll gegeben, dass man ih-
nen etwa 25-Prozent-Stellen für sechs Mo-
nate angeboten hat, sie die Empfehlung
bekommen hätten, die Pro-
motion im Hartz-IV-Bezug
fertigzustellen oder die Kar-
riere mit Bekanntwerden ei-
ner Schwangerschaft gleich
beendet war.
All das soll sich ändern: Da-
rin war man sich im Bun-
destag einig. Mit den Stim-
men der Koalitionsfraktio-
nen CDU/CSU und SPD
wurde am vergangenen
Donnerstag die Novelle des
Wissenschafts-Zeitvertrags-
gesetzes (18/6489) verab-
schiedet. Union und Sozialdemokraten fei-
erten dies als großen Wurf, die Kritik der
Opposition dagegen fiel harsch aus.
Bildungsministerin Johanna Wanka
(CDU) sagte, sie sei froh über drei zentrale
Regelungen: So soll sich die Befristungs-
dauer von wissenschaftlichen Mitarbeitern
künftig am Zeitraum der Qualifizierung
oder der Dauer des Drittmittelprojekts, in
dem sie arbeiten, orientieren. Beschäftigte,
die Daueraufgaben erfüllen, sind vom Gel-
tungsbereich des Gesetzes ausgenommen.
Und es gibt auch künftig keine Mindest-
laufzeiten für Verträge. All das, so Wanka,
werde den Anforderungen an Flexibilität
und Mobilität an den Forschungseinrich-
tungen und Hochschulen gerecht und ver-
bessere gleichzeitig die Situation der Wis-
senschaftler.
Auch Unions-Bildungsexpertin Alexandra
Dinges-Dierig lobte die Novelle. Damit sei
die Koalition nicht zu kurz gesprungen,

wie die Opposition behaupte, sondern
„knapp unter dem Weltrekord gelandet“.
Man befinde sich im Wissenschaftsbereich
in einem Spannungsfeld zwischen verläss-
lichen Perspektiven für Wissenschaftler
und nötiger Flexibilität: Ohne diese Flexi-
bilität läge Deutschland bei Innovation
und Spitzenforschung nicht so weit vorn.
Simone Raatz (SPD) bezeichnete die No-
velle als „gelungene Demokratie“. Die Ko-
alition habe die Sorgen der Beschäftigten

in einem intensiven Aus-
tausch ernst genommen.
Nun werde sich die Situati-
on der 200.000 Beschäftig-
ten im Wissenschaftsbe-
reich verbessern. Die No-
velle sei aber „nur ein Bau-
stein“ in einem Gesamt-
konzept. Nötig sei zudem
ein für 2017 geplanter Pakt
für den wissenschaftlichen
Nachwuchs, für den der
Bund Mittel zur Verfügung
stellen werde. Außerdem
müssten mehr qualifizierte

Frauen in der Wissenschaft gehalten wer-
den – ihren geringen Anteil an den Profes-
suren und in Hochschulleitungen könne
sich Deutschland nicht mehr leisten.
Enttäuscht zeigte sich die Opposition. Man
habe die Chance auf einen dringend nöti-
gen Neustart in der Wissenschaft vertan,
sagte Nicole Gohlke (Linke). Noch immer
seien Kettenbefristungen und extrem kurze
Vertragslaufzeiten möglich, noch immer
würden Eltern benachteiligt. Dadurch wer-
de die Lebensplanung „massiv erschwert“.
Kai Gehring (Bündnis 90/Die Grünen)
warf der Koalition vor, sie habe die eigene
Messlatte gerissen. Planbare und verlässli-
che Karrieren würden mit der „halbherzi-
gen Novelle“ nicht geschaffen.
Die zehn Änderungsanträge der Oppositi-
on fanden allerdings keine Mehrheit, die
Abgeordneten folgten mit ihren Voten der
Beschlussempfehlung (18/7038) des Bil-
dungsausschusses. Susanne Kailitz T

»So wird die
Lebens- und

Karriere-
planung
massiv

erschwert.«
Nicole Gohlke (Linke)

D
ie Welt dreht sich immer
schneller. Die Digitalisie-
rung verändert das Leben
und das Wirtschaften, ei-
ne enorme Wissensexplo-
sion schafft neue techno-

logische Möglichkeiten. Der demografische
Wandel, die Verknappung der Energieres-
sourcen und der Klimawandel führen zu
großen Umwälzungen. Wie die Innovati-
onskraft in Deutschland weiter gestärkt
und die begonnene Transformation tra-
dierter Verhaltensmuster, Technologien
und Wirtschaftsmodelle vorangetrieben
werden kann, darüber debattierte Bundes-
tag am vergangenen Donnerstag.
Ein Schlüssel, wie Deutschland diesen
komplexen Wandel meistern kann, liege
darin, herausragende Ideen zu entwickeln
und sie zeitnah zu marktfähigen Produk-
ten und Dienstleistungen weiterzuentwi-

ckeln, ob in Form innovativer Medizin, res-
sourcenschonender Mobilität oder digita-
ler Lösungen wie Industrie 4.0. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Un-
terrichtung (18/6830) zum „Gutachten der
Expertenkommission Forschung und Inno-
vation 2015 (EFI)“ (18/4310). Die Kom-
mission hatte ihr Gutachten im März 2015
veröffentlicht und die Anstrengungen der
Regierung im Bereich Forschung und Inno-
vation überwiegend gelobt.
Das EFI-Gutachten legen die Experten seit
2008 dem Parlament im Abstand von zwei
Jahren vor. Sie begrüßen, dass im 2014 in
der Wissenschafts- und Forschungspolitik
wichtige Weichenstellungen vorgenommen
worden seien, wie etwa die Aufhebung des
Kooperationsverbots im Hochschulbe-
reich. Gleichwohl weisen sie darauf hin,
dass das im Grundgesetz verankerte Ein-
stimmigkeitsprinzip jedem Bundesland de

facto ein Vetorecht einräume. Ferner loben
die Wissenschaftler, dass der Bund die Fi-
nanzierung des Bafög vollständig über-
nommen habe und fordern die Länder auf,
den gewonnenen finanziellen Spielraum
zu nutzen, um eine angemessene Grundfi-
nanzierung ihrer Hochschulen zu sichern.
Sie befürworten den Hochschulpakt, die
DFG-Programmpauschale und die Fortfüh-
rung des Pakts für Forschung und Innovati-
on und sprechen sich dafür aus, bei der Fi-
nanzierung der Lehre zukünftig eine klare,
nachprüfbare Aufgabenteilung zwischen
Bund und Ländern zu vereinbaren.
Die Bundesregierung betont in ihrer Stel-
lungnahme, dass zur Erhöhung der Inno-
vationskraft ein attraktives Umfeld für
kreative Forscher, exzellente Wissenschaft-
ler und investitionsbereite Unternehmer
nötig sei. Dazu gehöre es, finanziell Priori-
täten zu setzen und die Rahmenbedingun-

gen für Innovation zu verbessern. Stefan
Kaufmann (CDU) plädierte in der Debatte
für ein neues Denken in der Forschungs-
und Innovationspolitik und sagte: „Neu-
gier ist der Anfang von allem.“ Er forderte
eine Stärkung der Grundlagenforschung
und die Förderung von Technologieoffen-
heit, fächerübergreifendes Lernen und
Clusterverbünde.

Einbruch beim Mittelstand Anlass zur
Diskussion und Sorge gibt die Bewertung
der EFI-Gutachter zur Situation der kleinen
und mittleren Unternehmen (KMU). Im
Gutachten heißt es: „Die Innovationsinten-
sität in KMU, das heißt der Anteil der In-
novationsausgaben am Unternehmensum-
satz, hat sich von 2,7 Prozent im Jahr 1995
auf 1,6 Prozent im Jahr 2012 nahezu hal-
biert. Im selben Zeitraum ist die Innovati-
onsintensität in deutschen Großunterneh-
men von 3,0 Prozent auf 4,5 Prozent ge-
wachsen.“ Ralph Lenkert (Die Linke) be-
mängelte diese Entwicklung. „An dieser
Stelle haben sie versagt“, warf er der Regie-
rung vor und forderte mehr Geld für das
Forschungsprogramm Innovation Mittel-
stand und den Ausbau von Forschungsko-
operationen mit Fachhochschulen. Auch
René Röspel (SPD), der Deutschlands In-
novationsfähigkeit weitgehend lobte, be-
tonte, dass man schauen müsste, wie dieser
Punkt verbessert werden könnte.
Positiv beurteilt die Expertenkommission
die neue Hightech-Strategie, die die Zu-
sammenarbeit aller Ressorts und Politikfel-
der zum Ziel hat. Zugleich mahnt sie, den
eingeschlagenen Weg der stärkeren Bünde-
lung von themenorientierten Fördermaß-
nahmen konsequent umzusetzen. Kernele-
mente der „Prioritären Zukunftsaufgaben“
seien die digitale Wirtschaft und Gesell-
schaft, nachhaltiges Wirtschaften und
Energie, innovative Arbeitswelt, gesundes
Leben, intelligente Mobilität und zivile Si-
cherheit.
Kai Gehring (Bündnis 90/Die Grünen) sag-
te zum Thema Nachhaltigkeit und der ge-
rade in Paris abgehaltenen Weltklimakon-
ferenz: „Wenn wir unseren Planeten retten
und allen Menschen eine lebenswerte Zu-
kunft sichern wollen, dann müssen wir
auch unser Wissenschafts- und Innovati-
onssystem dringend weiter entwickeln.“ Er
forderte eine „Green Economy“. „Anders
Wirtschaften setzt anders Forschen vo-
raus“, sagte Gehring und forderte vielfälti-
gere Formen der Wissensproduktion für ei-
ne ökologische, soziale und digitale Mo-
dernisierung der Wirtschaft. Das Ziel sei,
Deutschland zu einem Pionierland für grü-
ne Innovationen zu machen.

Steigende Investitionen Die Regierung
weist in ihrer Unterrichtung darauf hin,
dass niemals zuvor in Deutschland so viel
Geld in Forschung und Entwicklung (FuE)
investiert worden sei. Die Ausgaben des
Bundes für FuE seien 2005 bis 2015 von
neun Milliarden Euro auf zuletzt 14,9 Mil-
liarden Euro im Jahr 2015, also um 65 Pro-
zent gestiegen. Die Gesamtausgaben
Deutschlands (Bund, Länder und Wirt-
schaft) für Forschung und Entwicklung sei-
en zwischen 2005 und 2013 von 55,9 Mil-
liarden Euro auf insgesamt 79,7 Milliarden
Euro gestiegen. Bundesbildungsministerin
Johanna Wanka (CDU) benannte in ihrer
Rede diesen Zuwachs als Erfolg und beton-
te, dass Deutschland damit das Ziel, drei
Prozent des Bruttoinlandsprodukts für For-
schung und Entwicklung auszugeben, fast
erreicht habe. Deutschland liege noch vor
den USA. Dass sich Ausgaben in FuE loh-
nen, unterstreicht die Regierung in ihrer
Unterrichtung: Bei den Patentanmeldun-
gen nehme Deutschland mit elf Prozent
den dritten Platz hinter den USA und Ja-
pan ein. Und: Fünf der zehn innovations-
stärksten Unternehmen Europas kämen
aus Deutschland. Annette Rollmann T

Science Fiction aus Hollywood: Schon längst gehört die Robotik zu den großen Zukunftstechnologien. © picture-alliance/dpa

Zukunftsträume
FORSCHUNG Koalition sieht Deutschland als innovatives
Hochtechnologieland. Opposition erkennt Nachholbedarf
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Von der Mafia zum »Kalifat«
TERRORISMUS Christoph Reuter glaubt, dass der IS auf Dauer scheitern wird

Dem Journalisten und Nahost-Kenner
Christoph Reuter ist es gelungen, den ko-
metenhaften Aufstieg der Terrororganisati-
on „Islamischer Staat“ (IS) zu entziffern. In
seinem gut geschriebenen Buch präsentiert
der „Spiegel“-Journalist und Nahost-Ken-
ner zudem eine überzeugende Analyse der
politischen Verhältnisse, die im vom IS
ausgerufenen „Kalifat“ herrschen.
Aus Dokumenten eines ehemaligen iraki-
schen Geheimdienst-Obristen rekonstru-
ierte Reuter das Drehbuch für die „Staats-
gründung“ des IS in Nordsyrien, die ein
kleines irakisches Vorauskommando aus
Dschihadisten 2012 bewerkstelligte. Nach-
dem die Terror-Bewegung in Syrien Fuß ge-
fasst hatte, kehrten die militärischen Ein-
heiten im Juni 2014 in den Irak zurück
und drängten dort die schiitischen Regie-
rungstruppen zurück. Nach der Eroberung
der ölreichen Gebiete um Mossul verkürzte
der „Islamische Staat im Irak und Syrien“
(ISIS) auf IS und rief das „Kalifat“ aus. An-
schließend verstärkte er mit den im Irak er-
oberten Waffenarsenalen seine Truppen in
Ost-Syrien.
Reuter beschreibt die Führung des IS als
Opportunisten-Klub, der seit 2010 seine
Macht durch kurzfristige Allianzen und
mehrfache Seitenwechsel festigte: Einmal
kungelte er mit Syriens Staatschef Assad,
ein andermal kooperierte er mit der Oppo-
sition. Schließlich war 2014 aus einem

„Mafia-Konglomerat“ im Untergrund eine
schlagkräftige Armee entstanden, die „mit
einer Mischung aus furchterregenden An-
griffsformationen und logistisch perfekt
organisierten Versorgungsketten blitzartig
und mit immenser Wucht zuschlagen
konnte“. Inzwischen erstreckt sich der
Machtbereich des IS auf ein Gebiet von der
Größe Großbritanniens.
Die IS-Führungsriege besteht aus ehemali-
gen „glaubensfreien“ irakischen Parteika-
dern und Offizieren Saddam Husseins.
Skrupellos instrumentalisieren sie den Is-
lam und die vermeintliche Unfehlbarkeit
der Gotteskrieger, um medienwirksam ei-
nen modernen „Heiligen Krieg“ zu insze-
nieren. Wenn Reuter Recht hat und die
„einzig konstante Maxime“ des IS in der
Machterweiterung um jeden Preis besteht,
können die Terror-Paten nur militärisch

bekämpft werden. Eine weitere Prognose
Reuters wurde inzwischen traurige Realität:
Er hatte davor gewarnt, dass „größere An-
schläge im Ausland vorstellbar“ seien. Die-
se Warnung wurde mit den Anschlägen in
Paris grausame Realität.
Gleichwohl kommt Reuter zu dem Schluss,
dass sich der „Islamische Staat“ am Ende
selbst zerstören wird. Spätestens dann,
wenn es ihm nicht mehr gelingt, die inne-
ren Widersprüche auszubalancieren. Mit
apokalyptischen Visionen und brutalen
Hinrichtungsvideos auf Facebook und You-
tube ließen sich weder Staaten noch ein-
zelne Städte führen und verwalten. Und in-
doktrinierte Selbstmordattentäter hätten in
der Regel kein Interesse an einer Staats-
gründung. Für die in aller Welt angeworbe-
nen Kämpfer bestehe die Verlockung darin,
im Namen Gottes zu herrschen und jeden
Widerstand als Frevel zu brechen.
Reuters prognostiziert, dass die Enttäu-
schung unter den IS-Truppen und der Be-
völkerung in den besetzten Gebiete unwei-
gerlich wachsen wird. Denn die unter-
schiedlichen Hoffnungen und Utopien, die
seine Anhänger mit dem Mythos vom „Ka-
lifat“ verbinden, müssten irgendwann ein-
gelöst werden. Christoph Reuters Fazit lau-
tet: Der Ruf zum Dschihad ist „grundsätz-
lich ein grandioses Mittel zum Machter-
werb, aber ein schlechtes Mittel zum
Machterhalt“. Aschot Manutscharjan T

Christoph Reuter:

Die schwarze Macht.
Der Islamische
Staat und die Stra-
tegen des Terrors
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München 2015;
351 S., 19,99 €

Der Mann im Reisfeld
AUTOBIOGRAFIE Das Leben und journalistische Schaffen des Peter Scholl-Latour

Peter Scholl-Latour wäre nicht er selbst ge-
wesen, hätte er nicht sein letztes Werk in
größere historische Zusammenhänge ein-
gebunden. Von der Terrasse seines Hauses
in der kleinen südfranzösischen Gemeinde
Tourettes-sur-Loup, auf der der 87-jährige
Journalist im Januar 2012 seine Memoiren
zu schreiben beginnt, schweift sein Blick
über die Gebirgszüge des Esterel-Massiv,
„das im Mittelalter erobernden Sarazenen
als Bollwerk diente“, hinab zum Hafen
von Antibes, dem antiken Antipolis, das
griechische Händler besiedelten „lange be-
vor es der Provincia Narbonensis des Rö-
mischen Reiches einverleibt wurde“.
Seine Leser und Fans haben Scholl-Latour
stets dafür bewundert, wie er das aktuelle
politische Geschehen in die Weltgeschichte
einordnete und aus ihr heraus zu erklären
suchte. Diesem Ansatz ist er in seinen Le-
benserinnerungen, die bis zum Tod des
von ihm so verehrten Charles des Gaulle
reichen, treu geblieben. Den geplanten
zweiten Band seiner Memoiren, die sich
vom amerikanischen Vietnamkrieg bis
zum Krieg in Afghanistan spannen sollten,

konnte er vor seinem Tod im August ver-
gangenen Jahres nicht mehr vollenden.
Dem 1924 als Sohn eines Lothringer Arztes
und einer Elsässerin jüdischer Herkunft in
Bochum geborenen Peter Scholl-Latour
sind im Verlauf seiner journalistischen Kar-
riere viele Etiketten angehängt worden.
Von den einen als „letzter Weltenerklärer“
gefeiert, von anderen als „Kassandra“ ge-
fürchtet oder als „Besserwisser“ geschmäht,
orientierte sich Scholl-Latour selbst stets an
der Worten des Philosophen Montaigne:
„Ich belehre nicht, ich erzähle.“ Den Be-
griff „Wahrheit“ verortete er in der Theolo-
gie, ihm ging es darum, die persönlich er-
lebte Wirklichkeit zu beschreiben. Von
„Weltneugier“ getrieben, wäre er nach eige-
ner Aussage der geborene Entdecker oder
Konquistador gewesen.
Entdeckt und erobert hat er trotzdem: Die
Welt und die Bücherschränke. Seine jour-
nalistischen Reisen führten ihn in alle Län-
der dieser Erde. Und seine gut drei Dut-
zend Bücher stürmten seit der Veröffentli-
chung von „Der Tod im Reisfeld“ (1980)
regelmäßig die Bestsellerlisten.
Den interessantesten Teil seiner Memoiren
bilden jedoch seine Erinnerungen an Kind-
heit und Jugend. So sollten ihn die Jahre
von 1936 bis 1940 im Jesuitenkolleg Sankt
Michael im schweizerischen Freiburg nach-
haltig prägen. Wenn auch selbst nicht von
tiefer Religiosität geprägt, ermöglichte ihm

die katholische Sozialisation in Zeiten vor
dem Zweiten Vatikanum offenbar einen
Zugang zu den religiösen Vorstellungen
der Mullahs in Teheran oder der Mudscha-
hedin in Afghanistan, die anderen westli-
chen Journalisten nicht gegeben war.
Sein früher Hang zum Abenteurertum
führte ihn Anfang 1945 in die Haft der Ge-
stapo als er sich den Partisanen Titos an-
schließen will. Eine erste, wenn auch
höchst unfreiwillige Begegnung mit jenen
„starken Emotionen“, die er sein Leben
lang suchte. Ein Jahr später befindet er sich
als französischer Soldat bereits auf dem
Weg nach Indochina. Die Reisfelder Viet-
nams werden zur Chiffre für sein späteres
journalistisches Schaffen – sei es in der Alt-
stadt von Algier, auf dem Flusslauf des
Kongo oder auf den Pfaden des Hindu-
kusch. Alexander Weinlein T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Die Zukunft der
Repräsentation
bleibt offen
DEMOKRATIEKRITIK Simon Tormey stellt
eine provokante These auf: Die repräsenta-
tive Politik hat ihren Zenit überschritten.
Immer mehr Bürger sind von den „Eliten“
entfremdet und distanzierten sich von der
„offiziellen Politik“. Aber wo Kritiker wie
Colin Crouch pessimistisch die „Postde-
mokratie“ verkünden, in der quasi-demo-
kratische Verfahren nur noch die bösen,
entpolitisierten neoliberalen Verhältnisse
kaschieren, sieht Tormey Grund zur Hoff-
nung: Die Politik lebt, nur eben nicht im
Parlament, sondern auf den Straßen, auf
besetzten Plätzen und im Internet. Für die
Abkehr der Bürger von der „Main-
stream“-Repräsentations-Politik führt der
Politikwissenschaftler von der Universität
Sydney zahlreiche Belege (Wahlbeteili-
gung, Parteimitgliedschaft) und Gründe
(Korruption, Desinteresse, Neoliberalis-
mus) an. Letztlich seien diese aber nicht
entscheidend. Vielmehr ist für ihn klar –
und er sieht sich durch Bewegungen wie
die der Indignados („Die Empörten“) in
Spanien bestätigt –, dass viele Menschen
die Idee der Repräsentation ablehnen, also
dass ein gewählter Politiker in der Lage ist,
ihre Interessen zu vertreten. „Vertikale Poli-
tik“, ein auf Massenparteien ruhendes Kon-
zept, werde durch eine horizontale, das
heißt, durch eine partizipative, konsensori-
entierte, vernetzte Politik ersetzt oder zu-
mindest ergänzt. Motivation seien bei die-
sen häufig flüchtigen, spontanen Bewegun-
gen weniger die Kernelemente klassischer
Parteienmobilisierung, Ideologie, Identität
oder Interessen, sondern mal mehr, mal
weniger spezifisches „Unrecht“, zum Bei-
spiel Frauenhandel oder die Reichtumsver-
teilung.
Das liest sich interessant, ist allerdings
auch nicht neu. Ärgerlich ist allerdings,
dass sich Tormey mit dem Gegenstand sei-
ner Kritik, der Idee der Repräsentation,
kaum auseinandersetzt. Repräsentation ist
für den Professor der Politischen Theorie
schlicht „Sprechen für andere“. Komplexere
Erkenntnisse der empirischen und norma-
tiv-theoretischen Repräsentations-For-
schung werden zwar teils in Fußnoten als
„gelesen“ markiert, aber nicht reflektiert.
Ähnlich vereinfachend setzt sich Tormey
mit Parteien auseinander. Hier werden mo-
dellhafte Organisationslogiken quasi zu
empirischen Realitäten verdreht. Erst durch
diese Vereinfachungen gelingt es Tormey,
einen scharfen Gegensatz zwischen dem
alten Paradigma und den neuen Möglich-
keiten der „postrepräsentativen Politik“
aufzubauen. Leider bleiben auch die neu-
en Akteure der Straßenpolitik konturlos, es
fehlt den Fallstudien an Tiefe.
Zudem bleibt im Schlusskapitel überra-
schenderweise relativ offen, ob das reprä-
sentative System nun dem Untergang ge-
weiht oder zumindest reformfähig ist. Die
ohnehin vagen Ausführungen Tormeys
werden dadurch rückwirkend noch un-
schärfer. Sören Christian Reimer T

Simon Tormey:
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repräsentativen
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Krieg in unserer Zeit
GEWALT Der Politologe Herfried Münkler legt eine Theorie der neuen »hybriden Konflikte« vor

D
er Ukraine-Russland-Kon-
flikt, der Bürgerkrieg in
Syrien, das Treiben der
Terrormilizen des „Islami-
schen Staats“ (IS) oder
mörderische Islamisten-

Attacken wie kürzlich in Paris zeigen es: Die
„Friedensdividende“ der unblutigen Um-
wälzungen von 1989/90 in Europa ist vor-
bei, das „Ende der Geschichte“ entgegen
den Träumen des Politologen Francis Fu-
kuyama nicht eingetreten. Der Krieg als „Va-
ter aller Dinge“ (Heraklit) ist nicht ver-
schwunden. Er hat nur chamäleonartig
„neue Gestalt“ angenommen, schreibt der
Berliner Politikwissenschaftler Herfried
Münkler in seinem Buch „Kriegssplitter“.
Heute seien angesichts zerstörerischer Waf-
fen und intolerabler wirtschaftlicher Lasten
große Staatenkriege wie in den Weltkriegen
des 20. Jahrhunderts undenkbar. Kriege fin-
den als „hybride Kriege“ statt, wo Staaten-
und Bürgerkriege verschwimmen, Attacken
aus undefinierbaren Räumen kommen, mit
nichtstaatlichen Akteuren wie Terrornetz-
werken, Warlords oder privaten Militärfir-
men. Die Schläge der Staaten in diesen
asymmetrischen Zermürbungskriegen glei-
chen „Polizeikriegen“. Es geht um Partisa-
nenaktionen und ihre Abwehr, um Cyber-
Kriege, um die Nutzung moderner Medien.

Wie kaum ein anderer deutscher Wissen-
schaftler hat sich Münkler in diese neuen
Kriege eingearbeitet. In „Kriegssplitter“ war-
tet der Professor an der Berliner Humboldt-
Universität mit einer Theoriebildung, einer
„Grammatik“ über die „fluiden“ Kriege in
entgrenzten Räumen mit
ihren gegensätzlichen Ak-
teuren auf. Bei ihnen sieht
der Autor den Zusammen-
prall von „postheroischen
Gesellschaften“ mit „he-
roischen Gemeinschaften“.
Dieser Gegensatz ist für
Münkler konstitutiv für sei-
ne Erklärung der modernen
Kriegswirklichkeit. Westli-
che Gesellschaften seien
nach den Hekatomben von
Toten in den Weltkriegen
pazifiziert. In ihrer Ver-
wundbarkeit gäben sie Militäraktionen teils
an private Firmen oder Geheimdienste ab
und führten wie die USA „bequeme“ Droh-
nenkriege aus sicherer Ferne. Ihnen stünden
asymmetrische heroische Formationen an
den Rändern der westlichen Wohlstandzo-
ne gegenüber, wo es einen Mythos des
Selbstopfers und religiös aufgeladenes Sen-
dungsbewusstsein wie beim IS gebe. Zwi-
schen beiden gibt es kein Verständnis.

Im Buch führt Münkler seine Studien der
vergangenen Jahre zusammen: Zum Ersten
Weltkrieg, den Imperien, der Geopolitik
und den neuen Kriegen. Es geht um das ver-
änderte Kriegsvölkerrecht seit dem 30-jähri-
gen Krieg, die Fortwirkungen des Ersten

Weltkriegs mit seinen kon-
fliktbeladenen „postimpe-
rialen Räumen“ (Balkan,
Ukraine, Kaukasus, Libyen,
Naher Osten) bis hin zu
den hybriden Kriegen. We-
gen der Fülle der Kompila-
tionen wirkt der Band an
manchen Stellen nicht ganz
konzise. Münklers Bedro-
hungsszenarien für die Zu-
kunft haftet natürlicherma-
ßen viel Wahrsagerei inne,
die übertrieben sein mag.
Obwohl es schwerpunktmä-

ßig um Kriege im 20. und 21. Jahrhundert
geht, finden sich beim Autor immer wieder
interessante Einsprengsel aus der früheren
Kriegsgeschichte. Ja, er greift sogar auf die
Bibel oder antike Sagen zurück, um asym-
metrische Konstellationen bis in die Anfän-
ge der Menschheitsgeschichte zurückzuver-
folgen, etwa beim Kampf des David gegen
Goliath oder bei der List des Odysseus bei
der Eroberung Trojas.

Der Autor plädiert für eine Rückkehr der
Geopolitik im politischen und wissen-
schaftlichen Denken in Deutschland, ein
nach 1945 hierzulande wegen des Miss-
brauchs durch die Nationalsozialisten lange
verpönter Begriff. Ohne Geopolitik könne
aber die neue alte europäische Zentral-
macht Deutschland ihre eigene Lage nicht
verstehen. Und erst recht nicht die aktuellen
Krisenherde vom Ukraine-Konflikt bis zum
Syrien-IS-Krieg, meint Münkler. Dabei gehe
es auch um Territorien im klassischen Sin-
ne, siehe die russische Krim-Annexion. An-
dererseits: Für Terrorgruppen wie Al-Qaida
oder den IS sind Räume unwichtiger gewor-
den, weil sie an keine Territorien gebunden
seien. Deshalb scheiterten auch westliche
Strategien von Raumkontrollen wie in Af-
ghanistan oder im Irak. Heute gehe es mehr
um die Kontrolle von Menschen-, Güter-
oder Finanzströmen in der Welt.
Es ist bemerkenswert, dass sich Münkler in
einem guten Drittel seines Buchs über die
modernen Konflikte des 21. Jahrhunderts
mit einem Krieg vor 100 Jahren befasst. Aus
dem Ersten Weltkrieg, hält der Autor ge-
schichtsvergessenen Politikern in Europa
vor, gebe es unendlich viel zu lernen. Nicht
nur habe er das viel beschriebene „posthe-
roische Zeitalter“ eingeläutet, trotz Hitler
und Stalin. Diese „Urkatastrophe des

20. Jahrhunderts“ zeige uns auch, wie unbe-
dachte eskalierende Schritte hin zum Groß-
konflikt zu vermeiden seien. Und, wie man
vor falschen Schlussfolgerungen stets auf
der Hut sein müsse. Vor allem aber: Die Er-
gebnisse des Kriegs von 1914 bis 1918 wirk-
ten in den vom Habsburger, Zaren- und Os-
manischen Reich hinterlassenen unfriedli-
chen „postimperialen Räumen“ an Europas
Grenzen unmittelbar in die heutige Zeit hi-
nein. Deshalb müsse man die „Ränder und
Peripherien der europäischen Wohlstands-
zone sehr im Auge behalten und in ihre Sta-
bilität investieren“, bilanziert Münkler. Eine
Erkenntnis, die mit Blick auf die täglichen
Flüchtlingsströme mittlerweile an Europas
Kabinettstischen Allgemeinplatz geworden
ist. Hans Krump T

Seit September 2014 bilden Soldaten der Bundeswehr Kämpfer der kurdischen Peschmerga für ihren Kampf gegen die IS-Terrormiliz aus. © picture-alliance/dpa

Herfried Münkler:

Kriegssplitter.
Die Evolution der
Gewalt im 20. und
21. Jahrhundert

Rowohlt Verlag,
Berlin 2015;
396 S., 24,95 €

Die
Weihnachtszeit

ist auch
Lesezeit.

Elf Buchtipps
für die

Feiertage.



Das Parlament - Nr. 52 - 21. Dezember 2015 DAS POLITISCHE BUCH 13

KURZ REZENSIERT

Weihnachten 2014: In Rom liest Papst
Franziskus den Kurienkardinälen die Levi-
ten. Hochmütig und geltungssüchtig seien
sie, habgierig und feige, litten an „spirituel-
lem Alzheimer“. Das Oberhaupt der Katho-
lischen Kirche kanzelt das Gremium ab wie
eine Bande renitenter Lausejungen. Für den
Journalisten und Vatikan-Experten Andreas
Englisch offenbarte sich in der Standpauke
der überfällige Kampf um die zukünftige
Ausrichtung der Kirche. Es geht unter ande-
rem um den Umgang mit Geschiedenen,
die wieder heiraten, um den Umgang mit
Homosexualität und um die Positionierung
der Kirche in der Auseinandersetzung zwi-
schen Arm und Reich.
Englisch lässt keinen Zweifel daran auf-
kommen, auf wessen Seite er in diesem
Konflikt steht. Franziskus ist bereits der
dritte Papst, den er journalistisch begleitet.
Doch dem Argentinier Jorge Mario Bergo-
glio schenkt Englisch nicht nur sein Herz
als Christ, sondern auch als Journalist. Wer
sich am mitunter geschwätzigen Schreibstil
Englischs und seiner kritiklosen Bewunde-
rung für Papst Franziskus, die mitunter an
Heiligenverehrung grenzt, nicht stört, dem
sei sein Buch empfohlen. Spannende Einbli-
cke in das Innenleben des Vatikans bietet
es allemal. aw T

Andreas Englisch:

Der Kämpfer im
Vatikan.
Papst Franziskus
und sein mutiger
Weg
C. Bertelsmann,
München 2015;
384 S., 24,50 €

Im Sommer dieses Jahres verschaffte die
NDR-Journalistin Anja Reschk, ihrem Ärger
Luft. In einem sehr persönlichen „Tagesthe-
men“-Kommentar verurteilte sie mit deutli-
chen Worten ausländerfeindliche Hetze und
forderte einen „Aufstand der Anständi-
gen“. Unter dem durchaus provokativen Ti-
tel „Und das ist erst der Anfang“ hat die
Journalistin jetzt einen lesenswerten Band
herausgegeben, der die Flüchtlingsproble-
matik in ihrer ganzen Bandbreite darstellt.
25 Journalisten, Wissenschaftler, und Publi-
zisten – unter ihnen finden sich prominente
Namen wie Herfried Münkler, Bahman Ni-
rumand und Heribert Prantl – schildern die
Ursachen von Flucht, erzählen über die
Motivation der Flüchtlinge und ihren leid-
vollen Weg über das Mittelmeer oder den
Balkan, analysieren die politischen, gesell-
schaftlichen und ökonomischen Auswirkun-
gen der Flüchtlingskrise und bieten Ansätze
für deren Bewältigung.
Deutschland sei im Sommer dieses Jahres
„aus seiner Gemütlichkeit“ gerissen wor-
den, schreibt Reschke. Schon lange nicht
mehr sei so viel diskutiert und so stark po-
larisiert worden. Es gehe um die Frage, wie
die Zukunft Deutschlands und Europas aus-
sehen soll. Ihr Buch bietet eine gute Grund-
lage für diese Diskussion. aw T

Anja Reschke (Hg.):
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Verlorene Weltstadt
IRAK Najem Walis rührende Liebeserklärung an Bagdad

Sechs Jahre alt war Najem Wali, als er 1962
an der Hand seines Vaters das erste Mal
durch Bagdad lief. Die Hauptstadt des Irak
kannte er bis dahin nur von Postkarten, jetzt
zog er mit dem Vater durch die Plattenläden
in der Al-Raschid-Straße, ließ sich mit ihm
im Fotostudio von Arschak, einem Christen,
für ein Erinnerungsfoto ablichten und erwarb
für seine Mutter beim schottischen Buch-
händler die neueste Ausgabe des deutschen
„Burda-Moden“-Hefts – sehnsüchtig erwartet
auch von den anderen Frauen im 400 Kilo-
meter entfernten Amara.
Für den Buben wurde dieser Besuch zu ei-
nem Erweckungserlebnis, zu einem „neuen
Ausgangspunkt Richtung Leben“, wie er
53 Jahre später in seinem Buch „Bagdad. Er-
innerungen an eine Weltstadt“ notiert. Es ist
ein so lehrreiches wie erschütterndes Buch.
Wali nimmt den Leser darin mit auf eine
Reise durch ein Bagdad, „das es heute nicht
mehr gibt“, wie er wehmütig schreibt.
Wie war diese Stadt einmal, die heute vor al-
lem für Zerstörung, Fanatismus und Gewalt
steht? Wali lässt eine Metropole aufleben, in
der Wissenschaft und Kultur über Jahrhun-
derte blühten und verschiedenste Religionen
und Ethnien friedlich zusammen lebten. Er
erzählt von seinem Studium in den 1970er
Jahren an der Universität von Bagdad, von
einer Zeit, in der auch linke Studenten noch
in „relativer Freiheit“ leben konnten. Die
Fotos im Buch zeigen Wali und seine Kum-

pels in Schlaghosen und mit langen Haaren,
die Frauen wie in Paris oder London in kur-
zen Röcken, Lederstiefeln und modernen
Frisuren. Doch all das war vorbei, als die re-
gierende Baath-Partei begann, immer bruta-
ler gegen Oppositionelle vorzugehen. Wali
wurde wie Tausende inhaftiert und gefoltert
und floh 1980 schließlich nach West-
deutschland, um der Einberufung in den
Irak-Iran-Krieg und dem damit wohl siche-
ren Tod zu entgehen. Zurück ließ er eine
Stadt, die für Jahrzehnte zum Schauplatz
von Krieg und Terror wurde.
Die Traurigkeit über diesen Verlust ist in je-
der Zeile des Buches zu spüren. Er sei aus
dem „Paradies der Kindheit“ vertrieben wor-
den, schreibt Wali voller Bitterkeit. Aus der
Ferne hat er dieser einst so herrlichen Stadt
jetzt eine hinreißende Liebeserklärung ge-
macht. Johanna Metz T

Najem Wali:

Bagdad.
Erinnerungen an
eine Weltstadt

Carl Hanser Verlag,
München 2015;
416 S., 26 €

D
ie zweite Welle der „Puti-
nologie“ hat 2015 die
deutschen Buchhandlun-
gen erreicht. Beschränk-
ten sich die zu Beginn
des neuen Jahrtausends

erschienen Biografien noch weitgehend auf
die Präsentation eines damals eher unbe-
kannten, aus dem KGB hervorgegangenen
Politikers, dem Boris Jelzin die Macht im
Kreml übertragen hatte, so gewähren jetzt
drei Bücher tiefe Einblicke in die 15-jähri-
ge Herrschaft des russischen Präsidenten
und jenes System, das der Historiker Wal-
ter Laqueur als „Putinismus“ kritisierte.
Russlands Bevölkerung steht nach wie vor
hinter der Politik Wladimir Putins: Unge-
achtet der Wirtschaftskrise, die nicht zu-
letzt dem sinkenden Ölpreis geschuldet ist,
unterstützen mehr als 80 Prozent der Rus-
sen den Präsidenten. Diese hohen Zustim-
mungswerte seien zum einen auf den in
Putins Herrschaftsjahren erreichten Wohl-
stand zurückzuführen, wie die Journalisten
Katja Gloger und Hubert Seipel betonen.
Zum anderen sind sie aber auch das Ergeb-
nis eines geschickten PR-Kults um den „gu-
ten Zaren“, der sich Tag und Nacht um das
Volk sorgt und kümmert. Verantwortlich
für diese Inszenierung ist Wjatscheslaw
Wolodin, der mächtige Erste Stellvertreten-
de Leiter des Präsidialamtes. „Solange es
Putin gibt, gibt es auch Russland. Ohne
Putin – kein Russland“, verkündete der
Chefideologe des Kremls im Oktober ver-
gangenen Jahres.
Wolodin muss es wissen: Seine Erkenntnis-
se beziehe er aus Meinungsumfragen, die
ihm wie Kristallkugeln die Zukunft offen-
baren, meint Michail Sygar, Chefredakteur
des kremlkritischen Fernsehkanals
„Doschd“ („Regen“). Anhand von 19 de-
taillierten politischen Porträts über Putins
Gefolge und seine Kontrahenten be-
schreibt der bekannte Journalist die Politik
des Präsidenten. Seine kurzen und treffsi-
cheren Analysen ermöglichen es, die Situa-
tion in Russland, die Motive der Strippen-
zieher, ihre Methoden und ihre Ziele bes-
ser zu verstehen. Hierzu zählen beispiels-
weise der „wissenschaftliche Antiamerika-
nismus“ oder die Proklamation eines
„zweiten kalten Krieges“, die der Sekretär
des Sicherheitsrates, Nikolaj Patruschew,
als neue offizielle Ideologie Russlands prä-
sentierte. Laut Sygar ist der ehemalige Chef
des Inlandsgeheimdienstes (FSB) der
„wichtigste russische Falke“, der Kopf der
antiwestlichen Partei.

Legenden Der Moskauer Journalist deckt
einige der vom Kreml lancierten Legenden
auf. Gleichzeitig strickt Sygar allerdings
selbst an dem Märchen, Putin habe die
Macht in Russland gar nicht erneut über-
nehmen wollen. Angeblich habe ihn seine
engste Umgebung dazu erst überreden
müssen. Sygar unterschätzt den Machtwil-
len Putins deutlich. Indem er den Präsi-
denten als Opfer von Machenschaften sei-
ner Umgebung stilisiert, entlässt er ihn aus
der Verantwortung und befördert selbst die
Legende vom „guten Zaren“. Tatsächlich
gebe es den „schrecklichen Zaren“ Putin
nicht, meint Sygar. Putin habe „Russland
nicht in den Zustand gebracht, in dem es
sich heute befindet“. Verantwortlich dafür

macht er seine Entourage sowie die Akteu-
re im Westen und in den Medien.
Obwohl der russische Journalist den Mut
aufbringt, Putins Machtsystem kritisch zu
hinterfragen ebenso wie dessen „paranoi-
de“ Einstellung zum Westen, wird er vor-
sichtig, wenn es um die Krim-Eroberung
geht. Die Kommando-Operation Ende
Februar 2014, als russische Truppen das
Parlament und dann die ganze Halbinsel
besetzten, bezeichnet er verharmlosend als
„Beitritt“ oder „Vereinigung“. Der Grund
liegt auf der Hand: Sollte er die Aktion als
„Annexion“ charakterisieren, hätte dies für
ihn spürbare Konsequenzen.
Wladimir Putin scheint deutschen Journa-

listen eine strategische Bedeutung beizu-
messen: So erhielt Katja Gloger, Moskau-
Korrespondentin des „Stern“, im Jahr 2002

direkten Zugang zum Präsidenten, ein
Jahrzehnt später war der ARD-Journalist
Hubert Seipel an der Reihe. Gloger erlebte
den Privatmenschen Putin. Er kochte für
sie Tee und bestrich Butterbrote mit Kaviar.
Sie durfte zusehen, wie der Präsident reiten
lernte, sich im Schwimmbad tummelte
oder angeln ging. Seipel traf den Präsiden-
ten noch öfter und interviewte ihn an den
verschiedensten Orten: In der Präsidenten-
maschine, in Sibirien oder im Fitnessstu-
dio. Als besondere Ehre durfte er in Putins
Limousine mitfahren, in der er zur Amts-
einführung durch die menschenleeren
Straßen Moskaus chauffiert wurde. An-
schließend feierte Seipel mit dem engsten

Kreis der persönlichen Freunde der Familie
Putin. Dass daraus die unkritische ARD-
Dokumentation „Ich, Putin“ hervorging,
war nur folgerichtig. Sie sollte die Popula-
rität des russischen Präsidenten im Westen
festigen, insbesondere in Deutschland.

Schokoladen-Seite Auch in seinem neu-
en Putin-Buch präsentiert Seipel die Scho-
koladen-Seite des Präsidenten. Wie könnte
es auch anders sein, schließlich hatte Putin
dem Journalisten wie einem Beichtvater
stundenlang seine Visionen über Russlands
Zukunft referiert und ihm einmal in der
Nacht sogar seine private Kapelle gezeigt.
Vor allem wegen dieser Einblicke in Putins
Privatleben ist Hubert Seipels Buch emp-
fehlenswert, aber eben auch mit Vorsicht
zu genießen. Für die Vertrauensbeweise
bleibt der ARD-Journalist dankbar: Er wi-
derspricht der westlichen Kritik an Putins
Politik, indem er akribisch Zitate aus west-
lichen Medien auswählt und zu widerlegen
sucht.
Die überzeugendsten Kapitel seines Buches
beschäftigen sich mit dem Kampf gegen
die „Oligarchen-Demokraten“, die Russ-
lands Volkseigentum geraubt hätten. Kriti-
sche Anmerkungen zu Putins Innenpolitik
sucht man hingegen vergeblich: Erinnert
sei nur an die Abschaffung der Direktwahl
der Gouverneure oder die Heraufsetzung
der Sperrklausel bei der Dumawahl von
fünf auf sieben Prozent, um der demokra-
tischen Opposition den Einzug ins Parla-
ment zu erschweren. Oder die Streichung
des Präsidentschaftskandidaten der „Jablo-
ko“-Partei, Grigorij Jawlinskij, von der
Wahlliste, um Putins Direktwahl 2012 zu
sichern. Und ebenso findet sich bei Seipel
kein Satz über die verheerende Korruption
des Machtapparats, die der Präsident zwar
regelmäßig erwähnt, die er aber nicht zu
bekämpfen vermag.

Alte Feindbilder Katja Gloger hingegen
beleuchtet auch die dunkle Seite der Putin-
schen Macht und beweist sich als die wah-
re „Putin-Versteherin“. So arbeitet sie die
antiwestliche „Russentum“-Ideologie und
die damit einhergehende Wiederbelebung
alter Feindbilder deutlich heraus. Glogers
quellenreiche Darstellung ist das derzeit
beste Buch über Putins Russland auf dem
deutschen Markt. Auch weil sie sich bei al-
ler Kritik einen unabhängigen Blick auf die
Ereignisse in Russland und in der Ukraine
bewahrt. So bewertet sie den Maidan und
den Machtwechsel in Ukraine ohne Eu-
phorie. Zu Recht weist Gloger darauf hin,
dass der Maidan 2014 genauso mit einem
Pakt der korrupten Eliten endete wie be-
reits die Orangene Revolution zehn Jahre
zuvor.
Mit Putins Abwendung von Europa ging
die Abkehr vom Modernisierungskurs und
der Etablierung eines Rechtsstaats in Russ-
land einher. Es ist kein Zufall, dass 2012
sogar Alexej Kudrin, der zehn Jahre Finanz-
minister und Putins Freund war, dem neu-
en Regime geopfert wurde. Sein „Fehler“:
Er hatte sich gegen die Militarisierung der
russischen Wirtschaft ausgesprochen. Jetzt
sei Russland frei und entfesselt, stellt Glo-
ger fest. Es bleibe „eine einsame Macht,
doch mehr denn je Gefangener der Vergan-
genheit“. Aschot Manutscharjan T

Wladimir Putin auf dem Weg zu seiner erneuten Amtseinführung als Präsident im Mai 2012 © picture-alliance/dpa

Er ist Russland
WLADIMIR PUTIN Analysen, Legenden und Privates über
den Herrscher im Kreml und sein Umfeld
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Der Diktator im Dauerrausch
DROGEN Was der Arzt Morell mit Hitler machte. »Doktorchen, ich freue mich ja so, wenn Sie morgens kommen.«

Theodor Morell (1886–1948) war offenbar
ein geschäftstüchtiger Mediziner. Seine Vita-
minspritzen müssen damals am Berliner
Ku’damm ein Knaller gewesen sein unter
den prominenten Patienten. Auch galt er als
begnadeter Spritzengeber, schmerzlos,
harmlos. Dass Morell 1936 zum „Leibarzt
des Führers“ aufstieg, gehörte nicht zu sei-
nem Lebensplan. Fakt ist aber: Der Arzt
kam der jederzeit effektvoll ausgeleuchteten
Führerfigur näher als irgendwer sonst wäh-
rend des Krieges und erhielt intime Einbli-
cke in die Alltagsbeschwerden Hitlers. Wäh-
rend Berlin von den Alliierten zerbombt
wurde, verwandelte sich auch der einst so
asketische Diktator Adolf Hitler in eine
menschliche Ruine, zuletzt ein zittriger,
kranker Greis. Wie ist dieser körperliche
(und psychische) Zerfall zu erklären? Der
Schriftsteller Norman Ohler legt in seinem
ersten Sachbuch „Der totale Rausch“ nahe,
dass der eigentlich so gesundheitsbewusste
Diktator mit Hilfe Morells eine steile Dro-
genkarriere hingelegt hat.

Pervitin Zu den am meisten verkauften,
problematischen Mitteln zählte damals
Pervitin, ein „Stimulanz für Psyche und
Kreislauf“, das gegen Depressionen, als
Schlankmacher und zur Leistungssteige-
rung millionenfach Verwendung fand. So-
gar stillende Mütter nahmen den Stoff ge-
gen den Babyblues, Hildebrand-Pralinen

mit hoher Pervitin-Dosierung wurden als
Muntermacher bei der Hausarbeit empfoh-
len. Heute gilt die Substanz als Horrordro-
ge schlechthin und ist unter der Bezeich-
nung Methamphetamin oder Crystal Meth
im Umlauf. Als im Sommer 2014 bekannt
wurde, dass der SPD-Innenexperte Michael
Hartmann zeitweilig Crystal Meth zur Leis-
tungssteigerung genommen hatte, war die
Betroffenheit groß. Ganz anders zu Kriegs-
zeiten: Da war die Betroffenheit groß,
wenn Pervitin nicht in ausreichenden Men-
gen rechtzeitig verfügbar war. Pervitin war
damals zeitweilig so gängig wie heute Aspi-
rin. In Berlin-Johannisthal produzierten
die Temmler-Werke einst den Pervitin-
Nachschub für die deutsche Armee. Die
anfänglichen Blitzkriegerfolge der Wehr-
macht im Zweiten Weltkrieg wären, meint
Ohler, ohne die Wunderdroge gar nicht

möglich gewesen. Der Autor zitiert einen
damaligen Sanitätsoffizier mit der Ein-
schätzung: „Ich bin überzeugt, dass bei
großen Anstrengungen, wo auch das Letzte
aus der Mannschaft herausgeholt werden
muss, eine mit Pervitin versorgte Truppe ei-
ner anderen überlegen ist.“

Patient A Morell hat, rein pharmakolo-
gisch, auch aus Hitler das Letzte herausge-
holt. Ohler seziert dazu unter anderem die
kryptischen Eintragungen des Arztes auf ei-
ner Karteikarte von 1943, wo Hitler unter
dem Codenamen „Patient A“ aufgeführt
ist. Im Laufe der Jahre versorgte Morell den
Diktator mit einem ganzen Arsenal an Sti-
mulantien, darunter etliche psychoaktive
Substanzen. Ohler schreibt: „Immer au-
genscheinlicher bestimmten die Spritzen
den Tagesablauf, und mit der Zeit reicher-
ten über 80 verschiedene, häufig genug un-
konventionelle Hormonpräparate, Steroi-
de, Mittelchen und Arzneien die Führermi-
schung an.“ Während Hitler offenbar nicht
merkte, was mit ihm geschah, sorgte Mo-
rell dafür, dass der Kriegsherr bei Stim-
mung blieb. Morell notierte im Herbst
1944, wie dankbar Hitler die tägliche Do-
sis aufnahm: „Doktorchen, ich freue mich
ja so, wenn Sie morgens kommen.“
Ohler liefert mit seiner spektakulären Be-
trachtung der historischen Ereignisse durch
die Drogenbrille interessante Erklärungs-

ansätze für merkwürdige militärische Ent-
scheidungen und das wahnhafte Auftreten
Hitlers. Die Thesen werden mit einer Fülle
von Anmerkungen, Quellen- und Literatur-
hinweisen penibel gestützt. Das ist nütz-
lich und überzeugend, es bleibt aber unge-
klärt, welche zentrale Schlussfolgerung aus
den Fakten resultiert. Sicherheitshalber
stellt Ohler fest, dass Hitlers „monströse
Schuld“ durch den Dauerrausch nicht rela-
tiviert werden kann. Etwas fischig schim-
mert bisweilen die Mutmaßung durch, we-
niger Drogen hätten mehr Erfolge ge-
bracht. Wäre das etwa gut gewesen?
Dass in der Wehrmacht und unter Nazigrö-
ßen (Göring war Morphinist) Drogen gän-
gig waren, ist nicht neu. Das Buch besticht
aber durch die einschlägige Sichtweise und
den spannenden Erzählstil, der leider öfter
in Metaphern-Klamauk ausartet. Kenner
der Materie werden überraschende Details
entdecken, wer mit dem Thema weniger
vertraut ist, findet einen leichten Einstieg
mit ganz unterschiedlichen Aspekten in
diese dunkelste Epoche der deutschen Ge-
schichte. Claus Peter Kosfeld T
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AUFGEKEHRT

Südafrikas
Xavier Naidoo

Im Rückblick muss man dem ehe-
maligen Finanzminister Oskar La-
fontaine (Ex-SPD, Ex-WASG, heute:
Die Linke) schon ein gewisses

Durchhaltevermögen attestieren. Er hielt
es nicht nur knapp 40 Jahre in der SPD
aus, sondern auch gut und gerne 135 Ta-
ge als Finanzminister. Dann schmiss er
allerdings gefrustet hin.
Im Vergleich zu David van Rooyen
brachte es der Saar-Napoleon allerdings
auf eine vergleichsweise lange Amtszeit.
Der neue und ehemalige Finanzminister
Südafrikas blieb genau fünf Tage im
Amt. Am 9. Dezember diesen Jahres
wurde er von Südafrikas Präsident Jacob
Zuba ernannt. Am Sonntag darauf war
er seinen Job wieder los. Geht man da-
von aus, dass sich van Rooyen ein freies
Wochenende gönnen wollte, zählen die
letzten beiden Tage nicht mal wirklich
als Arbeitszeit. „Wir sehen uns am Mon-
tag“ blieb im südafrikanischen Finanz-
ministerium ein leeres Versprechen.
Als Grund für das abrupte Ende einer
Karriere, die eigentlich noch gar nicht
begonnen hatte, nannte der Präsident
die massive Kritik an der Ernennung.
Damit ist van Rooyen quasi der Xavier
Naidoo (Amtszeit als ESC-Kandidat: drei
Tage) der südafrikanischen Politik – also
ein vermeintliches Opfer eines „Shit-
storms“. Was sich bei Naidoo im Netz
auf ARD und NDR entlud, war bei van
Rooyen an den Finanzmärkten zu spü-
ren. Die südafrikanische Währung und
einige Bankaktien des Landes stürzten
ab. Man fürchtete gar um das Kreditra-
ting des Staates, quasi das Äquivalent
zum angedrohten Fan-Boykott des Euro-
vision Song Contests. Van Rooyen hat
inzwischen einen neuen Ministerposten
bekommen, auch daran gibt es wieder
laute Kritik. Klar ist: Sein Weg wird kein
leichter sein. Sören Christian Reimer T

VOR 50 JAHREN...

GroKo
auf Zeit
23.12.1965: Lübke will schwarz-rote
Regierung Eigentlich war nach der Bun-
destagswahl 1965 alles klar. Die Union
verpasste mit 47,6 Prozent nur knapp
die absolute Mehrheit. Der Koalitions-
partner FDP büßte zwar Stimmen ein
und kam nur noch auf 9,5 Prozent, ei-
ner schwarz-gelben Fortsetzung unter
Kanzler Ludwig Erhard (CDU) stand
aber mathematisch nichts im Wege.

Dennoch sollte die Wahl der ersten Gro-
ßen Koalition den Weg bereiten. Vor al-
lem von Bundespräsident Heinrich Lüb-
ke (CDU) war das gewollt. Am 23. De-
zember 1965 sprach er sich in einem In-
terview für eine Regierung aus Union
und SPD „wenigstens für eine Legislatur-
periode“ aus, da es „eine Reihe von
wichtigen Fragen, die keinen Aufschub
vertragen“ gebe, „die nur gemeinsam
von allen politischen Kräften angepackt
werden können“. Als Beispiele nannte er
die Finanzreform, die Notstandsgesetz-
gebung und außenpolitische Themen.
Bei seinem Neujahrsempfang 1966 be-
kräftigte Lübke seine Meinung: Die Re-
gierung stehe vor Aufgaben, die von ei-
ner kleinen Koalition nur zum Teil ge-
löst werden könnten, sagte er.
Dass die Sozialdemokraten Lübke näher
standen als die FDP, hatte sich schon bei
dessen Wiederwahl 1964 gezeigt. Wäh-
rend die SPD Lübke unterstützte, stellte
die FDP mit Ewald Bucher einen eige-
nen Kandidaten auf. Erhards schwarz-
gelbe Regierung hielt indes nicht lange:
1966 verließ die FDP im Streit über
Steuererhöhungen das Bündnis und es
kam zur ersten Großen Koalition. Lüb-
ke, der schon länger in engem Kontakt
zu SPD-Vize Herbert Wehner stand, half
tatkräftig mit. Benjamin Stahl T

Heinrich Lübke, zweiter Bundespräsi-
dent Deutschlands
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LESERPOST

Zur Ausgabe 50-51 vom 7. Dezember 2015,
Schwerpunkt Syrien-Einsatz der Bundes-
wehr auf den Seiten 1-3:
Jahrelang hat man weggeschaut und auf ei-
ne Selbstlösung des Syrien-Konflikts ge-
hofft. Jetzt aber wurde – ohne zwingende
Notwendigkeit – geradezu blitzartig eine
Entscheidung durch das Parlament ge-
peitscht, die dem Parlament und der deut-
schen Öffentlichkeit nicht gerecht wird.
Auch wenn der deutsche militärische Bei-
trag zur Zeit vielleicht nur ein symbolischer
Akt sein sollte, bedeutet es eine politisch
und gesellschaftlich noch zu lösende He-
rausforderung. Deutschland wird automa-
tisch – ohne eine Exit Option – Teil der Al-
lianz, die mit Bomben die sunnitische Ter-
rormiliz IS bekämpfen will und dabei ver-

gessen hat, dass das auch bei anderen asym-
metrischen Kampfhandlungen noch nie
funktioniert hat. Wie können Koalitionspo-
litiker da von Maßnahmen reden, dass die
militärischen Mittel in einem Befriedungs-
prozess eingebettet sind? Zuvorderst steht
der unerklärte Krieg.
Und sofern Deutschland den Friedensplan
der international besetzten Wiener Syrien-
Konferenz vom 14.11.2015 als Befrie-
dungsprozess ansieht, hat sie jeglichen Be-
zug zum Machbaren verloren. Demnach
soll binnen sechs Monaten eine syrische
Übergangsregierung stehen und in 18 Mo-
naten soll dann eine neue Verfassung und
Wahlen den Weg für ein neues Syrien er-
möglichen. Nicht berücksichtigt wurde da-
bei allerdings der noch fehlende Waffen-

stillstand zwischen den unterschiedlichen
Akteuren in Syrien, die unterschiedlichen
geostrategischen Interessen der Teilnehmer
der Friedenskonferenz und die sunnitische
Frage. Und was passiert eigentlich mit der
Terrorgruppe des IS und der islamistischen
Al-Nusra-Front? Irgendwie erinnert dieser
Optimismus der Konferenzteilnehmer an
das Pippilotta-Prinzip: ,,Ich mache mir die
Welt, wie sie mir gefällt.“

Hans-Dieter Seul,
Berlin

Ihren Aufmacher finde ich befremdlich.
„Ready for Take-Off“ – es klingt fröhlich
wie der Beginn eines Flugs in den Urlaub
oder wie der Start in ein Abenteuer. Dabei
handelt es sich aber um den Start eines

Kampfeinsatzes der Bundeswehr, bei dem
zumindest das Risiko besteht, dass Perso-
nen, sei es in den Flugzeugen, sei es am
Boden, zu Schaden kommen oder sogar
ihr Leben verlieren. „Ready for Take-Off“
wird möglicherweise auch bei Bundes-
wehrmaschinen gesagt und eine abenteu-
erliche Mission mag diese sogar sein, aber
es passt hier aus meiner Sicht wegen ande-
rer möglicher Assoziationen überhaupt
nicht.

Friederike Hellner,
Berlin
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PANNENMELDER
In dem Artikel „Ready for Take-Off“ auf
Seite 1 der Ausgabe 50-51 vom 7. De-
zember 2015 wird der „sehgehende
Schutz“ als Teil des Bundeswehr-Manda-
tes ausgewiesen. Richtig muss es „seege-
hender Schutz“ heißen. Gemeint ist der
Schutz eines französischen Flugzeugträ-
gers durch eine Fregatte der Bundeswehr.

PERSONALIA

>Wilfried Seibel †
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
CDU
Am 10. Dezember starb Wilfried Seibel im
Alter von 70 Jahren. Der Verleger aus Bad
Pyrmont war von 1974 bis 1980 Vorsitzen-
der der Jungen Union im Bezirk Hannover
. 1992 trat er an die Spitze des CDU-Kreis-
verbands Hameln-Pyrmont. Von 1977 bis
1981 gehörte er dem dortigen Kreistag an.
Seibel engagierte sich im Bundestag im Fi-
nanz- sowie im Haushaltsausschuss. Er war
bis zuletzt Ratsherr seiner Heimatstadt.

>Meinrad Belle †
Bundestagsabgeordneter 1990-2002,
CDU
Am 4. Dezember starb Meinrad Belle im Al-
ter von 72 Jahren. Der Rechtspfleger und
Geschäftsleiter des Amtsgerichts und der
Justizvollzugsanstalt Villingen-Schwennin-
gen aus Brigachtal/Schwarzwald-Baar-Kreis
schloss sich 1974 der CDU an. Von 1975 bis
1990 war er Bürgermeister seines Heimat-
orts und von 1979 bis 1990 Kreistagsmit-
glied. 1995 wurde er Präsidiumsmitglied
und 2000 Vizepräsident des Deutschen
Städte- und Gemeindebunds. Im Bundestag
engagierte sich Belle, der stets Direktkandi-
dat des Wahlkreises Schwarzwald-Baar war,
im Innenausschuss sowie im Ausschuss für
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung.

>Sigrid Semper
Bundestagsabgeordnete 1990-1994,
FDP
Am 22. Dezember feiert Sigrid Semper ihren
75. Geburtstag. Die aus Leipzig stammende
promovierte Pädagogin trat 1965 der Libe-
ral-Demokratischen Partei Deutschlands in
der DDR bei und war seit 1978 Mitglied des
Leipziger Kreisvorstands. Semper arbeitete
im Bundestag im Verteidigungsausschuss
sowie zuletzt im Ausschuss für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend mit.

>Helmut Sauer
Bundestagsabgeordneter 1972-1994,
CDU
Am 24. Dezember wird Helmut Sauer
70 Jahre alt. Der Grundstücks- und Woh-
nungswirtschaftskaufmann aus Salzgitter
trat 1965 der CDU bei und war von 1971 bis
1993 dortiger Kreisvorsitzender. Er gehörte
dem Landesvorstand Niedersachsen und seit
1990 dem CDU-Bundesvorstand an. Von
1972 bis 1974 war er Ratsherr seiner Hei-
matstadt. Sauer ist seit 1989 Bundesvorsit-
zender der Ost- und Mitteldeutschen Verei-
nigung der CDU/CSU und seit 1982 Landes-
vorsitzender der Landsmannschaft Schlesien
in Niedersachsen. Von 1984 bis 1992 und
von 2000 bis 2014 war er Vizepräsident des
Bundes der Vertriebenen. Im Bundestag ge-
hörte Sauer die längste Zeit dem Ausschuss
für innerdeutsche Beziehungen an. Von
1979 bis 1994 war er Mitglied der Nordat-
lantischen Versammlung.

>Ruprecht Vondran
Bundestagsabgeordneter 1987-1994,
CDU
Ruprecht Vondran vollendet am 31. Dezem-
ber sein 80. Lebensjahr. Der promovierte Ju-
rist, Verbandssyndikus und Präsident der
Wirtschaftsvereinigung Stahl von 1988 bis
2000, dazu Präsidiumsmitglied des Bundes-
verbands der Deutschen Industrie, trat 1957
in die CDU ein. 1958 wurde er Mitglied im
RCDS-Bundesvorstand und amtierte von
1988 bis 1995 als stellvertretender Landes-
vorsitzender der Wirtschaftsvereinigung der
CDU Nordrhein-Westfalens. Vondran enga-
gierte sich im Bundestag in beiden Wahlpe-
rioden im Finanzausschuss. Von 1992 bis
2011 war er Vorstandsvorsitzender des
Deutsch-Japanischen Wirtschaftskreises.

>Johannes Gerster
Bundestagsabgeordneter 1972-1976,
1977-1994, CDU
Am 2. Januar wird Johannes Gerster 75 Jah-
re alt. Der Mainzer Jurist, zuletzt Regie-
rungsdirektor im rheinland-pfälzischen In-
nenministerium, schloss sich 1960 der CDU
an und war von 1993 bis 1997 CDU-Vorsit-
zender in Rheinland-Pfalz. Von 1994 bis
1996 gehörte er dem CDU-Präsidium und
von 1996 bis 1998 dem Bundesvorstand an.
1996/97 war Gerster Mitglied des Landtags
von Rheinland-Pfalz und Vorsitzender der
CDU-Fraktion. Der innenpolitische Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion von 1987
bis 1992 und deren stellvertretender Vorsit-
zender von 1992 bis 1994 engagierte sich
im Bundestag überwiegend im Innenaus-
schuss, daneben im Haushaltsausschuss.
Gerster leitete von 1997 bis 2006 die Kon-
rad-Adenauer-Stiftung in Jerusalem.

>Walther Leisler Kiep
Bundestagsabgeordneter 1965-1976,
1980-1982, CDU
Am 5. Januar vollendet Walther Leisler Kiep
sein 90. Lebensjahr. Der aus Hamburg stam-
mende Versicherungskaufmann trat 1961
der CDU bei. Er war von 1967 bis 1976 Lan-
desschatzmeister der hessischen CDU, wur-
de 1971 zum Bundesschatzmeister seiner
Partei gewählt und gehörte in dieser Eigen-
schaft bis 1992 dem CDU-Bundespräsidium
an. Von 1976 bis 1980 amtierte Kiep als
niedersächsischer Finanzminister und war
von 1978 bis 1980 Landtagsabgeordneter.
Kiep arbeitete im Bundestag im Ausschuss
für wirtschaftliche Zusammenarbeit sowie
im Auswärtigen Ausschuss mit. bmh T

WEIHNACHTSRÄTSEL 2015

Die Redaktion wünscht fröhliche Weihnachten!
Eine Reise nach Berlin für zwei Personen inklusive eines
Besuchs des Bundestags – das ist der Hauptpreis des dies-
jährigen Weihnachtsrätsels von „Das Parlament“. Und so
können Sie gewinnen:
Die vorliegende Ausgabe von „Das Parlament“ gründlich
lesen, die folgenden 14 Fragen richtig beantworten und
die Lösung an die Redaktion schicken.
Wenn es mit dem Hauptpreis nicht klappt, werden unter
den richtigen Einsendungen übrigens noch weitere Sach-
preise verlost. Also: Viel Spaß beim Lesen, Rätseln und
Gewinnen!

1. Welchen Krieg beendete der „Westfälische Friede“?

2. Wie heißt der aktuelle Präsident Afghanistans?

3. Welche Behörde ist in Deutschland für die Risikobe-
wertung von Medizinprodukten zuständig?

4. Wann und wo wurde der Autor und Journalist Peter
Scholl-Latour geboren?

5. Wie heißt die Behörde, die den Schutz der Außengren-
zen der Europäischen Union koordiniert?

6. Welchen Beruf hatte der Vater von Ute Finckh-Krämer?

7. Auf welchem Wege können öffentliche Aufträge nur
noch vergeben werden?

8. Wie viele Kubikmeter schwach- und mittelradioaktiver
Abfall sollen im Endlager Konrad eingelagert werden?

9. Wen hat das Europäische Parlament in diesem Jahr mit
dem Sacharow-Preis für geistige Freiheit ausgezeichnet?

10. Wie viel Geld hat der Bund im Jahr 2015 in Forschung
und Entwicklung investiert?

11. Welches Gericht entscheidet über das Verbot der
rechtsextremistischen NPD?

12. Welchen Geldbetrag soll künftig eine Partei jährlich

pro Stimme für die ersten vier Millionen gültigen Stim-
men vom Staat erhalten?

13. Wie heißt der Erste Stellvertretende Leiter des russi-
schen Präsidialamtes?

14. Welchem Bundestagsausschuss gehörte Ruprecht Von-
dran während seiner Zeit als Abgeordneter an?

Ihre Antworten bitte per Post oder E-Mail an:

Redaktion „Das Parlament“
Platz der Republik 1
11011 Berlin

redaktion.das-parlament@bundestag.de
Stichwort: Weihnachtsrätsel

Einsendeschluss ist der 11. Januar 2015.
Barauszahlungen sind nicht möglich.
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Der Lucia-Chor aus Schwedens Hauptstadt Stockholm versetzte den Bundestag vergangene Woche in vorweihnachtliche Stimmung. © Deutscher Bundestag/Achim Melde
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Dr. Angela Merkel, CDU, Bundeskanzlerin:

Abschottung ist im 21. Jahr-
hundert keine Option mehr

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Wir stehen am Ende ei-
nes für Europa turbu-
lenten und sehr

schwierigen Jahres, in dem gerade
Deutschland in vielen Bereichen
enorm gefordert war und ist. Ich
erinnere an die Situation in der
Ukraine, an Griechenland, an die
Euro-Zone, an den Klimaschutz,
an den Kampf gegen den interna-
tionalen Terrorismus und an die
vielen Menschen, die bei uns Zu-
flucht vor Krieg und Verfolgung
suchen.

Wir haben erleben müssen, dass
der Zusammenhalt Europas in
diesem Jahr vielfach auf die Probe
gestellt wurde. Ich bin überzeugt,
dass gerade Deutschland, das
volkswirtschaftlich stärkste Land
Europas, in dieser Zeit eine beson-
dere Verantwortung wahrzuneh-
men hat und dass es oft ganz be-
sonders auf unser
Land ankommt,
wenn es darum
geht, die Errungen-
schaften der euro-
päischen Integrati-
on zu wahren und
zu schützen. Die
beiden wichtigsten
sind für mich die
offenen Binnen-
grenzen und die ge-
meinsame Wäh-
rung. Diese Errungenschaften zu
bewahren, liegt zutiefst in unseren
eigenen nationalen Interessen.
Kein Land in Europa profitiert von
diesen Errungenschaften so wie
wir und braucht sie allein auf-
grund der geografischen Lage so
wie wir.

Europa hat in den vergangenen

Jahrzehnten vieles erreicht, von
dem vorangegangene Generatio-
nen kaum zu träumen gewagt hät-
ten. Statt in einem Europa des
Krieges und der Unfreiheit leben
wir heute in einem Europa des
Friedens, der Freiheit, des Wohl-
stands und der guten Nachbar-
schaft, und das ist alles andere als
selbstverständlich. Es ist das Er-
gebnis einer europäischen Politik,
die immer wieder zähes Ringen,
intensive Arbeit, Kompromissbe-
reitschaft, Kompromissfähigkeit
und auch gegenseitige Solidarität
erfordert. Das ist aus meiner Sicht
wichtiger denn je, da wir in Zeiten
leben, in denen wir unsere Werte
und Interessen in einem äußerst
harten globalen Wettbewerb be-
haupten müssen.

Keinem Land in Europa wird es
alleine gelingen, sich dauerhaft er-
folgreich im globalen Wettbewerb
zu behaupten. Keinem Land wird
es alleine gelingen, den internatio-
nalen Terrorismus zu besiegen
oder etwa den Klimawandel auf-
zuhalten. Keinem Land wird es al-
leine gelingen, die Folgen von
weltweiter Flucht und Vertreibung
zu bewältigen und ihre Ursachen
zu beseitigen. Keinem Land wird
es alleine gelingen, ein Leben in
Wohlstand und Frieden zu si-
chern.

Deshalb dürfen wir gerade in
schwierigen Zeiten nicht der Ver-
suchung erliegen, in nationalstaat-

liches Handeln zu-
rückzufallen. Ab-
schottung ist im 21.
Jahrhundert keine
vernünftige Option.

Nur wer versteht,
dass unmittelbare
nationale Eigenin-
teressen immer in
Verbindung mit un-
serem gemeinsa-
men europäischen
Interesse zu sehen

sind, kann die globalen Heraus-
forderungen des 21. Jahrhunderts
erfolgreich bewältigen. Deshalb ist
es auch selbstverständlich, dass
wir nach den schrecklichen An-
schlägen von Paris fest an der Sei-
te unserer französischen Nachbarn
stehen. Die Terrorangriffe des 13.
November haben nicht nur Frank-

reich getroffen; sie galten uns al-
len, und sie treffen uns Deutsche
umso mehr, als die enge Freund-
schaft Deutschlands mit Frank-
reich uns einander so nah fühlen
lässt.

Die deutsch-französische
Freundschaft ist Teil unserer histo-
rischen Verantwortung. Sie ist un-
verrückbarer Kern der deutschen
Außenpolitik, und sie ist elemen-
tar für den europäischen Eini-
gungsprozess.

Deshalb stehen wir als Mitglied
der internationalen Allianz Frank-
reich im Kampf gegen die Terror-
miliz IS aktiv zur Seite. Die un-
fassbaren Gräueltaten, die sich je-
den Tag in den vom IS beherrsch-
ten Gebieten im Nordirak und in
Syrien ereignen, gehen mit Terro-
rattacken einher, die sich gegen
die gesamte Weltgemeinschaft
richten.

Die vielen Anschläge – nicht
nur in Paris, sondern auch in Tu-
nesien, in der Türkei, im Libanon,
im Irak, in Syrien, in den USA
oder gegen Russland – zeigen uns
sehr deutlich, dass der IS eine glo-
bale Bedrohung für Frieden und
Sicherheit ist.

Mit Frankreich hat zum ersten
Mal ein Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union die Beistandsklausel
des EU-Vertrags in Anspruch ge-
nommen. Das ist ein klarer Appell
an die gesamte Europäische Uni-
on, sich dieser gemeinsamen Be-
drohung geschlossen entgegenzu-
stellen. Wir können dies mit ver-
einten Kräften leisten – mit unse-
ren Partnern in Europa, in den
Vereinigten Staaten von Amerika
und in der Region.

Deutschland stellt sich dieser
Verantwortung. Dazu gehört unse-
re im letzten Jahr beschlossene
Unterstützung der kurdischen Pe-
schmerga. Dazu gehört der Be-
schluss des Deutschen Bundesta-
ges vom 4. Dezember dieses Jah-
res, der es uns ermöglicht, mit der
Bundeswehr einen wichtigen und
auch wirkungsvollen Beitrag in
den Bereichen Aufklärung, Schutz
und Logistik für unsere Verbünde-
ten im Kampf gegen den IS in Sy-
rien zu leisten.

Untrennbar verbunden ist die-
ser Beitrag mit all unseren Bemü-

hungen um eine politische Lö-
sung der katastrophalen Lage in
Syrien. Das ist das Ziel der Gesprä-
che in Wien, an denen der Bun-
desaußenminister teilnimmt, auch
wenn diese Gespräche manchmal
nicht in Wien stattfinden. Es geht
darum, den Krieg in Syrien zu be-
enden, und zwar ohne Assad;
denn wir dürfen nie vergessen,
dass die große Mehrheit der Syrer
vor Assad und seinen Fassbomben
flieht. Assad kann niemals Teil ei-
ner langfristigen Lösung sein.

Meine Damen
und Herren, auch
Deutschland steht
im Fadenkreuz des
internationalen Ter-
rorismus, und zwar
nicht erst seit den
Anschlägen in Paris.
Ich habe großes Ver-
trauen in die Arbeit
unserer Sicherheits-
behörden, unserer
Polizistinnen und
Polizisten. Sie sind in diesen Zei-
ten besonders gefordert. Ich
möchte die Gelegenheit nutzen,
ihnen hierfür meinen Dank und
meine Anerkennung im Namen
des ganzen Hauses auszusprechen,
und den Innenminister bitten,
dies weiterzugeben. Wir brauchen
unsere Sicherheitskräfte. Ich bin
sehr dankbar, dass ihr Etat im
Rahmen der Haushaltsberatungen
erhöht wurde. Das ist ganz wich-
tig.

Wir wissen alle: Absolute Si-
cherheit gibt es nicht. Absolute Si-
cherheit ginge nur auf Kosten der
Freiheit. Freiheit und Sicherheit
müssen immer wieder in eine Ba-
lance gebracht werden, eine Ba-
lance in dem Bewusstsein, dass es
unsere Werte sind, unsere Art, zu
leben, zu arbeiten und zu wirt-
schaften, unsere freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung, die
unser Leben in Deutschland so le-
benswert machen. Unsere Art, zu
leben, unsere Freiheit und unser
Rechtsstaat sind sehr viel stärker
als jeder Terror.

Beim morgen beginnenden Eu-
ropäischen Rat werden wir bespre-
chen, was wir auf europäischer
Ebene tun können, um den inter-
nationalen Terrorismus gemein-
sam zu bekämpfen. Dabei wird es
insbesondere darum gehen, die
Beschlüsse, die wir hierzu im Feb-
ruar dieses Jahres gefasst haben,
konsequent umzusetzen. Dazu ge-
hört, dass wir den Informations-
austausch zwischen den Mitglied-
staaten weiter verbessern, etwa im
Rahmen des Schengener Informa-

tionssystems.
Alle unsere Diskussionen wer-

den auch der Unterstützung der
Innenminister der Europäischen
Union dienen, die auch angesichts
des Drucks in einigen wichtigen
Fragen ein Stück weitergekommen
sind. Dazu gehört, dass wir die Fi-
nanzierung terroristischer Organi-
sationen erschweren. Dazu gehört,
dass wir bei der Speicherung von
Fluggastdaten vorankommen – da
ist einiges geschehen –; denn
wenn wir die Reisebewegungen

potenzieller Ge-
fährder nachvoll-
ziehen können,
verbessert dies na-
türlich unsere Mög-
lichkeiten, zukünf-
tige Anschläge zu
verhindern. Des-
halb bin ich sehr
froh, dass der Rat
und das Europäi-
sche Parlament
sich politisch geei-

nigt haben und die entsprechende
Richtlinie noch in diesem Jahr be-
schlossen werden soll.

Nur wenige Wochen nach den
schrecklichen Anschlägen von Pa-
ris fand in derselben Stadt die
Weltklimakonferenz statt. Schon
die Tatsache, dass dieses Welttref-
fen der Klimaschützer gerade in
dieser Stadt stattfand, war ein
überragendes Zeichen gegen die
Angst, die der Terrorismus erzeu-
gen will. Dass dieses Welttreffen
dann auch noch so einvernehm-
lich und so erfolgreich endete, ver-
stärkt dieses Zeichen zusätzlich.

Das Ergebnis ist ein historischer
Wendepunkt. Ich möchte der Bun-
desumweltministerin und allen
Verhandlern, auch dem Entwick-
lungsminister und dem Landwirt-
schaftsminister, ganz herzlich
danken. Wir haben uns sehr in-
tensiv in die Verhandlungen ein-
gebracht. Frankreich war ein he-
rausragender Gastgeber mit einer
klugen Konfigurierung der Konfe-
renz, der eine lange Zeit der Vor-
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bereitung vorausging. Deshalb
konnte es zu diesem historischen
Wendepunkt kommen.

Zum ersten Mal in der Ge-
schichte hat sich die gesamte
Weltgemeinschaft dazu verpflich-
tet, gemeinsam und entschlossen
im Kampf gegen die globale Kli-
maveränderung zu handeln. Alle
Staaten wollen die Erderwärmung
deutlich unter 2 Grad halten, und
sie wollen sich anstrengen, sie auf
1,5 Grad zu begrenzen. Das ist
auch ein ganz wichtiges Signal in
Richtung der kleinen Inselstaaten.
Und alle Staaten verpflichten sich
dazu, ihren Beitrag zu leisten.

Das ist nicht nur ein kraftvolles
Zeichen der Hoffnung für den glo-
balen Klimaschutz und eine echte
Weichenstellung der Welt in Rich-
tung einer globalen Energiewende.
Der Beschluss kann auch dazu
beitragen, die Lebensbedingungen
von Milliarden Menschen in Zu-
kunft zu sichern. Dieser neue Rah-
men muss jetzt natürlich engagiert
mit Leben erfüllt werden. Sie wer-
den morgen in einer Aktuellen
Stunde noch einmal vertieft über
genau dieses Thema diskutieren.

Meine Damen und Herren, der
Wert der deutsch-französischen
Zusammenarbeit zeigt sich auch
mit Blick auf die Ukraine, die uns
in diesem Jahr stark beschäftigt
hat. Das Minsker Maßnahmenpa-
ket vom Februar, an dem Deutsch-
land und Frankreich maßgeblich
beteiligt waren, hat zu einer Beru-
higung der Lage beigetragen, auch
wenn die Kampfhandlungen im-
mer noch nicht völlig zum Erlie-
gen gekommen sind.

Es bleibt dabei: Eine mögliche
Aufhebung der Sanktionen gegen
Russland ist mit der vollständigen
Umsetzung des Minsker Pakets
verknüpft. Das haben wir noch
nicht erreicht. Deshalb werden der
Bundesaußenminister und ich uns
dafür einsetzen, dass nicht nur die
Minsker Vereinbarungen, sondern
auch die bestehenden Sanktionen
verlängert werden. Aber wir wer-
den vor allen Dingen daran arbei-
ten, dass die Minsker Vereinbarun-
gen vorankommen.

Wir stehen jetzt vor der kompli-
zierten Frage, wie die Lokalwahlen
in den Gebieten von Donezk und
Luhansk abgehalten werden kön-
nen. Das ist eine große, schwierige
Aufgabe. Das kann sich jeder vor-
stellen. Wir haben in Minsk ver-
einbart – darauf will ich noch ein-
mal hinweisen –, dass sie nach
den Regeln von ODIHR, also der
für Wahlen zuständigen Organisa-
tion der OSZE, stattfinden. Auf
dieser Grundlage müssen die Ar-
beiten jetzt in der Kontaktgruppe
intensiviert werden. Eine Aufhe-
bung der Sanktionen, die mit
Blick auf die völkerrechtswidrige
Annexion der Krim beschlossen
wurden, steht ohnehin zurzeit na-
türlich nicht zur Debatte.

Bei dem morgen beginnenden

Europäischen Rat werden wir
selbstverständlich auch über
Großbritannien sprechen. Die
Bundesregierung beteiligt sich
konstruktiv an den Verhandlun-
gen. Großbritannien wird seine
Forderungen vorbringen, und wir
wissen, dass die Aufgabe, hier eine
Lösung zu finden, sehr anspruchs-
voll ist.

Wir wollen einerseits zu einer
Vereinbarung kommen, mit der
die britische Regierung beim ge-
planten Referendum erfolgreich
für einen Verbleib in der Europäi-
schen Union werben kann. Ande-
rerseits wollen und werden wir die
grundlegenden Errungenschaften
der europäischen Integration da-
bei nicht infrage stellen. Dazu ge-
hören insbesondere das Prinzip
der Freizügigkeit und das Prinzip
der Nichtdiskriminierung zwi-
schen den europäischen Bürgerin-
nen und Bürgern. Diese Prinzi-
pien stehen nicht zur Disposition.

Was uns Hoffnung gibt, ist, dass
bislang immer gute und einver-
nehmliche Lösungen gefunden
wurden, wenn ein Mitgliedstaat
Klärungsbedarf bezüglich seiner
Rolle in der Europäischen Union
sah. Das war 1992 bei Dänemark
der Fall, und das war 2008 bei Ir-
land der Fall. Ich bin deshalb
auch zuversichtlich, dass es auch
dieses Mal mit Großbritannien ge-
lingen kann.

Die Bundesregierung wird, wo
immer es geht, ihren Beitrag dazu
leisten. Der Präsident des Europäi-
schen Rates, Donald Tusk, koordi-
niert die Verhandlungen. Er hat
seine bisherigen Einschätzungen
in einem Brief an die Staats- und
Regierungschefs zusammengefasst,
der morgen auch die Grundlage
für eine politische Aussprache im
Europäischen Rat bilden wird.

Die morgige Debatte ist aller-
dings nur eine Zwischenstation.
Denn am Ende wird es sehr auf
die Details und die Ausgestaltung
einer möglichen Vereinbarung an-
kommen. Deutschland jedenfalls
wünscht sich, dass Großbritan-
nien dauerhaft ein aktiver Partner
in einer starken Europäischen
Union bleibt.

Denn es ist eben nicht nur das
Vereinigte Königreich selbst, das
von seiner Mitgliedschaft profi-
tiert; es ist auch die Europäische
Union als Ganzes, die ohne das
Vereinigte Königreich deutlich an
Gewicht verlieren würde.

Großbritannien, das ist nicht
nur der drittgrößte Mitgliedstaat,
und das sind nicht nur 15 Prozent
der Wirtschaftskraft der Europäi-
schen Union. Großbritannien, das
ist auch die Wiege des modernen
Parlamentarismus und ein Wegbe-
reiter unserer gemeinsamen euro-
päischen Werte. Ihre Grundsteine
wurden bereits im 17. Jahrhun-
dert in England gelegt. Alle demo-
kratischen Grundordnungen im
heutigen Europa gehen ganz maß-

geblich darauf zurück.
Auch in der Außen- und Sicher-

heitspolitik ist Großbritannien ein
enger und verlässlicher Partner,
gerade für uns in Deutschland,
aber auch für ganz Europa. Als
ständiges Mitglied im Weltsicher-
heitsrat – und nicht nur dort –
trägt Großbritannien ganz erheb-
lich zum Gewicht der Europäi-
schen Union in der Welt bei. Das
ist gerade in diesen Zeiten von
enormer Bedeutung, in Zeiten, in
denen Europa international gefor-
dert ist wie nie zuvor.

Und Großbritannien ist für
mich ein Land, das in vielen euro-
päischen Politikbereichen ähnli-
che Ziele verfolgt wie Deutsch-
land. Es ist in vielen Fragen ein
natürlicher Verbündeter. Das gilt
vor allem dann, wenn es darum
geht, Wachstum, Wettbewerbsfä-
higkeit und Beschäftigung zu för-
dern und den europäischen Bin-
nenmarkt zu stärken. Dies ist
dringend nötig; denn Europa
muss auf einem wirtschaftlich so-
liden Fundament stehen, um auch
alle anderen Herausforderungen
überhaupt bewältigen zu können.

Deshalb ist es wichtig, dass sich
der Europäische Rat auch mit die-
ser Frage beschäftigt. Wir dürfen
nie vergessen, dass der europäi-
sche Binnenmarkt eine einzigarti-
ge Erfolgsgeschichte ist, von der
mehr als 500 Millionen Bürgerin-
nen und Bürger jeden Tag profitie-
ren. Aber er muss in einigen Berei-
chen wesentlich gestärkt werden.
Wir brauchen einen echten digita-
len Binnenmarkt, der die Attrakti-
vität des Standorts Europa für glo-
bal agierende digitale Akteure ver-
bessert. Herzlichen Dank an Tho-
mas de Maizière und alle anderen
Regierungsmitglieder, die daran
mitgewirkt haben, dass die Daten-
schutz-Grundverordnung jetzt so-
zusagen verabschiedungsreif ist,
auch wenn es einige Unzufrieden-
heiten gibt. Es ist ein Schritt in
Richtung Binnenmarkt.

Aber um der Wahrheit die Ehre
zu geben: Es hätte ja kein Triloger-
gebnis gegeben, wenn nicht auch
Herr Albrecht sich bewegt hätte;
das ist richtig. Aber ich hoffe, dass
es für die erforderliche Wertschöp-
fung in Europa ausreicht, wenn es
dann um die Verarbeitung großer
Datenmengen geht. Da werden
wir sicherlich im Gespräch blei-
ben. – Gehen wir lieber zur Ener-
gie; das ist einfacher.

Wir brauchen eine Energieuni-
on mit einem funktionierenden
Binnenmarkt für Strom und Gas,
der europaweit eine sichere, be-
zahlbare und umweltverträgliche
Energieversorgung gewährleistet.
Zudem brauchen wir eine Kapital-
marktunion, die vor allem für
kleine und mittlere Unternehmen
den Zugang zur Finanzierung ver-
bessert und die Investitionen in
Infrastruktur erleichtert.

Entscheidend für den künftigen

Wohlstand in Europa ist auch der
Freihandel. Deshalb muss es unser
Ziel sein, die Verhandlungen für
das Transatlantische Freihandels-
abkommen im Laufe des kom-
menden Jahres abzuschließen.

Die Wirtschafts- und Währungs-
union krisenfester zu machen,
wird ebenfalls weiter unsere Auf-
gabe sein. Vordringlich ist hier vor
allem die glaubhafte Umsetzung
der bereits beschlossenen Regeln
und Maßnahmen. Zudem sollten
die Risiken im Finanzsektor weiter
abgebaut werden, einschließlich
der Risiken aus dem Staatssektor.
Eine Vergemeinschaftung der eu-
ropäischen Einlagensicherung hät-
te das Gegenteil zur Folge. Des-
halb halten wir sie für falsch, und
deshalb lehnen wir sie ab.

Meine Damen und Herren, die
Zahl und die Art der Herausforde-
rungen auf europäischer Ebene
sind vielfältig. Zu den dringlichs-
ten Herausforderungen gehört
weiterhin auch die, die Europa
durch die vielen Flüchtlinge zu
bewältigen hat, und diese Heraus-
forderung wird auch beim kom-
menden Rat wieder einen breiten
Raum einnehmen. Wir wissen:
Vor uns liegt noch ein steiniger
Weg, den wir mit Entschlossenheit
und mit langem Atem gehen müs-
sen. Wir haben jetzt auf nationaler
Ebene eine Reihe von Entschei-
dungen getroffen. Andere werden
folgen. Denken wir zum Beispiel
an den Entwurf eines Gesetzes zur
Verbesserung des Datenaus-
tauschs, den wir in der vergange-
nen Woche im Kabinett verab-
schiedet haben. Die darin enthal-
tenen Maßnahmen werden helfen,
die Identifizierung und Registrie-
rung von Asylbewerbern deutlich
zu verbessern. Maßnahmen auf
nationaler Ebene werden dazu
beitragen, die Flüchtlingsbewe-
gung zu ordnen und zu steuern,
mit Blick auf die konsequente
Rückführung abgelehnter Asylbe-
werber auch zu reduzieren. Sie
müssen aber verbunden sein mit
gesamteuropäischen und interna-
tionalen Antworten, um die Zahl
der Flüchtlinge tatsächlich nach-
haltig zu reduzieren.

Das beginnt damit, dass wir da-
rauf bestehen, dass bereits gefasste
Beschlüsse konsequent umgesetzt
werden. Das gilt insbesondere für
die Errichtung der Hotspots in Ita-
lien und Griechenland, damit wir
an den Außengrenzen der EU zu
geordneten Verhältnissen zurück-
kehren.

Das gilt für die beschlossene
Umverteilung von 160 000
schutzbedürftigen Flüchtlingen
aus Italien und Griechenland, die
viel zu langsam vorankommt, weil
die Voraussetzung natürlich die
Hotspots sind. Nur dann, wenn
nicht nur registriert wird, sondern
auch rückgeführt und verteilt wird
in Europa, ist ein funktionieren-
der Hotspot auch als solcher an-

zusehen.
Das gilt natürlich auch für den

Schutz der Außengrenzen der Eu-
ropäischen Union. Die Europäi-
sche Kommission hat hierzu wich-
tige Vorschläge vorgelegt, die nicht
nur in die richtige Richtung ge-
hen, sondern in ihrer Reichweite
noch vor einem Jahr kaum vor-
stellbar gewesen wären. Dabei
geht es darum, der europäischen
Grenzschutzagentur Frontex mehr
Befugnisse zu erteilen, damit sie
gegebenenfalls im äußersten Not-
fall auch eigenständig agieren
kann. Es geht darum, auf europäi-
scher Ebene Grenzschützer und
Material bereitzuhalten, die im
Bedarfsfall flexibel in den betrof-
fenen Mitgliedstaaten eingesetzt
werden können. Es geht darum,
Frontex eine größere Rolle bei den
notwendigen Rückführungen ein-
zuräumen bei Flüchtlingen, die
keinen Schutzanspruch in der Eu-
ropäischen Union haben.

Natürlich berührt der Grenz-
schutz ganz wesentliche Fragen
nationalstaatlicher Souveränität.
Natürlich werden auch wir sehr
genau und sorgfältig abwägen
müssen, welche Maßnahmen in
Zukunft auf welcher Ebene verant-
wortet werden sollen. Aber ich fin-
de es ermutigend und richtig, dass
sich die Diskussion in diesem Be-
reich weiterentwickelt hat. Ich
werde mich daher beim Europäi-
schen Rat dafür einsetzen, dass die
Vorschläge der Europäischen
Kommission möglichst rasch bera-
ten und verabschiedet werden
können.

Schon heute leistet Deutschland
mit 100 zusätzlichen Experten für
Frontex einen wesentlichen Bei-
trag zum Schutz der Außengren-
zen. Auch alle anderen müssen ih-
re Zusagen einhalten und rasch
handeln, um die getroffenen Be-
schlüsse schnell und erfolgreich
umzusetzen. Wo immer nötig,
sind wir auch zu bilateraler Unter-
stützung bereit. Selbstverständlich
werden wir uns auch weiterhin für
eine faire Verteilung der Flüchtlin-
ge auf die Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union einsetzen, für
die wir nach unserer Auffassung
einen dauerhaften und verbindli-
chen Mechanismus brauchen;
denn auch das ist für uns eine Fra-
ge elementarer europäischer Soli-
darität.

Ich weiß, dass dies ein wahrlich
dickes Brett ist, das es zu bohren
gilt – mit viel Geduld, langem
Atem und auch mit Überzeu-
gungskraft. Sicherlich wird der Eu-
ropäische Rat morgen noch nicht
den Durchbruch erzielen. Aber die
Geschichte Europas lehrt, dass
sich Geduld und Zähigkeit am En-
de eines langen Weges noch im-
mer ausgezahlt haben.

Meine Damen und Herren, es
ist im Interesse aller, die Zahl der
Menschen, die in Europa Zuflucht
suchen, zu reduzieren. Das ist im
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deutschen Interesse, das ist im eu-
ropäischen Interesse, und das ist
auch im Interesse der Flüchtlinge
selbst, damit sie sich erst gar nicht
auf den lebensgefährlichen Weg
quer durch Europa machen müs-
sen. Um das zu schaffen, ist es von
zentraler Bedeutung, die Fluchtur-
sachen zu bekämpfen. Deshalb
haben wir am 25. Oktober mit
den Staaten entlang der Westbal-
kanroute eine Verbesserung des
Informationsaustauschs und der
humanitären Versorgung verein-
bart. Deshalb haben wir am 11.
und 12. November in Valletta eine
enge Zusammenarbeit zwischen
Europäischer Union und unseren
afrikanischen Partnern vereinbart.
Deshalb haben wir am 29. No-
vember beim EU-Türkei-Gipfel die
Grundlage für eine langfristige mi-
grationspolitische Partnerschaft
mit der Türkei geschaffen.

Die Türkei ist und bleibt für die
Europäische Union ein Schlüssel-
partner. Sie ist zurzeit das wich-
tigste Transitland nach Europa,
und sie beherbergt mehr als 2 Mil-
lionen Flüchtlinge im eigenen
Land. Wir haben zugesagt, 3 Milli-
arden Euro bereitzustellen. Ich
bin dem Finanzminister sehr
dankbar, dass er die Verhandlun-
gen darüber, wie dies geschehen
kann, in Gang gesetzt hat. Ich hof-
fe, dass wir dabei Erfolg haben
werden. Wir wollen diese 3 Milli-
arden Euro einsetzen, um die Le-
benssituation der Flüchtlinge in
der Türkei zu verbessern und da-
mit Fluchtursachen zu bekämp-
fen; denn je besser die Lebenssi-
tuation der Flüchtlinge innerhalb
der Türkei ist, desto geringer wird
die Not, den gefährlichen Weg
nach Europa zu wagen. Im Gegen-
zug erwarten wir von der Türkei
einen besseren Schutz ihrer Gren-
ze zur EU, eine konsequentere
Seenotrettung in der Ägäis und ei-
ne effektivere Bekämpfung der
Schleuserkriminalität.

Auch darüber werde ich morgen
vor Beginn des Europäischen Ra-
tes mit dem türkischen Minister-
präsidenten Davutoglu und weite-
ren Staats- und Regierungschefs
sprechen. Durch die Zusammen-
arbeit mit der Türkei wird es mög-
lich sein, legale Zuwanderungs-
möglichkeiten zu schaffen, bei-
spielsweise durch legale Kontin-
gente, mit denen wir der illegalen
Migration entgegentreten. Voraus-
setzung dafür ist natürlich, dass
die illegale Migration bis dahin
zurückgegangen ist. Die Europäi-
sche Kommission hat dazu gestern
wiederum einen Vorschlag vorge-
legt. Ich bin der Kommission sehr
dankbar, dass sie in all diesen Fra-
gen sehr zügig ihre Vorschläge vor-
legt und damit die Arbeit voran-
bringt.

Wenn uns all das gelingt, wer-
den wir sehr viel erreicht haben,
und zwar wirklich im wahrsten
Sinne des Wortes zum Wohle aller

und ganz besonders zum Wohle
der betroffenen Menschen. Ich
will hier noch hinzufügen – das
spielt morgen keine Rolle –, dass
wir natürlich nicht nur unsere
Leistungen für UNHCR und Welt-
ernährungsprogramm erbracht ha-
ben, dass wir nicht nur andere er-
mutigt haben – ich erinnere an
die Konferenz des Bundesaußen-
ministers in New York –, sondern
dass am 4. Februar 2016 der briti-
sche Premierminister, meine nor-
wegische Kollegin, der Emir von
Kuwait und ich eine Konferenz
durchführen werden, auf der wir
versuchen werden, möglichst viel

des Geldes zusammenzubekom-
men, das für UNHCR und Welter-
nährungsprogramm für 2016 not-
wendig ist, damit nicht wieder
von Monat zu Monat die Frage im
Raum steht: Haben wir genug
Geld, oder haben wir nicht genug
Geld? Das ist ein Zustand, der
wirklich nicht zumutbar ist. Zur
Stunde sind wieder nur etwas
mehr als jeweils 50 Prozent der Fi-
nanzzusagen für die Organisatio-
nen da. Wir wissen: Es gibt für all
diese Probleme nicht die eine Lö-
sung, die alle Probleme auf einen
Schlag beheben könnte. Wir müs-
sen an vielen Stellen gleichzeitig

ansetzen. Ich will hier auch noch
an die Verhandlungen erinnern,
die zur Stunde zu Libyen stattfin-
den. Der Bundesaußenminister
war vor wenigen Tagen in Rom
und ein deutscher Diplomat, Herr
Kobler, ist dabei, intensiv mit an-
deren daran zu arbeiten, eine Ein-
heitsregierung in Libyen zustande
zu bringen – eine Einheitsregie-
rung, die auch trägt und die uns
dann in die Lage versetzt, mit der
libyschen Regierung über die Fra-
ge, wie illegale Migration über die
betroffenen Küstengebiete in Liby-
en eingedämmt werden kann, in
Verhandlungen zu treten.

Wir müssen bei all dem, was wir
tun, an den Zusammenhalt der
Europäischen Union und an unse-
re gemeinsame Verantwortung für
Europa und für unsere Werte den-
ken. Ich werde bei all meinen Ge-
sprächen beim morgigen Europäi-
schen Rat zu unterschiedlichen
Themen, wie sie dort beraten wer-
den können, immer den Grundge-
danken haben, unser gemeinsa-
mes Europa zu stärken. Deutsch-
land wird dafür seinen Beitrag
leisten.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD

sowie des Abg. Tom Koenigs [BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN])

Dr. Dietmar Bartsch, DIE LINKE:

Terror lässt sich nicht
mit Krieg bekämpfen

Dietmar Bartsch (*1958)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Frau Bundeskanzlerin, Sie ha-
ben gesagt, dass Deutsch-
land im Fadenkreuz des Ter-

rorismus steht. Ich hatte am ver-
gangenen Sonntag ein sehr bedrü-
ckendes Erlebnis.

Ich habe einen Weihnachts-
markt in Berlin besucht. Da gab es
plötzlich eine laute Explosion, da-
nach eine riesige Stichflamme. Ich
habe ganz viele Menschen gese-
hen, die mit vor Schrecken gewei-
teten Augen zum Ausgang gestürzt
sind. Später war zu erfahren, dass
es sich „nur“ um eine Gasflasche
an einem Glühweinstand handel-
te. Aber wir können uns vermut-
lich alle vorstellen, welche Bilder
die Besucherinnen und Besucher
des Weihnachtsmarkts vor Augen
hatten. Ich glaube, das ist auch ein
Ausdruck dafür, dass sich unsere
Gesellschaft schon jetzt verändert
hat – durch die Terroranschläge,
auch durch die Debatten über die
Flüchtlinge.

Wir stehen am Ende eines Jah-
res, das außergewöhnlich war.
Europa befindet sich wie Deutsch-
land am Ende des Jahres an einem
Scheideweg. Die Frage ist, ob so-
ziale Gerechtigkeit, demokrati-
scher Ausgleich und friedliche
Konfliktlösung die nationale und
internationale Politik beherrschen

oder ob Drohungen, Boykotte
und Waffenklirren diese bestim-
men. Die Antwort ist offen, und
die Signale sind widersprüchlich.
Die Reaktionen der Menschen in
Paris, in Berlin und London nach
den Attentaten waren klar. Sie sag-
ten: Ihr macht uns unsere Demo-
kratie nicht kaputt, wir lassen uns
unser Leben nicht zerstören, wir
lassen uns die offene Gesellschaft
nicht kaputtmachen, wir geben
kein Stück Freiheit freiwillig her. –
Das, meine Damen und Herren,
muss auch unser Signal sein.

Wir haben auf dem Klimagipfel
erlebt, dass in buchstäblich letzter
Sekunde klar geworden ist: Es geht
ums Überleben. Die Freudenträ-
nen von Frau Hendricks waren ein
positiver Ausdruck. In der Flücht-
lingspolitik allerdings finden die
Staaten der Europäischen Union
nicht zu einem solidarischen Mit-
einander. Hier geht es tagtäglich
um Leben und Tod. Wir dürfen
uns nicht daran gewöhnen, dass
Menschen, darunter viele Kinder,
monatelang in Flüchtlingstrecks
unterwegs sind oder gar im Mittel-
meer ertrinken. Dagegen muss
entschlossen und entschlossener
gehandelt werden. Da ist Führung
in Menschlichkeit angesagt.

Wir alle sind gemeinsam in der
Verantwortung – die Bundeskanz-
lerin hat darauf verwiesen –, die
Werte der Aufklärung, nämlich
Freiheit, Gleichheit und Brüder-
lichkeit, in die Europäische Union
nicht nur einzubringen, sondern
diese auch zu verteidigen. Da er-
warte ich, Frau Bundeskanzlerin,
dass Sie mindestens die Position
des CDU-Parteitags auch in die
Debatten mit Ihren europäischen
Partnern einbringen, mit Herrn
Orban, mit der neuen polnischen
Führung, mit anderen, die sich ei-
ner Solidarität mit Flüchtenden
konsequent verweigern. Das muss

die Mindesthaltung sein, die wir
haben.

Es ist aber, glaube ich, kein Zu-
fall, dass in Ihrer gesamten Rede
das Wort „sozial“ nicht vorgekom-
men ist. Wenn ich die Formulie-
rung „Fluchtursachen bekämpfen“
höre, dann kann ich nur sagen:
Das ist inzwischen leider zu einer
Phrase geworden. Wie geht denn
die Bekämpfung der Fluchtursa-
chen zusammen mit der Tatsache,
dass wir weiterhin Waffen nach
Saudi-Arabien und nach Katar ex-
portieren?

In dieser Woche ist der SIPRI-
Bericht veröffentlicht worden. Da-
rin enthalten ist die positive Mel-
dung, dass die Waffenexporte
weltweit zurückgehen. Aber es gibt
Ausnahmen. In Europa sind das
zwei Länder: die Schweiz und
Deutschland. Dann kommen
noch Südkorea und Russland hin-
zu. Das ist doch nicht hinnehm-
bar. Warum machen wir das wei-
ter? Warum exportieren wir Waf-
fen in alle Welt?

Wir haben am Wochenende die
Parteitage gehabt und da doch
sehr problematische Weihnachts-
botschaften gehört. Ich will auf ei-
nige ganz kurz eingehen. Herr Ga-
briel hat auf dem Parteitag gesagt:
Die Bundeskanzlerin und der Fi-
nanzminister haben einen Beitrag
zum Aufschwung des Front Natio-
nal durch ihre Austeritätspolitik
geleistet. Wenn das denn stimmt,
dann sage ich Ihnen: Mit denen
koalieren Sie doch. Wenn das
wirklich wahr ist, dann müssen
Sie doch handeln und wirklich et-
was verändern.

Herr Gabriel sagt: Wenn Boden-
truppen eingesetzt werden sollen,
dann müssen wir einen Mitglie-
derentscheid durchführen. – Erst
einmal macht mich das nach-
denklich. Offensichtlich hält er
das wirklich für möglich. Ich frage

mich: Wenn es dazu einen Mit-
gliederentscheid geben soll, wieso
denn dann eigentlich nicht einen
über den Einsatz in Mali oder ei-
nen über die Flugunterstützung in
Syrien? Sind das nicht dieselben
Handlungen? Zumindest diese
Frage müssen doch auch Sie sich
stellen.

Dann will ich auch ein Wort
zum Bundesaußenminister sagen:
Auf dem Parteitag sagten Sie: Die-
jenigen, die mit Nein stimmen, al-
so die Linken, sind Heuchler. –
Zunächst einmal will ich festhal-
ten: Dann sind auch circa 30 SPD-
Abgeordnete Heuchler. Dann sind
die Grünen in der Mehrzahl
Heuchler. Und dann ist auch je-
mand wie Matteo Renzi aus Ita-
lien ein Heuchler; denn er hat mit
derselben Begründung, mit der
auch wir Nein gesagt haben, für
Italien Nein gesagt. Das kann
nicht wahr sein.

Auch diejenigen, die Nein ge-
sagt haben, haben verantwor-
tungsvoll über ihre Entscheidung
nachgedacht, Herr Steinmeier.

Frau Bundeskanzlerin, ich wün-
sche mir für Ihr Agieren beim Eu-
ropäischen Rat drei Dinge:

Erstens. Werben Sie für eine Al-
lianz gegen den Krieg. Terror lässt
sich nicht mit Krieg bekämpfen.

Es muss Schluss sein mit der
Spirale der Gewalt, meine Damen
und Herren! Wir haben in Libyen
und im Irak gesehen: Diktatoren
sind weggebombt worden, aber
den Staaten und Völkern ist keine
Perspektive eröffnet worden. Ja,
Assad hat sich auf das Schlimmste
am syrischen Volk vergangen. Das
ist unbestritten. Aber Bomben
und Tornados werden diesem Volk
keinen Frieden bringen.

Zweitens. Werben Sie beim Eu-
ropäischen Rat für die Einsicht,
dass Quoten, Missgunst und Un-
freundlichkeit Menschen nicht ab-
schrecken, denen es um das Leben
geht.

Sie lassen sich von Hotspots,
Mauern, Zäunen und Frontex
nicht aufhalten. Wenn ich mich
recht entsinne, waren wir doch
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diejenigen, die Anfang des Jahres
noch gegen die Quoten waren.
Und jetzt wundern wir uns, dass
Griechen und Italiener dazu
plötzlich eine andere Haltung
haben. Bringen Sie Ihre Autorität
ins Spiel, damit Flüchtlingspoli-
tik keine Abschottungs- und Aus-
grenzungspolitik, sondern Men-
schenrechtspolitik wird.

In diesem Zusammenhang be-
tone ich: Ja, ich unterstütze Ihre

Haltung, dass die finanziellen
Beiträge für die Flüchtlingshilfe
wichtig sind, von wem auch im-
mer sie kommen, meinetwegen
auch von dem Emir von Kuwait
– völlig wurscht, Hauptsache,
die Mittel stehen zur Verfügung.
Das ist in Ordnung. Aber es ist
natürlich ein verheerendes Sig-
nal, wenn die Milliardenzahlun-
gen der EU-Staaten an die Tür-
kei faktisch einen Aktionsplan

zur Flüchtlingsabwehr unterstüt-
zen. Die 3 Milliarden Euro dür-
fen nicht an Erdogan gehen,
sondern wenn sie gezahlt wer-
den, dann müssen sie Flücht-
lingsorganisationen zugutekom-
men, meine Damen und Her-
ren.

Das müssen Sie korrigieren.
Dieses Geld muss doch bei den
zwei Millionen Flüchtlingen aus
Syrien ankommen und darf

nicht etwa Herrn Erdogan zum
Verteilen gegeben werden.

Meine dritte Bitte lautet kurz
und knapp: Üben Sie gemeinsam
mit den anderen EU-Staaten
Druck auf die türkische Regie-
rung aus, wenn Sie mit dem Mi-
nisterpräsidenten reden. Es kann
nicht sein, dass die Beitrittsver-
handlungen fortgeführt werden,
solange die Türkei ein Transit-
land des Terrors ist, solange die

Türkei Krieg gegen Kurdinnen
und Kurden führt, solange die
Türkei grundlegende Menschen-
rechte missachtet. Das kann
nicht sein. Entwickeln wir
Europa als Solidargemeinschaft
oder als Bollwerk? Das ist die
Frage. Frau Bundeskanzlerin, sor-
gen Sie für eine zukunftsfähige
Antwort darauf!

(Beifall bei der LINKEN)

Thomas Oppermann, SPD:

Nationalistische Lösungen
sind immer Scheinlösungen

Thomas Oppermann (*1954)
Wahlkreis Göttingen

2015 war ganz gewiss kein
einfaches Jahr für uns in
Deutschland. Für die Euro-

päische Union war es sogar wohl
das schwierigste Jahr der letzten
Jahrzehnte. Die Terroranschläge
von Paris, der Kampf um den Ver-
bleib von Griechenland in der
Euro-Zone und nicht zuletzt die
Flüchtlingskrise mit Millionen
Flüchtlingen sind gleich drei gro-
ße Herausforderungen, auf die
Europa eine Antwort geben muss.
Dabei dürfen wir nicht vergessen,
dass unsere osteuropäischen Part-
ner noch immer unter dem Ein-
druck der russischen Aggressivität
in der Ukraine stehen und sie als
Gefahr für sich selbst wahrneh-
men. Diese Krisen haben die Eu-
ropäische Union teilweise an den
Rand ihrer Möglichkeiten ge-
bracht.

Gut ist, dass Europa nach den
Terroranschlägen in Frankreich
zusammengeblieben ist und dass
wir gemeinsam handeln, ohne
dass wir uns darauf einlassen, Frei-
heit und Sicherheit gegeneinander
auszuspielen. Ich bin froh, dass
wir es im Sommer geschafft ha-
ben, Griechenland in der Euro-Zo-
ne zu halten. Ich wage gar nicht,
mir auszumalen, was passiert wä-
re, wenn Griechenland mitten in
der Flüchtlingskrise bankrottge-
gangen wäre. Gut, dass uns das er-
spart geblieben ist.

Sorgen bereitet mir aber das
Ausmaß, in dem in der Flücht-

lingsfrage die Solidarität zwischen
den EU-Ländern verloren geht.

Was mich am allermeisten
beunruhigt, ist der kaum gebrems-
te Vormarsch von nationalisti-
schen und populistischen Kräften
in ganz Europa. Auch wenn der
Front National die Stichwahlen
zum Glück verloren hat, darf uns
nicht kaltlassen, dass in Frank-
reich am letzten Sonntag 6,8 Mil-
lionen Wählerinnen und Wähler
eine rechtsnationale, populisti-
sche Partei gewählt haben.

In Ungarn sieht Viktor Orban in
der autoritären Führerschaft von
Wladimir Putin ein Vorbild für
sein Land. In Polen lässt die neue
rechtsnationale Regierung als erste
Amtshandlung die Europafahne
einziehen. Die Partei der polni-
schen Regierungschefin PiS bildet
mit der AfD im Europäischen Par-
lament eine gemeinsame Fraktion
und betreibt dort Fundamentalop-
position gegen Europa. Selbst im
prosperierenden Schweden liegen
die völkischen und nationalsozia-
listischen Schwedendemokraten
jetzt inzwischen bei 16 Prozent.
Wenn wir das nicht stoppen, dann
wird es ganz schnell duster in
Europa.

Wenn einzelne Länder glauben,
dass der Nationalismus für sie ei-
ne Lösung ist, dann wäre das der
größte Irrtum dieser Zeit. In Wirk-
lichkeit wäre es die Wiederholung
eines großen Irrtums; denn natio-
nalistische Lösungen sind immer
Scheinlösungen.

In den vergangenen 70 Jahren
war es gerade die Überwindung
von Nationalismus, die Europa
Frieden und Wohlstand gebracht
hat. Für diese historische Leistung
hat die Europäische Union den
Friedensnobelpreis bekommen.
Fast alle Probleme, die wir heute
haben – egal ob es Flüchtlinge, Si-
cherheitsfragen, Finanzmärkte,
Steuersysteme, Klimawandel,
Energieerfordernisse oder Wert-
schöpfungsketten sind – und auf
die wir eine Antwort suchen, sind
transnational. Sie machen weder

an nationalen Grenzen halt, noch
können sie innerhalb nationaler
Grenzen und in nationaler Souve-
ränität gelöst werden. Das geht
nur mit europäischen Antworten.

Wenn sich jetzt trotzdem wieder
Nationalismus und nationalstaat-
liches Denken in Europa durchset-
zen, dann wird es danach jedem
einzelnen europäischen Land
schlechter gehen als vorher. Es wä-
re das Ende von Europa als Frie-
densmacht und das Ende einer of-
fenen europäischen Gesellschaft.
Und das dürfen wir nicht hinneh-
men.

Die europäischen Demokratien
müssen alles dafür tun, um diese
Entwicklung zu stoppen. Was uns
nicht hilft, sind Appelle an die
Vernunft. Was uns auch nicht hilft,
ist, die EU permanent schlechtzu-
reden. Aber die Europäische Uni-
on muss jetzt ihre Handlungsfä-
higkeit unter Beweis stellen. Wenn
es 195 Staaten schaffen, sich in
Paris auf ein völkerrechtlich ver-
bindliches, weltweites Klima-
schutzabkommen zu verständi-
gen, dann muss es auch 28 Mit-
gliedsländern der Europäischen
Union gelingen, sich in den we-
sentlichen Fragen zusammenzu-
raufen. Dazu gehören für mich
vor allem Sicherheit, Gerechtigkeit
und Wachstum.

Sicherheit bedeutet für viele
Menschen, dass der Staat in der
Lage sein muss, seine Außengren-
zen zu schützen. Die türkisch-grie-
chische Grenze ist praktisch offen.
Was dort bis jetzt passiert, das be-
stimmen ausschließlich kriminelle
Schleuserorganisationen, die an
den Flüchtlingen Milliarden ver-
dient haben. Die chaotische Situa-
tion an den europäischen Außen-
grenzen ist ein zusätzlicher Nähr-
boden für Rechtspopulisten und
Nationalisten in diesem Land. Das
darf nicht so bleiben, weil es frü-
her oder später zu einer Renatio-
nalisierung der Grenzen im
Schengen-Raum kommen würde.
Genau das wollen wir unbedingt
vermeiden.

Deshalb ist die von der Bundes-
kanzlerin beschriebene Zusam-
menarbeit mit der Türkei unerläss-
lich. Europa muss aber auch eige-
ne Maßnahmen ergreifen für eine
funktionierende Grenzsicherung.
Ich hoffe, dass sich der Europäi-
sche Rat morgen auf einen Ausbau
von Frontex zu einer modernen
Grenzschutzbehörde einigen
kann. Wenn Mitgliedstaaten wie
Griechenland nicht in der Lage
sind, ihre eigenen Grenzen zu si-
chern, dann muss die EU in einer
solchen Situation auch eingreifen
können.

Ein effektiver Grenz- und Küs-
tenschutz bedeutet indessen keine
Abschottung von Europa. Im Ge-
genteil: Wir werden unsere huma-
nitären Verpflichtungen erfüllen,
indem wir großzügig Kontingente
aufnehmen und dadurch Schlep-
perorganisationen ausschalten.

1,5 Millionen Flüchtlinge sind
für 500 Millionen Europäerinnen
und Europäer eigentlich kein Pro-
blem – wenn sich alle beteiligen.
Deshalb – bei allem Verständnis
für die Probleme der osteuropäi-
schen Länder –: Ein Minimum an
Solidarität darf nicht verweigert
werden.

Der Europäische Rat hat im Ok-
tober beschlossen, 160 000
Flüchtlinge in Europa zu verteilen.
Das ist immerhin ein erster
Schritt. Aber selbst dieser Be-
schluss wird noch nicht ausge-
führt, obwohl er auf einer klaren
Rechtsgrundlage beruht. Ich finde
es richtig, dass die EU-Kommissi-
on jetzt zum Beispiel mehr Druck
auf Polen ausübt. Ich glaube, das
ist auch das Signal, das die Bun-
deskanzlerin mitnimmt, wenn sie
nach Brüssel fährt. Ich sage aber
auch: Wir sollten das nicht mit
dem erhobenen moralischen Zei-
gefinger tun.

Denn als vor vier Jahren die Kri-
se nicht in Deutschland, sondern
in Lampedusa und in Griechen-
land war, hat die deutsche Bun-
desregierung Flüchtlingsquoten
abgelehnt. Das zeigt uns: Es ist
immer gefährlich, Solidarität si-
tuationsbedingt abzulehnen, weil
man kurze Zeit später in genau
die gleiche Situation kommen
kann.

Ich möchte die Haltung der Re-
gierungen der baltischen Staaten
einmal besonders herausheben:
Auch in diesen Staaten gibt es in

der Bevölkerung eine massive Ab-
lehnung gegenüber Flüchtlingen.
Aber die Regierungen haben trotz-
dem für den Umverteilungsplan
von 160 000 Flüchtlingen ge-
stimmt. Ab Januar 2016 stehen die
nötigen Kapazitäten dort bereit.
Sie werben außerdem in ihrer Be-
völkerung mit Plakaten für eben
diese Solidarität. Das ist politi-
sches Engagement. Das ist zwar
nicht ganz ohne Risiko; aber die
Balten machen es, weil sie wissen,
dass Solidarität in zwei Richtun-
gen funktioniert. Wer sie erwartet,
der muss auch bereit sein, sie
selbst zu zeigen.

Diese Haltung dürfen wir jetzt,
glaube ich, auch von allen ande-
ren europäischen Partnern erwar-
ten.

Ich finde, dass schon ein Unter-
schied gemacht werden muss zwi-
schen den Ländern, die sagen:
„Wir wollen keine Flüchtlinge auf-
nehmen, weil das Muslime sind“
– ich finde, das geht überhaupt
nicht; das ist auch mit der EU-
Grundrechtecharta völlig unver-
einbar –, und den Ländern, in de-
nen Massenarbeitslosigkeit
herrscht und die sich besorgt fra-
gen: Wie schaffen wir die Integra-
tion der Flüchtlinge auf unserem
Arbeitsmarkt?

Wir befinden uns da in einer
besseren Situation. Wir haben ei-
nen robusten Arbeitsmarkt. Wir
haben nicht nur die Arbeitslosig-
keit halbiert. In Deutschland sind
in den letzten zwölf Monaten sage
und schreibe über 600 000 neue
sozialversicherungspflichtige Ar-
beitsplätze entstanden. Da ist es
natürlich auch einfacher, offen ge-
genüber Flüchtlingen zu sein. Ich
finde, dass den Ländern, die in
Europa auf dem Arbeitsmarkt im-
mer noch Schwierigkeiten haben,
von der Europäischen Union ge-
holfen werden muss.

Zu einer solidarischen Antwort
in der Flüchtlingskrise gehört für
mich allerdings auch, dass die EU
im Haushalt andere Prioritäten
setzt, um die Fluchtursachen zu
bekämpfen.

In diesem Bereich muss es mei-
ner Meinung nach zu einer umfas-
senden, zu einer massiven Um-
schichtung der Mittel kommen. Es
kann nicht sein, dass die Europäi-
sche Union 60 Milliarden Euro für
Agrarsubventionen ausgibt und in
den Flüchtlingslagern in Jorda-
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nien und im Libanon die Men-
schen nicht genug zu essen haben.

Ich erwarte, dass die EU bei der
Überprüfung des mehrjährigen Fi-
nanzrahmens ihre Mittel Schritt
für Schritt so umschichtet, dass
schon bald ein zweistelliger Milli-
ardenbetrag pro Jahr für die Stabi-
lisierung der Krisenländer, für
Fluchtprävention und für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit zur
Verfügung steht. Das wird zwangs-
läufig dazu führen, dass die EU
weniger Mittel für andere Subven-
tionen zur Verfügung hat. Es geht
allerdings gar nicht, sich sowohl
bei der Unterbringungssolidarität
als auch bei der Finanzierungssoli-
darität zu verweigern. Das dürfen
wir nicht zulassen.

Wir brauchen Sicherheit. Das
Zweite, was wir brauchen, ist
mehr Gerechtigkeit in Europa. Bei
vielen Menschen ist von der Fi-
nanzkrise nur noch hängen ge-
blieben, dass wir die Banken, also

die Verursacher, gerettet haben
und für die normalen Leute, also
die Opfer der Krise, nichts getan
haben. Das ist zwar im Kern
falsch, denn wir haben nicht nur
die Banken gerettet, sondern wir
haben auch mit einem gewaltigen
Konjunkturprogramm die Arbeits-
plätze von vielen Menschen geret-
tet, aber dennoch haben wir trotz
aller Fortschritte bei der Reform
der Finanzmärkte, bei der Banken-
union zum Beispiel, die eigentli-
chen Verursacher der Finanzkrise
bis heute nicht ausreichend heran-
gezogen.

Deshalb ist die Einführung der
Finanztransaktionsteuer von zen-
traler Bedeutung für die Frage, ob
es in Europa gerecht zugeht.

Dazu gehört auch die Frage, ob
wir endlich die Steuerschlupflö-
cher in Europa beseitigen, sodass
den Staaten nicht mehr Milliarden
von Steuereinnahmen verloren ge-
hen. Kleine und mittlere Unter-

nehmen zahlen in den Mitglieds-
ländern brav ihre Steuern. Sie ha-
ben keine Chance, durch grenz-
überschreitende Steuergestaltun-
gen Steuern zu sparen. Multinatio-
nale Unternehmen hingegen nut-
zen den Binnenmarkt in Kombi-
nation mit den nationalen Steuer-
systemen, um Steuern zu umge-
hen. Das ist ein zweifelhaftes Pri-
vileg auf Kosten der kleinen und
ehrlichen Unternehmen. Wenn
sich jedes EU-Land Steuerlücken
ausdenkt, um Unternehmen anzu-
locken, dann dürfen wir uns nicht
wundern, wenn am Ende in kei-
nem Land mehr Steuern gezahlt
werden. Ich finde, dieser schädli-
che Steuerwettbewerb mit den
Mitteln nationalstaatlicher Kon-
kurrenz muss ein Ende haben.

Mehr Sicherheit, mehr Gerech-
tigkeit und mehr Wachstum muss
Europa schaffen. Ob in Frank-
reich, Spanien oder in Italien – in
vielen Ländern sind die Reformen

lange verschleppt worden. Das
wird jetzt angepackt. Deshalb soll-
te Europa mit Investitionen mas-
siv unterstützen. Wir müssen die
EU-Vorhaben voranbringen, die
neue Wachstumschancen eröff-
nen. Dazu gehören die Energieu-
nion, die Kapitalmarktunion und
nicht zuletzt der digitale Binnen-
markt.

Meine Damen und Herren,
wenn die Ultranationalisten die
Europäische Union zum Feind-
bild erklären, dann können wir
ihnen nicht dadurch entgegentre-
ten, dass wir selbst den Rückbau
der EU vorantreiben, genauso we-
nig wie die EU erfolgreich sein
wird, wenn sich alle nur die Rosi-
nen herauspicken dürfen. Rechte
und Pflichten gehören zusammen.
Das muss auch David Cameron
gesagt werden, wenn er sich jetzt
aufmacht, über Bedingungen für
den Verbleib von Großbritannien
in der Union zu verhandeln. Aber

trotzdem wollen wir, dass Groß-
britannien Mitglied der Europäi-
schen Union bleibt.

Großbritannien ist eine große
politische, kulturelle und wirt-
schaftliche Bereicherung für die
EU. Europa und insbesondere
Deutschland haben Großbritan-
nien viel zu verdanken: ob bei der
Entwicklung des Rechtsstaates,
beim Kampf gegen Hitler-
Deutschland oder bei dem vehe-
menten Einsatz der Briten für die
Osterweiterung der EU. Ohne
Großbritannien würde Deutsch-
land in der EU eine starke Stimme
der wirtschaftlichen Vernunft feh-
len und die EU hätte international
und außenpolitisch deutlich weni-
ger Gewicht. Deshalb, meine Da-
men und Herren, sollten wir alle
dafür eintreten und alle daran ar-
beiten, dass Großbritannien Mit-
glied der Union bleibt.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Anton Hofreiter, BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN:

Es braucht eine echte
Bekämpfung der Fluchtursachen

Anton Hofreiter (*1970)
Landesliste Bayern

Ja, letzte Woche konnte man
bei der Weltklimakonferenz in
Paris erleben, dass die interna-

tionale Staatengemeinschaft noch
in der Lage ist, zukunftsweisende
Beschlüsse zu fassen. Der Be-
schluss, die Welterwärmung auf
unter 2 Grad – möglichst auf 1,5
Grad – zu begrenzen, ist histo-
risch und eröffnet eine große
Chance für uns alle.

Aber dieser Beschluss hat auch
deutliche Schwächen: Zu den
Maßnahmen liest man da relativ
wenig. Die Maßnahmen müssen
jetzt national umgesetzt werden.

Sie haben selbst davon gespro-
chen, Frau Merkel, dass der Ver-
trag jetzt „engagiert mit Leben er-
füllt werden“ muss; das waren Ih-
re Worte. Ja, das stimmt. Aber wa-
rum tun Sie dann genau das nicht,
warum tut dann die Koalition ge-
nau das nicht? Engagiert diesen
Vertrag mit Leben zu erfüllen,
würde bedeuten, dass man den

Kohleausstieg angeht, würde be-
deuten, dafür zu sorgen, dass VW
die Grenzwerte in der Realität ein-
hält, anstatt ein Verkehrsministeri-
um zu haben, das letztendlich
beim Betrug zuschaut. Es würde
bedeuten, eine Verkehrswende
und endlich auch eine Agrarwen-
de umzusetzen, anstatt einen
Landwirtschaftsminister zu haben,
von dem nicht einmal die Land-
wirte wissen, wie er heißt.

Die Solidarität, die man beim
Weltklimagipfel in Paris erleben
konnte, müssen wir leider beim
Umgang mit den Flüchtlingen auf
europäischer Ebene vermissen. Es
wird gern so dargestellt, als han-
dele es sich um ein nahezu unlös-
bares Problem, wenn 800 000, 1
Million oder 1,5 Millionen Flücht-
linge nach Europa kommen. Aber
man vergisst dabei gerne, dass die
Europäische Union über 500 Mil-
lionen Einwohner hat. Die Euro-
päische Union ist groß und stark.
Wenn es ein solidarisches Modell
gäbe, wäre dieses Problem deut-
lich einfacher zu lösen.

Da geben wir Ihnen recht.
In Deutschland hat man aber in

der Debatte sehr gern vergessen,
dass es die Bundesregierung war,
die in den letzten zehn Jahren So-
lidarität beim Umgang mit Flücht-
lingen hat vermissen lassen.

Jeden Versuch der Europäischen
Kommission und anderer europäi-
scher Staaten, das ungerechte
Dublin-System abzuschaffen, bei
dem die Last allein den Grenzlän-
dern aufgedrückt wurde, haben

Sie zunichtegemacht. Jetzt, wo wir
selbst die Solidarität benötigen,
verweigern uns die anderen die
Solidarität. Jetzt kann man sagen:
Das ist vergossene Milch; all das
liegt in der Vergangenheit. – Ja,
das stimmt, all das liegt in der Ver-
gangenheit. Aber deshalb wäre es
dringend notwendig, Frau Merkel,
dass Sie hier klar sagen: Ja, wir wa-
ren in den vergangenen zehn Jah-
re unsolidarisch; wir haben da als
Bundesrepublik Deutschland ei-
nen großen Fehler gemacht; wir
werden diesen Fehler in Zukunft
nicht mehr machen und bitten
jetzt um eure Solidarität, weil wir
sie jetzt brauchen. – Geben Sie
sich einen Ruck, machen Sie diese
große Geste! Damit erhöhen Sie
die Chance, dass es endlich wieder
zu Solidarität in Europa kommt.

Frau Merkel, Sie haben davon
gesprochen, dass man die Flucht-
ursachen bekämpfen muss. Ja, Sie
haben absolut recht: Man muss
die Fluchtursachen bekämpfen. Es
ist dringend notwendig, die
Fluchtursachen zu bekämpfen. Sie
haben drei Beispiele für die Be-
kämpfung der Fluchtursachen ge-
nannt:

Erstens: Absprachen und besse-
rer Informationsaustausch mit
den Staaten entlang der Balkan-
route. Das hat mit Fluchtursa-
chenbekämpfung nichts zu tun;
denn die Menschen auf der Bal-
kanroute sind längst auf der
Flucht.

Zweiter Punkt: eine bessere Zu-
sammenarbeit mit der Türkei. Das

hat mit Fluchtursachenbekämp-
fung überhaupt nichts zu tun; die
Menschen sind bereits in die Tür-
kei geflüchtet.

Als dritten Punkt haben Sie den
Gipfel von Valletta genannt. Der
Gipfel in Valletta auf Malta ist ein
besonders ärgerliches und peinli-
ches Beispiel dafür, wie man Poli-
tik nicht macht, wie man viel-
leicht Flüchtlinge von uns fernhal-
ten kann, aber Fluchtursachen ver-
schärft. Was war nämlich der Kern
der Beschlüsse von Valletta? Der
Kern der Beschlüsse auf dem Gip-
fel war, dass man mehr Geld an
diktatorische Regime wie das in
Eritrea, mehr Geld an Diktatoren
gibt. Diese Diktatoren behandeln
die Leute am Ende so mies, dass
sie selbstverständlich aus ihren
Ländern flüchten.

Eine echte Fluchtursachenbe-
kämpfung wäre, wenn man mit
Ländern und Zivilgesellschaften
zusammenarbeitete, in denen es
eine Chance gibt, dass es besser
wird, wenn man dafür sorgen
würde, dass die Lebensbedingun-
gen der Menschen besser werden,
wenn man dafür sorgen würde,
dass wir einen fairen Handel errei-
chen. Echte Fluchtursachenbe-
kämpfung wäre, nicht nur von der
Bekämpfung des Klimawandels zu
reden, sondern ihn wirklich zu be-
kämpfen. Das alles wäre echte
Fluchtursachenbekämpfung. Es ist
an der Zeit, das umzusetzen.

Angesichts der Ereignisse vom
letzten Wochenende in Frankreich
kann man sagen: Wir haben noch
einmal Glück gehabt. Der Front
National hat es in keiner einzigen
der 13 Regionen geschafft, stärkste
Partei zu werden, auch weil die
anderen Parteien sich weitgehend
verbündet haben. Aber trotzdem
ist der Erfolg extrem bedenklich.

Es muss einen mit großer Sorge
erfüllen, wenn man sich anschaut,

was in Gesamteuropa passiert,
und das ist losgegangen, lange be-
vor die Flüchtlinge zu uns gekom-
men sind. Das sollten wir nie ver-
gessen. Die FPÖ in Österreich war
lange davor stark, der Front Natio-
nal war stark, Vlaams Belang war
stark, die Wilders-Liste in den Nie-
derlanden war stark, und auch in
Dänemark treiben übelste Rechts-
populisten ihr Unwesen. Ich glau-
be, eine der Ursachen dafür ist,
dass viele Menschen die Europäi-
sche Union und den europäischen
Binnenmarkt nicht mehr als Ver-
sprechen für Wohlstand wahrneh-
men. Eine der Ursachen dafür,
dass sie sie nicht mehr als Verspre-
chen für Wohlstand wahrnehmen,
ist neben der hohen Jugendar-
beitslosigkeit der unsolidarische
Umgang mit Griechenland, der
Versuch von Herrn Schäuble, Grie-
chenland aus dem Euro zu
schmeißen. Deshalb nehmen die
Bürger in vielen Ländern Europas
die Europäische Union inzwi-
schen traurigerweise als Bedro-
hung wahr. Deshalb: Sorgen Sie
dafür, dass es neben dem Binnen-
markt endlich wieder ein solidari-
sches Europa, ein soziales Europa
gibt. Wenn die Menschen Europa
wieder als Hoffnung wahrnehmen
und nicht mehr als Bedrohung,
dann besteht die Chance, dass ver-
stärkt wieder proeuropäische Par-
teien gewählt werden. Seien wir
nicht verzagt und kleinherzig,
sondern entwickeln wir endlich
eine Vision für Europa, die alle
Menschen, auch die arbeitslosen
Jugendlichen, mitnimmt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)
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Niel Annen, SPD:

Wir stehen zu unserer
Verantwortung in Afghanistan

Niels Annen (*1973)
Wahlkreis Hamburg-Eimsbüttel

Die Tatsache, dass wir heu-
te den Bundeswehrein-
satz Resolute Support

verlängern werden, ist sicherlich
keine gute Nachricht.

Das ist kein Grund zur Freude,
weil sich Afghanistan in den letz-
ten Jahren nicht so entwickelt hat,
wie wir uns alle das erhofft haben.
Wir alle haben hart für den Erfolg
gearbeitet. Dass er nicht wie er-
wünscht ausgefallen ist, ist vor al-
lem für die Menschen in Afghanis-
tan eine bedrückende Situation.
Dennoch ist die Lage nicht nur
schwarz-weiß. Deswegen ist es zu-
mindest für die Mehrheit in die-
sem Hause keine Option, die Fort-
schritte, die es auch in Afghanis-

tan gegeben hat, einfach zu igno-
rieren.

Es ist für uns keine Option, das
Land einfach seinem Schicksal zu
überlassen. Die Verlängerung und
die Aufstockung von Resolute
Support, die wir heute beschlie-
ßen werden, sollen aus meiner
Sicht zwei deutliche Botschaften
transportieren.

Die erste Botschaft lautet: Wir
stehen zu unserer Verantwortung
in Afghanistan. Vor allem lassen
wir die Menschen in Afghanistan
in dieser schwierigen Situation
nicht allein.

Die zweite Botschaft ist mir ge-
nauso wichtig. Wir wissen, dass
die gegenwärtige Instabilität nicht
nur etwas mit den Aktivitäten der
Taliban zu tun hat. Sie hat auch
etwas mit der Instabilität der af-
ghanischen Regierung zu tun. Des-
halb richtet sich die zweite Bot-
schaft auch an den Präsidenten
und den CEO in Afghanistan: Legt
endlich eure internen Streitigkei-
ten bei! Denn auch das hat zur In-
stabilität beigetragen.

Der Fall von Kunduz war auch
für uns ein Schock; denn die Bun-
deswehr und die deutsche Ent-
wicklungszusammenarbeit waren
in dieser Region ganz besonders
aktiv. Es war vor allem für die

Menschen in Afghanistan ein
Schock, weil es das erste Mal war,
dass eine Großstadt zwischenzeit-
lich an die Taliban gefallen ist. Ich
will versuchen, diese Entwicklung
in den Kontext zu stellen. Jedem
war doch klar, dass es mit dem En-
de des Kampfeinsatzes der inter-
nationalen Gemeinschaft, mit
dem Ende von ISAF, eine Offensi-
ve der Taliban geben würde. Das
war quasi eine Einladung zu ei-
nem bestimmten Datum und war
in gewisser Weise absehbar.

Obwohl es Rückschläge gegeben
hat, muss man an dieser Stelle sa-
gen: Die afghanischen Sicherheits-
kräfte, vor allem die afghanische
Polizei, die afghanischen Armee-
angehörigen, sind in den letzten
Jahren und auch in diesem
schwierigen Jahr in der Lage gewe-
sen, diese Angriffe abzuwehren
und für die Sicherheit in Afghanis-
tan zu sorgen. Ja, es gibt die nega-
tiven Bilder – wir haben darüber
häufig diskutiert -; aber es gibt
eben auch Grund zur Hoffnung,
weil sich die afghanischen Sicher-
heitskräfte bewährt haben, vor al-
lem aber, weil es in Afghanistan
selbst Fortschritte gibt.

Es geht mir nicht darum, dass
wir nach so vielen Jahren, in de-
nen es in diesem Haus – seien wir

ganz ehrlich – manchmal rituali-
sierte Debatten gab, zu dem Er-
gebnis kommen, dass wir uns alle
einig darüber sind, was in der Ver-
gangenheit richtig und was in der
Vergangenheit falsch war. Die Dis-
kussion darüber ist legitim. Aber
meine Bitte ist, dass wir auch we-
gen der Menschen in Afghanistan,
die die Diskussion hier über die
sozialen Medien verfolgen, dazu
kommen, uns ein bisschen ehrli-
cher auch über die wichtigen Fort-
schritte zu unterhalten. Das jeden-
falls ist mein Appell an die Teile
der Opposition, die diesem Ein-
satz nicht zustimmen werden.

Ich möchte in der verbleiben-
den Zeit noch einen weiteren As-
pekt in die Debatte einbringen.
Wir haben wegen der Flüchtlings-
situation in Deutschland auch ei-
ne Afghanistan-Debatte gehabt,
die sich wiederum nicht an den
Menschen in Afghanistan orien-
tiert hat. Ich habe die Sicherheits-
lage angesprochen. Es stimmt, es
gibt einige Regionen in Afghanis-
tan, in denen die Lage glücklicher-
weise besser ist. Aber die Vorstel-
lung, die es gegeben hat, man
könnte jetzt in großem Rahmen
Rückführungen von Flüchtlingen
nach Afghanistan vornehmen,
halte ich auch nach den Lagebe-
richten unserer eigenen Botschaft
für unrealistisch.

Deswegen unterstützen wir die
Botschaft, dass wir Afghanistan
nicht alleine lassen – dafür bin ich
der Bundesregierung dankbar –,
auch durch eine intensive Infor-
mationskampagne in Afghanistan
selber, indem wir über die Risiken

dieser gefährlichen Flucht aufklä-
ren und darüber, dass viele der
Versprechungen, die von kriminel-
len Schleuserbanden in Afghanis-
tan verbreitet werden, eben nicht
der Wahrheit entsprechen. Das
verbinden wir mit dem Verspre-
chen, dieses Land nicht alleine zu
lassen. Dafür brauchen wir funk-
tionierende Sicherheitskräfte,
nicht nur die Armee, sondern
auch die Polizei. Wir brauchen
auch das psychologische Element,
dass wir nach so vielen Jahren des
Einsatzes in Afghanistan gerade
dann, wenn es schwierig wird, die-
se Regierung nicht alleine lassen.

Leicht fällt mir die Entschei-
dung nicht – ich glaube, das gilt
für jeden von uns –, weil sie ein
Stück Eingeständnis ist, dass wir
nicht so weit gekommen sind, wie
wir kommen wollten. Aber wenn
Sie sich alleine anschauen, wie
viele junge Mädchen und Jungen
heute in Afghanistan zur Schule
gehen, oder die erste Generation
von Absolventen von Schulen und
Hochschulen betrachten, die das
Land heute schon verändert ha-
ben und die nicht akzeptieren
werden, dass dieses Land in das
Mittelalter der Taliban-Herrschaft
zurückkehrt, dann erkennen Sie,
dass es einen guten Grund gibt,
diesem verantwortungsvoll formu-
lierten Mandat zuzustimmen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU

sowie der Abg. Marieluise Beck

[Bremen] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Christine Buchholz, DIE LINKE:

Der NATO-geführte
Krieg ist gescheitert

Christine Buchholz (*1971)
Landesliste Hessen

Seit 14 Jahren ist die Bundes-
wehr nun im Afghanistan-
Krieg. Laut der Ärzteorgani-

sation IPPNW sind in Afghanistan

seit 2001 über 200 000 Menschen
getötet worden, in der Mehrzahl
Zivilisten. 55 Bundeswehrsoldaten
starben in diesem Einsatz. Allein
der deutsche Militäreinsatz ver-
schlang viele Milliarden Euro. Der
afghanische Soldat Bakhtullah
sagte kürzlich – ich zitiere aus ei-
nem Interview im Deutschland-
funk –:

Als die Welt vor 14 Jahren nach
Afghanistan kam, hieß es, dass sie
uns den Frieden bringen. Aber es
herrscht Krieg.

Meine Damen und Herren, der
NATO-geführte Krieg in Afghanis-
tan ist gescheitert. Vor einem Jahr
versprach die Bundesregierung,
dass die Bundeswehr 2016 aus Af-
ghanistan abzieht. Davon ist keine

Rede mehr. Nun sagt Frau von der
Leyen, es sei ein Fehler gewesen,
sich überhaupt auf einen Abzugs-
zeitpunkt festzulegen. Nein, der
Fehler war, dass überhaupt jemals
Bundeswehrtruppen nach Afgha-
nistan entsandt worden sind.

Vor einem Jahr hieß es, bei dem
neuen Afghanistan-Mandat gehe
es nur noch um Ausbildung. Das
Mandat sah keine Begleitung von
afghanischen Truppen im Einsatz
vor. Das sieht nun anders aus. Mit
diesem Mandat werden deutsche
Soldaten die afghanische Armee
im Einsatz begleiten. Plastisch
können wir uns vorstellen, wie das
aussieht, beispielsweise anhand
der Rückeroberung von Kunduz
im Oktober. Sie nennen das Bera-

tung; wir nennen das Beteiligung
am Krieg.

Schauen wir nach Afghanistan.
Im Oktober übernahmen die Tali-
ban kurzzeitig Kunduz. Das war
ein Schock, aber kein Einzelfall.
Im Laufe der letzten Woche stürm-
ten Aufständische mitten in Kabul
die spanische Botschaft. Sie griffen
den Flughafen von Kandahar an
und brachten einen weiteren Dis-
trikt in Helmand unter ihre Kon-
trolle. Ich sage Ihnen: Frieden und
Demokratie kann man nicht von
außen erzwingen.

Diese Verhältnisse finden ihre
Erklärung auch darin, dass die
Bundesregierung eine korrupte af-
ghanische Regierung im Amt hält.
In einigen Regionen haben War-
lords das Sagen, die selbst nicht
besser sind als die Taliban. Dem-
entsprechend sind die Methoden,
mit denen gekämpft wird. Human
Rights Watch berichtete im Juni
davon, dass führende afghanische
Offiziere den Befehl erteilt haben,
Gefangene hinzurichten statt fest-
zuhalten. Der Oberkommandie-

rende der Afghanischen National-
armee, General Schahim, hat vor
dem im Norden kämpfenden 209.
Armeekorps gesagt, es gebe keine
Verbote mehr, was nächtliche Raz-
zien angeht, es gebe keine Verbote
mehr, was den Gebrauch der Artil-
lerie angeht. Es kann nicht ange-
hen, dass unter dem neuen Man-
dat deutsche Truppen zu Mittätern
solcher Praktiken gemacht wer-
den.

Die Rückeroberung von Kunduz
hat gezeigt, dass auch die amerika-
nischen Verbündeten Kriegsver-
brechen begehen. US-Streitkräfte
haben ein Krankenhaus von Ärzte
ohne Grenzen angegriffen. 30 Pa-
tienten und Ärzte starben. Lieber
Niels Annen, das war eben kein
tragischer Unfall. Wir fordern hier
eine unabhängige internationale
Untersuchungskommission. Die
Bundesregierung sollte sich auch
dafür einsetzen und nicht nur
glauben, was das Pentagon selbst
aufklärt.

Warum schicken Sie die Bundes-
wehr nach Afghanistan? Weil Sie
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Deutschland als militärische Füh-
rungsmacht etablieren wollen.
Wenn Sie sich das Scheitern in Af-
ghanistan eingestehen würden,
würden Sie das, was Sie unter
Glaubwürdigkeit verstehen, infra-
ge stellen. Außerdem geht es Ih-
nen um den Einfluss Deutsch-

lands. Reden Sie nicht drum he-
rum; denn so ist es. Die Linke
sagt: Dafür dürfen das Leben und
die Gesundheit weder von Afgha-
ninnen und Afghanen noch von
deutschen Soldatinnen und Solda-
ten riskiert werden.

Derzeit fliehen viele Menschen

aus Afghanistan. Sie haben die
Hoffnung auf Frieden und eine si-
chere Zukunft verloren. Ich habe
in den letzten Wochen viel mit af-
ghanischen Flüchtlingen hier in
Deutschland gesprochen. Alle
sind in Sorge, dass sie von der Re-
gierung trotz der unsicheren Situa-

tion in Afghanistan zurückgescho-
ben werden. Und was sagt Innen-
minister de Maizière? Deutsche
Soldaten würden das Land siche-
rer machen. Deshalb könne man
erwarten, dass die Afghanen in ih-
rem Land bleiben.

Die Linke sagt Nein zu einer Be-

teiligung am Endloskrieg in Af-
ghanistan. Ziehen Sie endlich die
Konsequenzen aus dem Scheitern
der Bundeswehr in Afghanistan,
und holen Sie die Soldatinnen
und Soldaten zurück!#

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Ursula von der Leyen, CDU, Bundesministerin der Verteidigung:

Wir dürfen
nichts schönreden

Ursula von der Leyen (*1958)
Bundesministerin

Ich war vergangene Woche im
Camp Marmal bei Masar-
i-Scharif und habe dort auch

mit afghanischen Studentinnen
und Studenten gesprochen. Liebe
Frau Buchholz, ich hätte ge-
wünscht, Sie hätten als Linke die
Einladung nicht ausgeschlagen,
mit nach Afghanistan zu fliegen.
Wenn Sie mit diesen jungen Stu-
dentinnen und Studenten gespro-
chen hätten und Sie gehört hätten,
mit welchem Enthusiasmus, mit
welcher Energie sie ihr Land auf-
bauen wollen, dann hätten Sie
nicht so eine hoffnungslose Rede
gehalten, sondern würden mir zu-
stimmen, dass es sich lohnt, in
dieses Land und die dort lebenden
jungen Menschen zu investieren.

Es ist richtig: Wir dürfen nichts
schönreden. Das tun wir auch
nicht. Das Jahr 2015 ist ein hartes
Jahr für Afghanistan gewesen. Die
Streitkräfte haben zum ersten Mal
alleine die Verantwortung für die
Sicherheit im Land gehabt. Wir,
die NATO und unsere Partner, ha-
ben uns Anfang 2015 bewusst aus
dem Kampfeinsatz zurückgezogen
und nur noch im Hintergrund be-
raten und unterstützt. Man muss
deutlich sagen, dass die ursprüng-
liche Ankündigung der internatio-
nalen Partner, dass wir uns im
nächsten Jahr aus der Fläche zu-
rückziehen und uns ausschließlich
auf Kabul konzentrieren würden,
nicht ohne Wirkung geblieben ist.
Das hat nämlich – das muss man
sagen – die afghanischen Regie-
rungstruppen teilweise entmutigt
und die Taliban ermutigt. Deshalb
halte ich es für richtig, dass wir

jetzt die reine Orientierung auf
Zeitlinien korrigieren und statt-
dessen zu dem Kriterium zurück-
kehren, dass wir allein anhand des
Fortschrittes im Land unsere Prä-
senz bemessen.

Was sind die Lektionen, die wir
gelernt haben aus diesem ersten
Jahr Ausbildungs- und Beratungs-
mission?

Erstens. Wir brauchen eine un-
geschminkte Lagebeurteilung. Der
ursprüngliche Plan war zu ehrgei-
zig; das war zu schnell. Im vergan-
genen Jahr hat es viele, zu viele
Anschläge der Taliban mit einer
hohen Zahl von Opfern gegeben,
gerade erst wieder in der vergange-
nen Woche in Kandahar. Aber es
zeigt sich: Obwohl die Taliban
überall im Land punktuell zu-
schlagen können – das haben wir
ja in den vergangenen Monaten
erlebt –, bedeutet dies nicht – das
hat Herr Annen schon zu Recht
gesagt –, dass es keine stabileren
Regionen in Afghanistan gibt, in
denen die Menschen nach afgha-
nischen Verhältnissen einen weit-
gehend normalen Alltag leben
können. Das heißt, den Taliban ist
es nicht gelungen, ihre Ziele
durchzusetzen. Sie haben es nicht
geschafft, das Terrain, das sie er-
obert haben, auf Dauer zu halten.

Vielmehr ist es den afghanischen
Streitkräften gelungen, ihre Stel-
lungen zurückzuerobern. Das hat
sich letzte Woche in Kandahar ge-
zeigt, wo sie es alleine geschafft
haben. Da haben die afghani-
schen Streitkräfte ihr Ziel erreicht.
Dafür ist ihnen Respekt zu zollen.

Zweitens. Aus der ungeschmink-
ten Analyse der Defizite müssen
Konsequenzen gezogen werden;
das ist richtig. Das heißt konkret
für den Norden: Das dort ansässi-
ge 209. Korps war überdehnt, weil
es an zu vielen verschiedenen
Punkten gleichzeitig eingesetzt
wurde. Insofern ist es richtig, dass
die afghanische Regierung plant,
dort eine Division aufzubauen.
Die afghanischen Sicherheitskräfte
brauchen mehr Flexibilität, sie
brauchen mehr Professionalität.
Genau darauf werden wir unsere
Ausbildung und Beratung im
kommenden Jahr auch zuspitzen:
Wir brauchen eine bessere Aufklä-
rung. Wenn man Erkenntnisse hat,
müssen wir die Fähigkeit haben,
diese zu einem Bild zusammenzu-
setzen und danach zu handeln.
Wir müssen das Führungsverhal-
ten verbessern. Die Ereignisse von
Kunduz sind vor allem aufgrund
eines mangelhaften Führungsver-
haltens geschehen. Außerdem

muss es ein besseres Zusammen-
wirken von Polizei und afghani-
schen Streitkräften geben. Dafür
werden wir unser Kontingent er-
höhen, wie es in diesem Mandat
vorgesehen ist.

Drittens. Unsere Botschaft „Wir
bleiben länger“ ist kein Blanko-
scheck für Afghanistan, sondern
ist mit einer klaren Erwartung an
die Regierung verbunden. Die Re-
gierung in Kabul muss die bespro-
chenen und versprochenen Refor-
men in der Politik, zum Beispiel
die Wahlreform, aber auch in der
Wirtschaft endlich konsequent
umsetzen. Ich habe diese Erwar-
tung in meinen Gesprächen in der
letzten Woche mit Präsident Gha-
ni und dem CEO Abdullah Abdul-
lah sehr deutlich formuliert. Es
kann in der Tat nicht sein, dass
wir unsere Soldatinnen und Sol-
daten über Jahre nach Afghanistan
schicken, um zu stabilisieren und
Schritt für Schritt die Eigenstän-
digkeit Afghanistans wiederherzu-
stellen, und gleichzeitig die ausge-
bildeten und wohlhabenden Af-
ghanen das Land verlassen, weil
sie keine Perspektive sehen. Nein,
die Stabilisierung in Afghanistan
muss aus der Mitte des Landes von
den Afghanen selber geleistet wer-
den. Das ist unsere Erwartung an
das Land.

Viertens. Wir dürfen in der wirt-
schaftlichen Aufbauarbeit und in
der Entwicklungszusammenarbeit
in Afghanistan nicht nachlassen,
gerade weil wir uns militärisch
weiter zurückziehen und nur noch
im Hintergrund agieren. Jeder
dritte Flüchtling aus Afghanistan,

der nach Europa kommt, war vor-
her Binnenflüchtling in Afghanis-
tan. Das zeigt, dass die Menschen
weiter nach Europa ziehen wer-
den, wenn ihnen die Perspektive
im Land fehlt. Für uns heißt das:
Wir müssen die Hilfsorganisatio-
nen in Afghanistan finanziell bes-
ser ausstatten und dort ansetzen.
Deshalb ist es gut, dass es im Feb-
ruar des kommenden Jahres eine
Geberkonferenz geben wird. Es ist
allemal klüger, die Hilfsorganisa-
tionen und die Entwicklungszu-
sammenarbeit finanziell so auszu-
statten, dass die Menschen in Af-
ghanistan tatsächlich eine Per-
spektive sehen, als dass sie ihr
letztes Hab und Gut den Schlep-
pern und Schleusern anvertrauen
und wir steigende Flüchtlingszah-
len hier in Europa haben. Die Ar-
beit in Afghanistan muss finan-
ziell so ausgestattet sein, dass die
Menschen dort tatsächlich eine
Perspektive haben.

Fünftens. Die Nachbarn Afgha-
nistans müssen sich mit Nach-
druck und konstruktiv einbringen,
vor allem Pakistan. Hier gibt es
erste Schritte, die hoffnungsvoll
stimmen. In der vergangenen Wo-
che hat sich der afghanische Präsi-
dent mit dem pakistanischen Pre-
mier getroffen – Präsident Ghani
ist nach Pakistan, nach Islamabad,
gefahren –, und sie haben beide
versichert, dass sie den Kampf ge-
gen den Terror gemeinsam inten-
sivieren wollen. Auch Pakistan
weiß um seine Schlüsselrolle bei
der Versöhnung. Sowohl Premier
Sharif als auch der Armeechef ha-
ben mir gegenüber betont, dass
sie wissen, dass jetzt der geeignete
Moment gekommen ist, mehr zu-
sammenzuarbeiten und mit den
Taliban, die gesprächsbereit sind –
das sind nicht alle; aber es gibt ge-
sprächsbereite Taliban –, die Ver-
söhnungsarbeit zu beginnen.

Wir sollten Afghanistan und Pa-
kistan an diesem Punkt mit aller
Kraft unterstützen; denn, meine
Damen und Herren, wenn es et-
was gibt, was uns Afghanistan in
den vergangenen 14 Jahren ge-
lehrt hat, dann ist es die Tatsache,
dass Sicherheit, der wirtschaftliche
Aufbauprozess und vor allem die
Versöhnungsarbeit untrennbar
miteinander verbunden sind. Des-
halb ist es richtig, dass wir dieses
Mandat verlängern. Ich bitte um
Ihre Zustimmung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)
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Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) wurde Anfang Dezember in Kabul von Afghanistans
Regierungsvorsitzendem Abdullah Abdullah empfangen. © dpa
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Agnieszka Brugger, BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN:

Wir können keinen absoluten
Frieden in Afghanistan schaffen

Agnieszka Brugger (*1985)
Landesliste Baden-Württemberg

Uns alle hier verbindet
trotz großer Kontroversen
der Gedanke, dass wir für

die Menschen in Afghanistan eine
besondere Verantwortung tragen
und sie nicht alleine lassen dür-
fen. Daher plädiert hier auch nie-
mand dafür, den zivilen und poli-
tischen Wiederaufbau oder die
Entwicklungszusammenarbeit ein-
zuschränken oder gar zu beenden,
und das ist gut und richtig so.

Trotz der zahlreichen schlechten
Nachrichten aus dem vergangenen
Jahr gibt es auch positive Entwick-
lungen in Afghanistan. Beispiels-
weise wäre ohne die jahrelange in-
ternationale Unterstützung für
viele junge Menschen in Afghanis-
tan, insbesondere für Mädchen,
der Zugang zu Bildung nicht mög-
lich. Immer wieder erreichen mich
Geschichten, dass auch in Regio-
nen, wo die Taliban wieder stärker
werden, die Schulen wegen des
Engagements mutiger Menschen
vor Ort geöffnet bleiben. Diesen
Fortschritt können auch rück-
wärtsgewandte Taliban nicht mehr
zerstören.

So gibt es mittlerweile eine
ziemlich große Gruppe von jun-
gen, gut ausgebildeten Menschen,
die trotz aller Rückschläge daran
glauben und vor allem dafür ar-
beiten, dass ihr Land eine bessere
Zukunft haben soll. Sie sind nicht
nur die Hoffnung Afghanistans,
sondern auch unsere wichtigsten
Partner.

Meine Damen und Herren, die
Sicherheitslage hat sich im letzten
Jahr nicht zum Besseren entwi-
ckelt. Die Taliban und andere auf-
ständische Gruppen verüben wei-
ter ohne jede Rücksicht auf die Zi-
vilbevölkerung grausame Attentate
und Attacken. Sie schlagen gezielt
zu in Kunduz, in Kabul, in Kanda-
har. Es ist in den letzten 14 Jahren
nicht gelungen, die Taliban militä-
risch zu besiegen, auch nicht mit
immer mehr NATO-Soldaten und
immer offensiveren Strategien. Im

Gegenteil: Dieses Ziel konnte
durch den Kampfeinsatz in Afgha-
nistan nicht erreicht werden. Er
war sogar in einigen Punkten kon-
traproduktiv. Da denke ich vor al-
lem an die zahlreichen Luftangrif-
fe, Drohnenschläge und Night-
Raids der US-Streitkräfte, denen
auch Zivilistinnen und Zivilisten
zum Opfer gefallen sind. Daher
war es richtig, dass die NATO be-
schlossen hat, den ISAF-Einsatz in
Afghanistan zu beenden.

Während die Bundesregierung
beteuert, dass die Nachfolgemissi-
on Resolute Support doch nur ei-
ne Ausbildungsmission ist, gibt es
für die USA diesen Unterschied
nicht. Ursprünglich sollte diese
Mission im kommenden Jahr nur
noch in Kabul stattfinden und da-
nach beendet werden. Diese Pläne
sind nun mit dem neuen Mandat
hinfällig. Die Bundeswehr soll
auch im nächsten Jahr im Norden
bleiben; es sollen wieder mehr
deutsche Soldatinnen und Solda-
ten sein. Der vollständige Abzug
ist nicht mehr in Sicht und wird
auf eine ferne Zukunft vertagt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen
von der Koalition, ich erinnere
mich noch sehr gut daran, wie
empört Sie vor einem Jahr waren,
als wir Grüne gesagt haben, dass
Sie länger in Afghanistan bleiben
wollen. Nun verteidigen Sie im
Brustton der Überzeugung, dass es
richtig ist, diesen Militäreinsatz
auf unbestimmte Zeit zu verlän-
gern. Auf die Frage aber, wie lange
denn insgesamt die Mission dau-
ern soll und anhand welcher Ziele
und Kriterien Sie sie zum Ende
und zum Erfolg bringen wollen,
hat niemand von Ihnen eine Ant-
wort. Diese Unklarheit birgt Ge-
fahren für die Zukunft.

Die öffentliche Debatte, dass es
wieder zurück zum aktiven Kampf
gehen müsse, hat schon längst be-
gonnen. Zwar beteuert die Bun-
desregierung, dass sie das nicht
machen will und wird. Aber Sie
verändern schon jetzt das Mandat
in diese Richtung, indem die Bun-
deswehr die afghanische Armee
bei Operationen stärker begleiten
soll. Wahrscheinlich sind Sie jetzt
wieder empört, wenn wir Grünen
sagen, dass hier ein gefährlicher
Rutschbahneffekt droht. Aber wo-
her soll ich den Glauben nehmen,
dass es auch hier nicht wieder an-
ders kommt, als Sie es uns heute
versichern?

Sie versuchen auch, uns und der
Öffentlichkeit weiszumachen,
dass die etwas intensivere und län-
gere Ausbildung der Sicherheits-

kräfte sich unmittelbar positiv auf
die Sicherheitslage auswirken wür-
de. Das ist aber eine Illusion;
denn die Wirkung – hier unterstel-
le ich den bestmöglichen Fall – ist
doch höchstens langfristig und be-
grenzt.

Meine Damen und Herren, groß
war die Hoffnung nach den er-
folgreichen Wahlen im letzten
Jahr. Umso schwerer wiegt nun
die Enttäuschung bei den Men-
schen in Afghanistan über ihre Re-
gierung. Statt den Afghaninnen
und Afghanen wirtschaftliche Per-
spektiven zu geben, statt für mehr
Sicherheit zu sorgen, statt den Ver-
handlungsprozess mit den bewaff-
neten Gruppen voranzutreiben,
statt endlich einen besseren Staat
aufzubauen, treiben die Akteure
das alte Spiel der Machtkämpfe,
der Klientelpolitik und der Kor-
ruption weiter. Diese Art der

schlechten Regierungsführung ist
seit Jahrzehnten eines der zentra-
len Probleme und auch ein
Grund, warum die Situation heute
so düster ist.

Es ist doch höchste Zeit, dass
sich diese Regierung endlich zum
Wohle der Menschen in Afghanis-
tan zusammenrauft, anstatt im-
mer nur ihre eigenen Interessen zu
verfolgen. Auch hier, meine Da-
men und Herren, muss man sich
die Frage stellen: Wie kann unter
solchen Bedingungen Ihr militäri-
sches Engagement zum Erfolg füh-
ren?

Das alles sind einige der Grün-
de, weshalb wir Grüne dem vorge-
legten Mandat mehrheitlich nicht
zustimmen werden. Sie wissen
aber, es ist für meine Fraktion im-
mer eine schwierige und emotio-
nale Frage in den letzten Jahren
gewesen. Dieses Mal hat sich eine
größere Gruppe in unserer Frakti-
on entschieden, in der Sache Ja zu
sagen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen
von der Koalition, auf der einen
Seite wollen Sie diesen Einsatz auf
unbestimmte Zeit verlängern mit
der Begründung, dass die Sicher-
heitslage in Afghanistan so

schlecht ist. Auf der anderen Seite
allerdings schwadroniert – man
kann das nicht anders nennen –
Ihr Kanzleramtsminister Altmaier
von angeblich sicheren Zonen in
Afghanistan, in die Sie dann
Flüchtlinge aus Deutschland so
schnell wie möglich abschieben
wollen. Wo diese Zonen sind und
wer sie sichern soll, bleibt dabei
sein persönliches Geheimnis. Das
passt nicht nur vorne und hinten
nicht zusammen, sondern das ist
höchst zynisch.

Vielleicht ist die Wahrheit am
Ende so bitter wie traurig: Wir
können keinen absoluten Frieden
in Afghanistan schaffen. Wir kön-
nen die Konflikte dort mit einem
Militäreinsatz nicht lösen.

Vielleicht ist doch der wertvolls-
te Beitrag neben der Wiederauf-
bauhilfe, dass wir in Deutschland
den Menschen, die in Afghanistan
wegen Gewalt und Perspektivlo-
sigkeit keine Zukunft mehr haben,
hier ein neues Zuhause schenken
können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)
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Jürgen Hardt, CDU/CSU:

Es ist klug und richtig,
vom Zeitplan abzuweichen

Jürgen Hardt (*1963)
Wahlkreis Solingen – Remscheid –
Wuppertal ll

Wir werden heute zum
15. Mal seit dem 22.
September 2001 im

Deutschen Bundestag über den
Einsatz deutscher Soldaten in Af-
ghanistan abstimmen.

Die Bundesregierung bittet um
die Verlängerung des RSM-Man-
dats. Die CDU/CSU-Fraktion wird
dem zustimmen. Das Mandat hat
im Wesentlichen den gleichen
Auftrag wie das Mandat für 2015.
Eigentlich war vorgesehen, dass
wir uns Ende 2015 aus der Fläche
in Afghanistan zurückziehen, aus
Masar-i-Scharif weggehen und uns
auf die sogenannte Nabe konzen-
trieren, auf die Hauptstadt Kabul.
Es ist klug und richtig, dass wir

nun von diesem Zeitplan abwei-
chen. Ich möchte auch an die
Adresse von Frau Brugger sagen:
Wir haben im letzten Jahr in allen
Reden gesagt, dass wir das so pla-
nen, dass wir das aber nur dann
machen, wenn es die Lage erlaubt.
Wir haben diesen Vorbehalt im-
mer gemacht. Wir haben damals
gehofft, dass es möglich sein
könnte. Aber Sie wissen alle, was
dazu geführt hat, dass wir der Mei-
nung sind, dass das Mandat in der
Fläche in Masar-i-Scharif bleiben
sollte und dass es um einige Sol-
daten aufgestockt wird, insbeson-
dere weil wir uns im Bereich der
Fernmeldetätigkeit entsprechend
besser aufstellen.

Nach 14 Jahren Afghanistan
liegt die Frage auf dem Tisch: Was
hat uns der Einsatz gebracht? Ei-
nig sind wir uns alle, dass die
hochgesteckten Ziele und Erwar-
tungen, die mit dem Afghanistan-
Einsatz 2001 verbunden waren,
nicht erfüllt sind; denn niemand
hätte gedacht, dass wir dort 14
Jahre im Einsatz bleiben müssen.
Andererseits war der Einsatz in
vielen Punkten auch ein Erfolg.
Die Kollegin Brugger von den
Grünen hat einige dieser Erfolge
schon erwähnt, deswegen möchte
ich das nicht wiederholen.

Ich möchte einen Punkt heraus-
greifen. Viele Hunderttausend Af-
ghanen haben in der Hochzeit des
Terrorismus in Afghanistan das
Land verlassen, sind in Nachbar-
länder geflohen. Viele Hundert-
tausend Afghanen sind in den
letzten Jahren angesichts der Ver-
besserung der Sicherheitslage in
ihr Land zurückgekehrt. Es ist ein
großer Erfolg auch des Engage-
ments zunächst im Rahmen des
ISAF-Einsatzes und jetzt des RSM-
Einsatzes, dass es gelungen ist, zu
verhindern, dass die Menschen
dauerhaft im Ausland leben müs-
sen, und dass sie in ihre Heimat
zurückkommen können. Ich glau-
be, das ist auch das große Ziel des-
sen, was wir jetzt machen.

Mit Blick auf die Herausforde-
rungen hat das Jahr 2015 gezeigt,
dass die Taliban, möglicherweise
auch mit dem kommunikativen
Rückenwind, dass andere terroris-
tische Gruppen wie der IS in der
Welt erfolgreicher sind, als es die
Taliban heutzutage sind, symboli-
sche Angriffe auf Kunduz, aber
auch in Kabul unternehmen. Es
hat sich gezeigt, dass die afghani-
schen Streitkräfte und die afghani-
sche Polizei noch nicht in der La-
ge waren, angemessen auf diese
Dinge zu reagieren, dass es dort
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Schwächen in der Führung und
Schwächen in der Umsetzung der
Operationen gibt, dass es Leicht-
fertigkeiten und Fehleinschätzun-
gen gibt. Hier muss die afghani-
sche Regierung dringend für Ab-

hilfe sorgen. Insbesondere glaube
ich, dass die Bürger Afghanistans
nach ihrem großen, starken Vo-
tum für den neuen Präsidenten,
für die neue Regierung erwartet
haben, dass die politischen Kräfte,
die dort an die Macht gewählt
worden sind, schneller zueinan-
dergefunden hätten, schneller zu
einer guten und arbeitsfähigen Re-
gierung gefunden hätten. Dies al-
les haben wir im Übrigen beim
Besuch des afghanischen Präsi-
denten vorletzte Woche hier in
Deutschland und beim Besuch des
Außenministers angesprochen; die
Obleute des Auswärtigen Aus-

schusses haben die Gelegenheit
gehabt, mit ihm zu sprechen.

Die Situation in Afghanistan ist
nach wie vor nicht so, dass wir auf
den Einsatz verzichten können.
Allerdings muss man auch feststel-
len, dass in Afghanistan an vielen
Orten Lebensmöglichkeiten und
Lebensperspektiven vorhanden
sind, die es erlauben, dass Afgha-
nen, die keine individuellen
Gründe für Asyl in Deutschland
und Europa haben, in ihre Hei-
mat zurückkehren können. Ich be-
grüße, dass die Innenminister der
Länder von wenigen Tagen ent-
schieden haben, dass die Entschei-

dung, generell niemanden nach
Afghanistan zurückzuführen, zu-
gunsten einer individuellen Prü-
fung aufgehoben wird. Ich erwarte
von der afghanischen Regierung,
dass sie ihrer völkerrechtlichen
Verpflichtung, afghanische Staats-
bürger aufzunehmen, auch nach-
kommt. Die deutsche Bundesre-
gierung hat bei der afghanischen
Regierung entsprechend interve-
niert. Jetzt kommt es darauf an,
dass ganz konkret einzelne Bun-
desländer diesen Weg gehen. Das
halte ich für eine logische Konse-
quenz unserer Anstrengungen in
Afghanistan und ein gewünschtes

Ergebnis unseres Einsatzes dort.
Zum Schluss meiner Rede

möchte ich es nicht versäumen,
im Namen der CDU/CSU-Frakti-
on den 3.200 Soldatinnen und
Soldaten der Bundeswehr, die den
Weihnachtsabend nicht zu Hause
verbringen können, sondern im
Einsatzgebiet verbringen müssen,
für ihren Einsatz herzlich zu dan-
ken, ihnen ein gesegnetes Weih-
nachtsfest zu wünschen und eine
glückliche Heimkehr zu ihren Fa-
milien in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem noch
die Abgeordneten Lars Klingbeil
(SPD), Florian Hahn (CDU/CSU) und
Marieluise Beck (Bündnis 90/Die Grü-
nen).

Bundeswehr-Einsatz im Mittelmeer / 146. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 17. Dezember 2015

Matthias Ilgen, SPD:

Einsatz einseitig zu beenden, ist
weder sinnvoll noch zielführend

Matthias ‚Ilgen (*1983)
Landesliste Schleswig-Holstein

Wir haben heute über die
Verlängerung des Man-
dates für die Operation

Active Endeavour zu entscheiden,
eines Einsatzes, der unter Rot-
Grün vor nunmehr 13 Jahren un-
ter dem Eindruck der Anschläge
des 11. September seinen Ur-
sprung genommen hat. Entgegen
der gewohnten Praxis geht es heu-
te jedoch nicht um ein Mandat für
ein volles Jahr. Konkret beschlie-
ßen wir heute eine Mandatsver-
längerung für lediglich sechs Mo-
nate. Die berechtigte Frage lautet:
Weshalb nur für ein halbes Jahr?

Als es im letzten Dezember da-
rum ging, dem Einsatz für ein wei-
teres Jahr das Mandat zu erteilen,
hat es mein Kollege Herr Brunner
bereits angesprochen: Die An-
schläge vom 11. September waren
seinerzeit Anlass, diesen Einsatz
zu beginnen, doch können sie
nicht auf ewig als Begründung für
diese Operation gelten, zumal die
Situation, die zu der ursprüngli-
chen Ausrichtung des Einsatzes
führte, mit der heutigen Situation

nicht mehr viel gemein hat.
Die Bedrohung durch den im

Mittelmeer vorhandenen mariti-
men Terrorismus wird als abstrakt
bewertet, nicht zuletzt gerade des-
halb, weil die Mission einen prä-
ventiven Charakter hat. Mittler-
weile beschränkt sich die Operati-
on Active Endeavour größtenteils
auf das Element Luftraumüberwa-
chung. Deshalb sollte aber nie-
mand den Fehler begehen, zu
denken, man könne diese Mission
einfach mir nichts, dir nichts be-
enden. Es wäre ein gefährlicher
Trugschluss, sich nur deshalb in
Sicherheit zu wiegen, weil von ei-
ner abstrakten Bedrohungslage die
Rede ist. Dafür, wie schnell aus ei-
ner solchen Lage dennoch sehr
schnell eine konkrete Situation
entstehen kann, gibt es in der
jüngsten Vergangenheit allzu viele
traurige Beispiele.

Nach wie vor liefert die Operati-
on Active Endeavour in vielerlei
Hinsicht einen vielseitigen Beitrag
zur maritimen Sicherheit im Mit-
telmeerraum. Zum einen besteht
durch die dortige Überwachung
ein präventives Element, welches
durch Abschreckung mögliche Ak-
tionen unterbindet, zum anderen
haben wir in dieser Operation ein
Forum für Kooperation mit den
anderen Mittelmeeranrainerstaa-
ten, und das trägt zur gegenseiti-
gen Vertrauensbildung erheblich
bei.

Was wir Sozialdemokraten
schon seit längerem gesagt haben,
konnte dieses Jahr nicht zuletzt
dank der Bemühungen des Au-
ßenministers Frank-Walter Stein-
meier erreicht werden. Anfang Juli

dieses Jahres hat man sich auf
NATO-Ebene darauf verständigt,
die Operation Active Endeavour
von Artikel 5 des NATO-Vertrages
loszulösen, auf dem NATO-Gipfel
in Warschau im kommenden Juli
weiterzuentwickeln und auf neue
Füße zu stellen. Auch damit betritt
die NATO ein Stück Neuland.
Erstmals wird damit eine Mission
von Artikel 5 wieder abgekoppelt
und der Bündnisfall somit in Tei-
len aufgehoben.

Verzichten können wir auf die-
ses sicherheits- und ordnungs-
schaffende Element jedoch nicht –
insbesondere nicht in Zeiten, in
denen die Bedrohungsszenarien
im Mittelmeer durch die organi-
sierte Kriminalität vielschichtiger

geworden sind und werden.
Fest steht: Der Wert dieses Ein-

satzes ist ungebrochen, auch wenn
sich die Rahmenbedingungen, un-
ter denen er einst ins Leben geru-
fen wurde, geändert haben. Die-
sem Umstand wird auf dem
NATO-Gipfel im kommenden Juli
in Warschau Rechnung getragen
werden. Wie und in welcher Form
dann zu gegebenem Zeitpunkt
hier im Parlament wieder ent-
schieden werden muss, werden
wir dann besprechen.

Die maritime Strategie der
NATO von 2011 zeichnet einen
guten Weg vor. Bis dahin gilt, dass
wir in Verantwortung gegenüber
unseren Partnern diesen Einsatz
um ebendieses halbe Jahr verlän-
gern müssen, liebe Kolleginnen
und Kollegen. Man beginnt nicht
gemeinsam einen Einsatz und
steigt dann einseitig aus. Das wür-
de unsere Isolation in der Außen-
politik bedeuten.

Den Einsatz jetzt einseitig zu
beenden und dann in einem hal-
ben Jahr einfach wieder neu auf-

zunehmen, ist weder sinnvoll
noch zielführend. Es ist zudem für
die maritime Sicherheit wichtig,
diesen Einsatz fortzusetzen. Es
geht um eines der auch für den
Seehandel wichtigsten Gewässer,
nämlich das Mittelmeer. Deshalb
plädieren wir, die SPD-Bundes-
tagsfraktion, für die in dieser
Form letztmalige Verlängerung des
Einsatzes.

Frau Präsidentin, meine Damen
und Herren, auch ich möchte die
Gelegenheit nutzen, allen Solda-
tinnen und Soldaten zu danken,
insbesondere denen, die in diesen
Tagen im Auslandseinsatz sind.
Letztlich geschieht dies immer auf
Geheiß dieses Parlamentes. Die
Opfer, die die Angehörigen und
Familien der Soldatinnen und Sol-
daten gerade in diesen Tagen
durch unsere Entscheidung erbrin-
gen, verdienen unseren tiefsten
Respekt und unsere Anerkennung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU und des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Auf den Weg in den Einsatz: Von Ende September 2014 bis Ende Mai 2015 nahm „U33“ unter anderem an der
Nato-Operation „Active Endeavour“ teil. © dpa
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Stefan Liebich, DIE LINKE:

Beenden Sie endlich
diesen sinnlosen Einsatz

Stefan Liebich (*1972)
Wahlkreis Berlin-Pankow

Apropos Weihnachten – in
der Vorweihnachtszeit
kann man es ja sagen –:

Alle Jahre wieder diskutieren wir
über diesen Einsatz. Alle Jahre
wieder stimmen wir über eine Ver-
längerung dieses Einsatzes ab. Sie
haben es eben gesagt: Der Einsatz
hat seine Begründung eigentlich
verloren.

Die SPD hat ihre Position zu
diesem Einsatz so oft gewechselt
und sich so oft um sich selbst ge-
dreht, dass Ihnen schon ganz
schwindlig sein müsste. Schauen
wir einmal zurück: Es war Außen-

minister Steinmeier, der 2008 ge-
sagt hat: Dieser Einsatz ist ohne
jede Alternative. Er ist ein Signal
der Solidarität mit den Alliierten.
Die „politische Rückendeckung“
für unsere Soldaten sollten wir da-
mals hier durch einen Beschluss
des Bundestages gewährleisten.

Dann kam die schwarz-gelbe
Regierung. Die Fraktion der SPD
hat gemeinsam mit Bündnis 90/
Die Grünen und unserer Fraktion
diesen Einsatz abgelehnt. Auch
Frank-Walter Steinmeier hat da-
mals in namentlicher Abstim-
mung am 13. Dezember 2012 –
ich habe extra im Protokoll nach-
geschaut – mit Nein gestimmt.
Der Kollege Bartels, unser heutiger
Wehrbeauftragter, der wie immer
ganz ordentlich unseren Debatten
zu diesem Thema lauscht, hat ar-
gumentiert, warum es richtig war,
diesen Einsatz zu beenden, Herr
Ilgen. Ich will Ihnen das in Erin-
nerung rufen. Der Kollege Bartels
sagte:

Ansonsten ist Terrorismus über-
all auf der Welt durch die Polizei
zu bekämpfen, insbesondere
durch die internationale Zusam-
menarbeit der Polizei. Er ist dort

zu bekämpfen, wo er droht, aber
nicht in erster, zweiter oder dritter
Linie durch ein NATO-Geschwa-
der im Mittelmeer.

Da hat er recht. Dann kam die
Große Koalition zurück, und die
SPD musste eine Begründung fin-
den, warum sie zu diesem Einsatz
jetzt wieder Ja sagt. Am 16. Januar
2014 sagte Frank-Walter Steinmei-
er, nun wieder Außenminister:

Wir haben die Laufzeit auf elf
Monate gekürzt, um auf diese
Weise deutlich zu machen, dass
das so etwas wie ein Übergangs-
mandat sein soll.

Dann waren die elf Monate um.
Der Kollege Brunner – Sie haben
eben darauf hingewiesen – sagte:
Hoffentlich ist es das letzte Mal. –
Jetzt sitzen wir wieder hier, und
Sie lassen den Bundestag erneut
abstimmen. Wieder sagen Sie:
Hoffentlich letztmalig. – Wenn Sie
dann noch erklären, es gehe Ihnen
gar nicht mehr darum, den Ein-
satz zu beenden, sondern vom
Bündnisfall zu entkoppeln, dann
sind Sie auf ganzer Linie geschei-
tert.

Es geht einfach darum, dieses
überflüssige Mandat auch im

kommenden Jahr wieder zu ver-
längern, dann allerdings unter
neuem Namen. Das ist der kom-
plett falsche Weg.

Eines wird an diesen Vorgängen
deutlich – das haben wir hier
schon in der ersten Lesung disku-
tiert; mein Kollege Dr. Neu kam
darauf zu sprechen –: Wir geraten
relativ schnell in Bundeswehrein-
sätze hinein. Heute erleben Sie,
wie schwer es ist, aus Bundeswehr-
einsätzen herauszukommen. Den-
ken Sie an die Debatte, die wir
eben zu Afghanistan hatten. Ei-
gentlich wollten Sie diesen Einsatz
beenden. Jetzt wird er verlängert,
und die Zahl der Soldaten wird
wieder aufgestockt. Denken Sie
auch an den Einsatz der Bundes-
wehr in Syrien, den Sie in der letz-
ten Sitzungswoche beschlossen
haben. Sie ziehen ohne Plan, oh-
ne Ziel in Einsätze. Sie wissen
nicht, wie Sie die Soldatinnen und
Soldaten wieder nach Hause brin-
gen.

Sie ignorieren sogar – das war
bei dem Syrien-Einsatz der Fall –,
dass es kein korrektes Mandat der
Vereinten Nationen gibt. Sie neh-
men sich nicht ausreichend Zeit,
um in diesem Hause die Pläne zu
diskutieren, sondern Sie verkürzen
die Verfahren. Schnell, schnell,
schnell muss es gehen. Wahr-
scheinlich ist das der einzige Weg,
wie Sie Ihre Kolleginnen und Kol-
legen in den Regierungsfraktionen
überhaupt noch zu einem Ja zu
solchen Himmelfahrtskomman-

dos bewegen können.
Wie man dem internationalen

Terrorismus begegnet, ist in der
Tat eine schwierige Frage. Das
wird auch bei uns intensiv und
manchmal auch kontrovers disku-
tiert. Dabei geht es um Ursachen,
den Nährboden, die Finanzierung
und den Zustrom von Kämpfern.

Ich persönlich und auch einige
andere bei uns schließen den Ein-
satz militärischer Gewalt gegen-
über Terroristen nicht aus. Ich fin-
de es gut, dass die Kämpferinnen
und Kämpfer der Kurden die letz-
te Verteidigungslinie gegenüber
dem „Islamischen Staat“ bilden.
Ich sehe eine Verantwortung der
UNO für den internationalen Frie-
den.

Aber das, was Sie in der letzten
Woche beschlossen haben, unter-
stützt bei uns niemand, weil es
mehr schadet, als es nützt. Sie ge-
fährden das Leben von Zivilisten
und Soldaten, und am Ende wird
der IS stärker statt schwächer. Die-
se Leute danken für jede Bombe
des Westens.

Der Einsatz von Fregatten im
Mittelmeer wird dagegen ebenso
wenig helfen wie die Bombardie-
rung von Rakka. Lernen Sie end-
lich aus Afghanistan, Irak und Li-
byen! Machen Sie heute einen ers-
ten Schritt, und beenden Sie zu-
mindest diesen sinnlosen Einsatz.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNISSES

90/DIE GRÜNEN)
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Dr. Andreas Nick, CDU/CSU:

Die Lage im Mittelmeerraum
hat sich seit 2001 verändert

Andreas Nick (*1967)
Wahlkreis Montabaur

Herr Kollege Liebich, dass
Ihre Fraktion außen- und
sicherheitspolitisch in

der Regel auf Irrwegen unterwegs
ist, ist nichts Neues. Aber mittler-
weile haben Sie sich offensichtlich
auch schon beim Tagesordnungs-
punkt verirrt, könnte man mei-
nen, wenn man Ihrer Rede zuge-
hört hat. Denn zu Active Endea-
vour haben Sie recht wenig gesagt.

Als Reaktion auf die Terroran-
schläge in den USA am 11. Sep-
tember 2001 war die Mission Acti-
ve Endeavour, die wir im Rahmen
des Artikel 5 Nordatlantikvertrag
gemeinsam mit unseren Verbün-
deten in der NATO beschlossen
haben, eine angemessene Maß-
nahme. Als Frühwarnsystem war
und ist es ihre Aufgabe, im Mittel-
meerraum einen Beitrag zur mari-
timen Terrorismusabwehr zu leis-
ten. Dieser vorbeugende Sicher-
heitsbeitrag war erfolgreich. Es ist
weder zu einem terroristischen
Angriff im Mittelmeer gekommen,
noch hat sich bisher aus der wei-
terhin bestehenden abstrakten Be-
drohungslage eine konkrete oder
akute Bedrohung durch mariti-
men Terrorismus entwickelt. Un-
ser besonderer Dank gilt daher zu-
nächst einmal unseren Soldatin-
nen und Soldaten der Bundes-
wehr, insbesondere der Bundes-
marine, für ihren engagierten Ein-
satz.

Es ist richtig: Die Lage im Mit-
telmeerraum hat sich seit 2001
verändert. Zurzeit beschränkt sich
die Operation daher vorrangig auf
die Seeraumüberwachung und
den Lagebildaustausch auf und
über See. Es ist angesprochen wor-
den: Bereits seit 2012 setzt sich
Deutschland in der NATO deshalb
für eine Weiterentwicklung des
Einsatzprofils der Mission ein, das
nicht mehr an Artikel 5 des Nord-
atlantikvertrages gekoppelt ist,
sondern die Operation Active En-
deavour soll eine umfassende ma-
ritime Sicherheitsoperation unter
Erfüllung aller sieben Aufgaben
der maritimen Strategie der NATO
werden. Dazu gehören insbeson-
dere die Seeraumüberwachung
und Bekämpfung des Terrorismus
und die Aufrechterhaltung der
Freiheit der Meere und der Schutz
kritischer maritimer Infrastruktur.

Der Atlantikrat hat die deut-
schen Empfehlungen als einen
konstruktiven Vorschlag aufge-

nommen. Im Juli 2016 werden die
NATO-Mitgliedstaaten beim Gip-
fel in Warschau über die neuen
Einsatzgrundlagen entscheiden.
Sollte der Operationsplan bereits
im Laufe des Mandatszeitraumes
bis zum 15. Juli 2016 verändert
werden, wird natürlich eine umge-
hende Überprüfung der rechtli-
chen und politischen Einsatz-
grundlagen einer deutschen Betei-
ligung an der Mission erforderlich
werden.

Schaut man auf das Erreichte,
wird deutlich: Bereits heute ist die
Operation Active Endeavour weit
mehr als ein Beitrag zur mariti-
men Terrorismusabwehr im Mit-
telmeer. Sie ist vielmehr ein gelun-
genes Beispiel für erfolgreiche in-
ternationale Zusammenarbeit, die
maßgeblich zur Aufrechterhaltung
der Freiheit der Meere beiträgt.
Die Präsenz der Einsatzverbände
hat sich zu einem präventiven
Ordnungsfaktor im gesamten Mit-
telmeer entwickelt, gerade auch
für die zivile Schifffahrt.

Zu den konkreten Aufgaben
zählen die Erfassung und Doku-
mentation des zivilen Seeverkehrs
und der daran teilnehmenden
Handelsschiffe. Die erfassten Da-
ten bilden die Grundlage für prä-
ventive Sicherungs- und Schutz-
maßnahmen gegen terroristische

Aktivitäten. Sie werden zugleich
aber auch für andere Marineein-
sätze im Mittelmeer, zum Beispiel
für den multinationalen Einsatz
UNIFIL vor der Küste des Liba-
non, genutzt. Insgesamt wurden
bisher mehr als 122 000 Handels-
schiffe überprüft und 166 Schiffe
an Bord durchsucht. Seit 2003
wurden über 450 Handelsschiffe
durch die Straße von Gibraltar es-
kortiert, um die stark befahrene
Meeresenge vor möglichen terro-
ristischen Anschlägen zu schützen.
Abgesehen von der unmittelbaren
operativen Leistung kommt Active
Endeavour als Kooperationsplatt-
form und bedeutendem Konsulta-
tionsforum zudem eine wichtige
vertrauensbildende Frühwarn-
funktion zu.

Gemeinsam haben sich die
NATO-Staaten mit verschiedenen
Partnern über Jahre hinweg für die
Sicherung des Mittelmeerraumes
eingesetzt. Neben Russland und
der Ukraine haben sieben Mittel-
meeranrainer, darunter Marokko,
Israel, Tunesien, Algerien und
Ägypten, Informationen über ver-
dächtigen Schiffsverkehr in ihren
Küstengewässern an die Operation
geliefert.

Im 19. Jahrhundert galt noch,
dass Britannien die Wellen be-
herrscht. Das britische Empire
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knüpfte eine Perlenkette der
Stützpunkte von Gibraltar über
Malta und Zypern, Suez und
Aden bis nach Singapur und
Hongkong. Eine Seemacht wurde
dadurch zur Weltmacht, die auch
den globalen Handel beherrsch-
te. Durch die Globalisierung sind
heute alle Staaten weltweit über
Handels- und Datenströme mit-
einander vernetzt. Keine Welt-
macht, kein Imperium kann und
wird im 21. Jahrhundert unilate-
ral die maritime Sicherheit glo-
baler Handelswege sicherstellen
können. Aber internationale See-
handelswege sind neben dem
Luft- und Weltraum und zuneh-
mend auch dem Cyberspace ei-
nes der zentralen globalen Ge-
meinschaftsgüter, eine der Le-
bensadern der Globalisierung.

Als weltweit führende Exportnati-
on ist Deutschland in besonderer
Weise darauf angewiesen, dass
diese Gemeinschaftsgüter effektiv
geschützt werden. Ich habe des-
halb mit der Konrad-Adenauer-
Stiftung eine Studiengruppe etab-
liert, die sich konkret mit der Auf-
gabenstellung zur Sicherung die-
ser globalen Gemeinschaftsgüter,
der Global Commons, befasst.
Die Gruppe wird ihre Arbeit im
nächsten Jahr abschließen.

Durch seine Offenheit und Ver-
flechtung in weltweiten Han-
dels-, Transport- und Kommuni-
kationsnetzwerken ist unser Land
besonders abhängig vom globa-
len Austausch. Damit ist
Deutschland auch anfällig und
verwundbar für alles, was diese
Netzwerke stört. Umgekehrt gilt:

Abschottung wäre hier keine rea-
listische Option; denn das hieße,
unseren eigenen Lebensnerv zu
kappen. Der Anteil von Im- und
Exporten am Bruttoinlandspro-
dukt unseres Landes liegt bei
knapp 70 Prozent.

Fast jeder vierte Arbeitsplatz in
der Bundesrepublik ist abhängig
vom Export. 80 Prozent der Gü-
ter werden über die hohe See ein-
und ausgeführt.

Die Verwundbarkeit der Liefer-
ketten auf den Ozeanen wird im
Mittelmeer besonders deutlich.
Das Mittelmeer ist eines der welt-
weiten Nadelöhre des Warenaus-
tauschs. Die Region zählt welt-
weit zu den wichtigsten mariti-
men Transportkorridoren. Ein
Drittel aller über See transportier-
ten Güter und ein Viertel aller

Öltransporte werden durch das
Mittelmeer geleitet. Jährlich pas-
sieren circa 220 000 Handels-
schiffe dieses Gebiet. Natürlich
geht die Bedeutung des Mittel-
meerraums weit über den reinen
Transportkorridor hinaus. Nicht
zuletzt beteiligen wir uns seit Ju-
ni 2015 zusammen mit 21 ande-
ren Nationen an der EUNAVFOR
MED Operation Sophia, bei der
deutsche Marinesoldaten über 9
500 Flüchtlinge aus Seenot geret-
tet haben und darüber hinaus
das Ziel verfolgen, zwischen der
italienischen und libyschen Küste
vor allem gegen Schlepperban-
den vorzugehen.

Deutschland profitiert wie
kaum ein anderes Land von der
Globalisierung und der friedli-
chen, offenen und freien Welt-

ordnung, die sie ermöglicht.
Gleichzeitig ist Deutschland aber
auch in besonderer Weise abhän-
gig vom Funktionieren dieser
Ordnung. Es ist damit in beson-
derer Weise verwundbar und an-
fällig für die Folgen von Störun-
gen in diesem System. Mit einem
fortgesetzten Beitrag zu Active En-
deavour tragen wir im NATO-
Rahmen zur Sicherung eines
wichtigen Global Common bei.
Eine Weiterführung und zukünfti-
ge Fortentwicklung der Operation
Active Endeavour liegen im deut-
schen Interesse. Die CDU/CSU-
Fraktion stimmt dem Antrag der
Bundesregierung zu.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Dr. Frithjof Schmidt, BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN:

Die Begründung dieses Einsatz
ist völkerrechtlich problematisch

Frithjof Schmidt (*1953)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Es ist schon fast ein Ritual:
Seit vielen Jahren diskutie-
ren wir regelmäßig einmal

im Jahr über die Operation Acti-
ve Endeavour im Mittelmeer.
Aber seit wenigstens zwei Jahren
sind wir uns alle in diesem Parla-
ment in einer Hinsicht einig: Die
Begründung dieses Einsatzes mit
dem Bündnisfall nach Artikel 5
des Nordatlantikvertrags ist völ-
kerrechtlich hoch problematisch,
zumindest jedoch schon lange
überholt.

14 Jahre nach dem schreckli-
chen Anschlag auf das World Tra-
de Center in New York einen Ein-
satz im Mittelmeer mit der ame-
rikanischen Verteidigung gegen
den Terror zu begründen, das ist
nicht nur anachronistisch, das ist
absurd.

Aber das wissen Sie ja auch:
Die Bundesregierung strebt zu
Recht eine Entkopplung dieses
Einsatzes von Artikel 5 des Nord-
atlantikvertrags an und be-
schreibt die konkrete Bedro-
hungslage, auf die reagiert wer-
den soll, in der Begründung des

Mandates als „abstrakt“. Das ist
wohl ein anderes Wort für „nicht
konkret vorhanden“.

Sie drängt entsprechend auch
auf eine Veränderung des Opera-
tionsplanes. Das ist alles richtig.

Aber die NATO-Partner haben
Ihnen jetzt mehrere Jahre hinter-
einander eine Abfuhr erteilt. Mit
all diesen Forderungen konnten
Sie sich in der NATO bisher nicht
durchsetzen. Was ist jetzt Ihre Lö-
sung? Sie wollen erneut eine Ver-
längerung dieses Mandates be-
schließen, das Sie selbst so
schlecht finden. Dafür wollen Sie
weiter bis zu 500 Soldatinnen
und Soldaten ab-
kommandieren.
Das ist nicht nur
anachronistisch,
sondern auch poli-
tisch unsinnig.

Liebe Kollegin-
nen und Kollegen
von der Koalition,
wenn Sie die völ-
kerrechtliche
Grundlage für über-
holt halten, wenn Sie die Bedro-
hungslage nicht konkret erken-
nen können und wenn Sie den
Operationsplan in wichtigen
Punkten für falsch halten, dann
dürfen Sie die Bundeswehr nicht
in einen solchen Einsatz schi-
cken, auch nicht für ein halbes
Jahr.

Damit diskreditieren Sie näm-
lich alles, was wir sonst gemein-
sam über Mandatsklarheit sagen.

Auch ganz praktisch macht das
alles überhaupt keinen Sinn;
denn das, was da im Rahmen
dieses Mandates wirklich ge-
macht wird, das sind die See-

raumüberwachung und die Er-
stellung eines Lagebildes. Das
sind alles Routineaufgaben, die
die NATO im Mittelmeerraum
im Normalfall sowieso durch-
führt. Dazu bedarf es keiner Son-
dermission.

Sie versprechen sich und uns
jetzt, dass dies in einem halben
Jahr anders wird. Ich kann nur
sagen: Dann sollten Sie die Betei-
ligung an dieser Sondermission
aussetzen – das haben Sie übri-
gens 2013 schon einmal einen
Monat lang gemacht –, bis die
NATO in einem halben Jahr auf
ihrem Gipfel endlich die von Ih-

nen und auch von
uns geforderten
Korrekturen be-
schließt.

Sie sollten sich
selbst und Ihre
Kritik an diesem
Mandat ernst neh-
men.

Vermutlich wür-
den Sie damit
mehr politischen

Druck entfalten als mit allem an-
deren, was Sie bisher versucht ha-
ben und was ja nichts genützt
hat.

Wir fordern Sie auf, endlich
praktische Konsequenzen aus Ih-
ren Einsichten zu ziehen. Es ist
falsch, einem Mandat, das man
selbst schlecht findet und das
praktisch überflüssig ist, zuzu-
stimmen. Meine Fraktion wird
das Mandat deshalb auch dies-
mal ablehnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)
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Fortsetzung auf nächster Seite

Dr. Fritz Felgentreu, SPD:

Unse Haltung hat
sich nicht geändert

Fritz Felgentreu (*1968)
Wahlkreis Berlin-Neukölln

Wir haben heute wieder
einmal viel darüber ge-
hört, dass die SPD als

Regierungspartei mit dem NATO-
Einsatz im Mittelmeer angeblich
so ganz anders umgeht als in der
letzten Legislaturperiode, als wir
noch in der Opposition waren.
In der Opposition haben wir ge-
gen die Verlängerung von Active
Endeavour gestimmt, jetzt stim-
men wir dafür. Trotzdem darf ich
hier mit großem Selbstvertrauen
feststellen: Erstens hat die SPD-
Fraktion, haben wir unsere Hal-
tung zu Active Endeavour nicht
verändert.

Das hat der Kollege eben auch
deutlich gesagt. Zweitens ist die
Politik der SPD von Erfolg ge-
krönt. Verändert hat sich aller-
dings unser Abstimmungsverhal-
ten, und zwar deswegen, weil eine
Oppositionsfraktion manchmal
andere Mittel anwenden muss, um
ihre Ziele zu erreichen, als eine
Regierungsfraktion.

Da brauchen Sie, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der Linken,
gar nicht unruhig zu werden. Sie

können sich so einen Methoden-
wechsel bisher nicht vorstellen.
Sie stecken so tief in Ihren ideolo-
gischen Gräben, dass Sie deswegen
die Verweigerung von Verantwor-
tung auf Bundesebene betreiben.
Lassen Sie sich das doch einmal
vom Kollegen Liebich erklären. Er
weiß, was es bedeutet, auf Regie-
rungsebene Verantwortung zu
übernehmen und dass man als Re-
gierungspartei andere Mittel zur
Erreichung der gleichen Ziele an-
wendet als vorher in der Oppositi-
on.

In der Opposition ging es für
uns darum, unseren Argumenten
möglichst wirkungsvoll Gehör zu
verschaffen. Active Endeavour hat
vor 14 Jahren begonnen, um Ter-
rorismus zur See abzuwehren. Der
Einsatz war eine von vielen Reak-
tionen der NATO auf 9/11. Der
Bündnisfall nach Artikel 5 des
NATO-Vertrags lieferte und liefert
noch immer die Begründung. Die
SPD sagt jetzt seit Jahren völlig
unverändert – Sie haben es eben
noch einmal bestätigt –: Mit dem
Bündnisfall können wir Active En-
deavour nicht mehr vernünftig be-
gründen. Der Ansatz an sich ist
gut und sinnvoll.

Wir halten weiterhin viel von
dem Einsatz, aber er ist Routine
geworden. Luftüberwachung und
Aufklärung ist etwas, was die
NATO auch ohne Bündnisfall im
Mittelmeer tun kann und muss.
Wir wollen wissen, was da los ist.

Der Bündnisfall ist zur Begrün-
dung allerdings nicht nur entbehr-
lich, er ist in gewisser Weise sogar
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Wir fordern Sie
auf, endlich

praktische Kon-
sequenzen aus

Ihren Einsichten
zu ziehen.
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eine Belastung geworden, genau
wegen der Debatte, die wir heute
führen. Active Endeavour muss
aus Sicht der SPD zu einem Bei-
spiel dafür werden, mit welchem
Entscheidungsprozess die NATO
den einmal festgestellten Bündnis-
fall irgendwann auch wieder be-
endet.

Als Oppositionsfraktion wollten
wir die Regierung treiben; diplo-
matisch aktiv sollte sie werden,
damit die NATO Active Endeavour
entsprechend umgestaltet. Das
ging am besten durch entschiede-
ne Zuspitzung und eben die Ab-

lehnung des Mandats.
Deswegen machen Sie es heute

auch noch so. Genau das, was die
Grünen heute machen, haben wir
damals getan, und zwar mit der
gleichen Zielsetzung. Seit die SPD
selbst den Außenminister stellt,
setzt sich diese Bundesregierung
aktiv für dieses Ziel ein. Wir ste-
hen jetzt kurz vor dem Erfolg.

Nur deshalb kann es sich die
Bundesregierung überhaupt leis-
ten, die wahrscheinlich letzte Ver-
längerung des Mandats nur noch
für ein halbes Jahr, eben bis zum
15. Juli, zu beantragen. Die Zeit

bis zum NATO-Gipfel in War-
schau Anfang Juli müssen wir jetzt
nutzen, um für den NATO-Einsatz
im Mittelmeer eine neue Grundla-
ge zu definieren. Auftrag und
Operationsplan werden aus der
maritimen Strategie der NATO ab-
zuleiten sein und in jedem Fall
weiterhin Aufklärung und die Er-
stellung von Lagebildern sowie
die internationale Zusammenar-
beit, insbesondere mit den südli-
chen Mittelmeeranrainern, umfas-
sen.

Das ist die Politik, die die SPD-
Fraktion seit Jahren anstrebt. Dass

wir als Koalitionsfraktion die Di-
plomatie dieser Bundesregierung
unterstützen, ist doch eine Selbst-
verständlichkeit.

Dazu gehört, dass Deutschland
den NATO-Konsens nicht einseitig
aufkündigt – deutsche Sonderwe-
ge gehen wir nicht –, sondern dass
Deutschland auf eine Änderung
dieses Konsenses hinwirkt. Das
dauert dann in der Regel ein biss-
chen länger; aber die Geduld
lohnt sich. Vertrauen und Solidari-
tät sind die Früchte dieser Geduld.
Genau diese Früchte ernten wir
gerade, dank der klaren Haltung

der SPD, die seit zwei Jahren auch
im tätigen Handeln der Bundesre-
gierung und in der erfolgreichen
Arbeit unseres Außenministers ih-
ren Niederschlag findet.

In diesem Bewusstsein stimmen
wir dem Antrag der Bundesregie-
rung zu. Wir danken den Solda-
tinnen und Soldaten, die wir er-
neut in den Einsatz schicken, für
ihren Beitrag, und wir wünschen
ihnen eine glückliche Heimkehr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU)

Elisabeth Motschmann, CDU/CSU:

Anforderung an die Operation
haben sich grundlegend geändert

Elisabeth Motschmann (*1952)
Landesliste Bremen

Die letzten Wochen und
Monate haben uns ge-
zeigt, wie fragil die Si-

cherheitslage nicht nur im Nahen
und Mittleren Osten, sondern
auch bei uns in Europa ist und
wie schnell sich ein Lagebild ver-
ändern kann. Zum Abschluss ei-
nes so ereignisreichen Jahres be-
schäftigen wir uns daher noch ein-
mal mit unserer Sicherheit, mit
dem internationalen Terrorismus
und mit den Gefahren, die von
ihm ausgehen. Denn eines steht
fest: Die Bedrohung ist in den
letzten Jahren immer näher an
uns herangerückt. Davor kann nie-
mand die Augen verschließen. Die
Einzigen, die davor die Augen ver-
schließen, sind die Linken.

Lieber Herr Dr. Neu, ich will Ih-
nen einmal vortragen, was Sie zu
diesem Mandat gesagt haben. Da
frage ich mich, was Sie in Ihrem
Studium – Sie sind ja so stolz auf
Ihre Promotion – eigentlich ge-
lernt haben.

In einer Ihrer Reden hieß es:
Der Terroranschlag 2001 hat

nicht im Mittelmeer stattgefunden
... er hat in New York stattgefun-
den. Die räumliche Verteidigung
viele Tausend Kilometer vom An-
schlagsort entfernt ist mehr als
fragwürdig.

Vielleicht hat sich auch bis zu

Ihnen herumgesprochen, dass der
Terror nicht zu lokalisieren ist,
sondern dass er überall ist, dass er
sehr nah an uns herangerückt ist.
Sie müssten deshalb dem vorlie-
genden Antrag eigentlich zustim-
men, wenn Ihre Logik stimmt;
aber das ist eben ein bisschen
fraglich.

Ich könnte noch einen dum-
men – Entschuldigung – Spruch
von Ihnen wiederholen. Sie haben
nämlich auch gesagt, dieser Ein-
satz diene dem Schutz des Kapi-
tals.

Sind Sie noch ein Alt-68er, oder
haben Sie gar nichts dazugelernt?
Solche Äußerungen sind mehr als
fragwürdig, zumal für einen pro-
movierten Politologen. Da erwar-
tet man eigentlich mehr.

Wie es in der Flüchtlingskrise
keinen Schalter gibt, den man
umlegen und dadurch alle Proble-
me auf einmal lösen kann, so gibt
es auch für die Gefahren, die der

internationalen Gemeinschaft
durch den Terrorismus drohen,
keine einfache Lösung. Es kann
nur viele verschiedene Einsätze ge-
ben, die dem Ziel dienen, den Ter-
rorismus zurückzudrängen bzw.
zu verhindern.

Die Mission Active Endeavour
im Mittelmeer spielt gerade auch
angesichts der Flüchtlingsströme
der letzten Monate und angesichts
der Ursachen dieser Flüchtlings-
ströme in diesem Zusammenhang
eben doch eine wichtige Rolle, ei-
ne Rolle, die allerdings ursprüng-
lich nicht vorgesehen war. Wir ha-
ben schon mehrfach gehört, dass
diese Mission eine Reaktion auf
die Terroranschläge in New York
im September 2001 war. Ur-
sprünglich ging es darum, Han-
delsschiffen im Mittelmeer Be-
gleitschutz zu leisten, verdächtige
Schiffe zu kontrollieren und das
Mittelmeer zu überwachen. Die
Ziele waren Abschreckung und ak-

tive Terrorabwehr.
Weil sich die Bedrohung verän-

dert hat – auch das ist in den Bei-
trägen meiner Vorrednerinnen
und Vorredner schon angeklungen
–, hat sich Active Endeavour im-
mer mehr zu einer reinen Aufklä-
rungsmission gewandelt. Sie soll
in einem halben Jahr auch eine
neue Grundlage bekommen und
von Artikel 5 Nordatlantikvertrag
abgekoppelt werden.

Die Einsätze beschränken sich
auf die Seeraumüberwachung und
den sogenannten Lagebildaus-
tausch. Die Präsenz der NATO in
der Region wird derzeit vor allem
als präventive Ordnungsmaßnah-
me angesehen – auch das halte ich
für wichtig –, oder anders gesagt
als ein Garant, also nicht aus-
schließlich gemeint, der mariti-
men Sicherheit im Mittelmeer-
raum.

Die Anforderungen, die sich an
die Operation stellen, haben sich
aber grundlegend geändert. Unser
langfristiges Ziel ist es deshalb,
diese Operation mit einem neuen
Auftrag auszustatten, einem Auf-
trag, der die neuen Herausforde-
rungen in den Blick nimmt und
ihnen gerecht wird. Über die ver-
änderte Ausgestaltung dieses so
wichtigen Auftrages wird die

NATO aber erst im Sommer kom-
menden Jahres entscheiden. Des-
halb entscheiden wir heute darü-
ber, ob wir diese Operation im
Rahmen eines Übergangsmandats
bis dahin fortführen. Ich halte das
für völlig berechtigt und richtig.
Ein Mandat, Herr Schmidt, erst
auslaufen und dann wieder aufle-
ben zu lassen, ist viel mühsamer.
Das Mandat ist richtig, es hat sich
bewährt, und es bekommt eine
neue Begründung. Deshalb setzen
wir das Mandat fort.

Active Endeavour ist also ein
Stützpfeiler unserer gemeinsamen
Sicherheit. Die Operation dient
aber nicht nur unseren eigenen In-
teressen und unserer eigenen Si-
cherheit, sie schützt nicht nur un-
sere westliche Wertegemeinschaft
und unsere Freiheit insgesamt: Die
aktuellen Herausforderungen zei-
gen uns sehr deutlich, wie wichtig
und wie stabilisierend allein die
Anwesenheit der NATO im Mittel-
meer ist. Die neuen Herausforde-
rungen zeigen aber auch, wie
wichtig es ist, dass wir die Operati-
on Active Endeavour weiterentwi-
ckeln. So sinnvoll es im Jahr 2001
zunächst war, den Schwerpunkt
auf die Terrorabwehr zu legen, so
sinnvoll ist es heute, dieses Man-
dat neu zu begründen. Nur wenn
dies gelingt, wird die NATO ihre
Operation weiterhin effektiv und
erfolgreich durchführen können.

Es ist sinnvoll, Active Endeavour
zu einer langfristigen Sicherheits-
operation mit verschiedenen Auf-
gaben zu erweitern. Es ist sinnvoll,
dass Active Endeavour Aufgaben
der Aufklärung und der Lagebil-
derstellung wahrnimmt. Es ist
auch sinnvoll, Active Endeavour
für Nichtmitglieder der NATO zu
öffnen und dadurch engere Ko-
operationen anzustreben und
möglich zu machen.

Ich komme zum Schluss, Frau
Präsidentin. – Das Mandat ist
richtig. Wir setzen es fort. Ich bitte
um Ihre Zustimmung.

Ich wünsche Ihnen und auch al-
len Soldaten, die für uns im Ein-
satz sind, frohe Weihnachten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)
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Die Terroranschläge vom 11. September 2001 in der USA waren der Anlass für die Militäroperation im Mittel-
meer.

© picture alliance / Everett Collection
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Der Europäische Rat
Die Chefs von der EU treffen sich

Treffen vom Europäischen Rat

In der letzten Woche 
hat der Europäische Rat 
ein Treffen gehabt.

Genauer: 
Am 17. und am 18. Dezember.

Und zwar 
in der belgischen Hauptstadt Brüssel.

Bei dem Treffen wurden 
viele wichtige Themen besprochen.

Es ging zum Beispiel: 
- um Flüchtlinge, 
- um Terroristen 
- und um Groß-Britannien.

Im folgenden Text steht 
mehr über den Europäischen Rat 
und über das Treffen.

Was ist der Europäische Rat?

Der Europäische Rat 
ist eine Gruppe von Politikern 
von der Europäischen Union.

Zur Europäischen Union 
gehören 28 europäische Länder.

Sie haben sich zusammen-getan, 
um in Europa eine bessere Politik 
zu machen.

Und zwar eine Politik, die nicht nur 
die einzelnen Länder beachtet, 
sondern ganz Europa.

Die Abkürzung 
für Europäische Union ist: EU.

Zum Europäischen Rat gehört 
1 wichtiger Politiker 
aus jedem Land der EU.

Meistens ist der Politiker 
der „Regierungs-Chef“ 
von seinem Land.

Eine Regierung sind die Politiker, 
die ein Land führen.

Und der Regierungs-Chef ist 
die wichtigste Person in der Regierung.

In Deutschland ist das 
die Bundes-Kanzlerin Angela Merkel.

Denn sie ist 
die Chefin von der Bundes-Regierung.

leicht  

erklärt!
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Was macht 
der Europäische Rat?

Die Politiker vom Europäischen Rat 
treffen sich 4-mal im Jahr. 
Manchmal auch öfter.

Normalerweise aber im März, Juni, 
September und Dezember.

Und zwar meistens für 2 Tage.

Die Treffen sind fast immer 
in der belgischen Hauptstadt Brüssel.

Die Politiker sprechen dort 
über wichtige Themen, 
die die ganze EU betreffen.

Und sie beschließen, 
welche Politik es in Zukunft 
in der EU geben soll.

Das geht nicht immer ohne Streit.

Denn oft möchten 
verschiedene Länder 
unterschiedliche Dinge.

Dann müssen sie eine Lösung finden, 
die für alle in Ordnung ist.

Auch wenn vielleicht nicht jedes Land 
genau das bekommt, 
was es sich gewünscht hat.

Die Politiker stimmen zwar darüber ab, 
was in der Politik von der EU 
gemacht werden soll.

Der Europäische Rat 
macht aber keine festen Regeln.

Er macht zum Beispiel keine Gesetze, 
an die sich dann alle Länder 
von der EU halten müssen.

Sondern er macht eher Vorschläge, 
welche Politik die einzelnen Länder 
machen sollten.

Wie sie das dann am Ende wirklich 
machen, müssen die Länder 
selbst entscheiden.

Und zwar nach den Regeln, 
nach denen die Politik 
vom jeweiligen Land funktioniert.

Die Regierungs-Chefs haben in ihren 
Ländern aber meist viel zu sagen.

Darum werden viele Vorschläge vom 
Europäischen Rat tatsächlich beachtet.

Der Europäische Rat ist also eine 
wichtige Arbeits-Gruppe für die EU.

Aber es gibt auch Menschen, 
die ihn nicht so gut finden.

Sie finden zum Beispiel 
manche Entscheidungen 
vom Europäischen Rat schlecht.

Und sie finden es nicht gut, 
dass die Mitglieder 
vom Europäischen Rat 
nicht direkt gewählt werden.

Und dass die Gespräche von den 
Politikern meistens geheim sind.

Das Treffen 
vom Europäischen Rat

In der letzten Woche hat 
der Europäische Rat über 
viele verschiedene Themen 
gesprochen.

Terroristen

Der Europäische Rat 
hat darüber gesprochen, 
wie man Terroristen 
besser bekämpfen kann.



Das beschäftigt seit 
den Anschlägen von Paris 
im November viele Menschen 
in Europa.

Der Europäische Rat 
überlegt darum zum Beispiel, 
wie man die Grenzen von der EU 
besser beschützen kann.

Und wie man besser verhindern kann, 
dass Menschen überhaupt 
zu Terroristen werden.

Flüchtlinge

Im Moment kommen 
viele Flüchtlinge nach Europa.

Das sind Menschen, 
die ihr Heimat-Land verlassen müssen.

Sie flüchten zum Beispiel 
vor einem Krieg.

Oder auch vor Armut. 

Der Europäische Rat 
hat darüber gesprochen, 
wie man die Flüchtlinge 
besser in der EU verteilen kann.

Und wie man verhindern kann, 
dass überhaupt so viele Menschen 
ihre Heimat verlassen müssen.

Zum Beispiel, indem man mit den 
Heimat-Ländern zusammen-arbeitet.

Gemeinsame Wirtschaft

Die EU soll ihre 
gemeinsame Wirtschaft verbessern.

„Wirtschaft“ ist schwere Sprache.

Damit ist das Kaufen und Verkaufen 
von Gegenständen gemeint.

Einen Gegenstand,  
den jemand kauft oder verkauft,  
nennt man in schwerer Sprache auch: 
Ware.

Zur Wirtschaft gehört auch: 
- Wie die Waren hergestellt werden. 
-  Was damit passiert, nachdem man 

sie in den Müll geworfen hat.

Die EU soll ihre Wirtschaft 
möglichst gemeinsam machen.

Das bedeutet zum Beispiel:

-  Waren dürfen überall in der EU 
hergestellt werden. 
Und überall verkauft werden.

-  Arbeit-Nehmer dürfen überall 
in der EU Jobs annehmen.

-  Die ganze EU soll 
gemeinsames Geld haben. 
Das heißt, den Euro soll es hier 
möglichst überall geben.

Groß-Britannien in der EU

Groß-Britannien ist 
ein Mitglied von der EU.

Aber die Regierung 
von Groß-Britannien ist im Moment 
nicht zufrieden mit der EU.

Sie hat schon häufiger überlegt, 
dass sie austreten will.

Und dass sie die Bürger 
in Groß-Britannien fragen will, 
ob sie auch austreten wollen.

Die anderen Länder von der EU 
wollen aber, dass Groß-Britannien 
nicht austritt.

Darum versuchen sie, 
eine Lösung für den Streit zu finden.
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Angela Merkel
über den Europäischen Rat

Ein Treff en vom Europäischen Rat
ist natürlich auch ein wichtiges Thema
in den Ländern von der EU.

Denn der Europäische Rat macht ja 
Vorschläge für die Politik der Länder.

Darum hat Angela Merkel
vor dem Treff en eine Rede gehalten.

Und zwar am 16. Dezember.

Im Bundes-Tag.

In der Rede hat sie
den Politikern vom Bundes-Tag erklärt,
welche Dinge sie beim Treff en
ansprechen will.

Besonders wichtig war ihr dabei,
dass alle Länder von der EU
zusammen-arbeiten müssen.

Denn es gibt viele Probleme.

Zum Beispiel:
- Die Flüchtlinge in Europa,
- Terroristen
- und den Klima-Wandel.

Das sind Probleme,
die alle Länder etwas angehen.

Und die kein Land allein lösen kann.

Über die Flüchtlinge hat sie
zum Beispiel gesagt:

Alle Länder in der EU müssen
Flüchtlinge aufnehmen.

Das haben die Länder von der EU 
nämlich abgemacht.

Aber nicht alle Länder
halten sich daran.

Und es ist wichtig, dass nicht mehr
so viele Flüchtlinge
nach Europa kommen.

Damit man sich um die,
die kommen, gut kümmern kann.

Auch über den Kampf gegen Terroristen 
hat Merkel gesprochen.

Auch dabei müssen alle Länder
zusammen-arbeiten.

Und zum Beispiel Infos tauschen,
mit denen man
Terroristen fi nden kann.

Angela Merkel hat bei dem Treff en 
versucht, den anderen Mitgliedern 
vom Europäischen Rat
ihre Meinung zu erklären.

Und mit ihnen Lösungen
zu den Themen zu fi nden,
mit denen alle Länder
zufrieden sein können.

Jetzt müssen
die einzelnen Länder schauen,
wie sie die Entscheidungen
vom Europäischen Rat
in die Tat umsetzen können.

leicht 
erklärt!


